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Artikel 9 ï Fort- und Weiterbildung ï 

Artikel 10 ï Gerichtlicher Rechtsschutz ï 
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§ 5 a Abhängigkeit, Befangenheit, Ablehnung 

§ 6 Vorzeitige Beendigung, Ausscheiden, Abberufung 

II. Das Schlichtungsverfahren 

§ 7 Beteiligte 

§ 7 a Zulassung von Bevollmächtigten 

§ 7 b Kostenhilfe 

§ 8 Antragsgrundsatz 

§ 9 Antragsinhalt 

§ 10 Zurücknahme, Änderung des Antrags 

§ 11 Zurückweisung des Antrags 

§ 12 Befugnisse des Vorsitzenden 

§ 13 Verhandlungsvorbereitung, mündliche Verhandlung 

§ 14 Ladung zur mündlichen Verhandlung 

§ 15 Ablauf der mündlichen Verhandlung 

§ 16 Beweisaufnahme 

§ 17 Einigungsempfehlung 

§ 18 Rechtscharakter der Einigungsempfehlung 

§ 19 Verfahrenskosten 

§ 20 Kosten der Schlichtungsstelle 

§ 21 Übergangsregelung 

§ 22 In-Kraft-Treten 



ABD 
© ABD, erstellt am 27.01.2017 
Fassung vom  01.12.2016  

Inhaltsverzeichnis 

 

 

3. Ordnung zur Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und 
Todesfällen: Beihilfeordnung Teil A* 
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Arbeitgeberzuschuss nicht in Anspruch nehmen 

§ 8 Sonderregelungen 

Dritter Abschnitt: Gemeinsame Vorschriften 

§ 9 Ausschluss von Beihilfeleistungen 
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Regelung zur Fortführung des kirchlichen Beihilferechts zum Stichtag 31.12.2000 

6. Dienstordnung für Gemeindereferentinnen/ Gemeindereferenten in den 
bayerischen (Erz-)Diözesen 

I. Allgemeiner Teil 

1. Beruf und kirchliche Stellung 

2. Einsatzorte und Aufgaben 

3. Voraussetzungen für den Dienst 

4. Ausbildung, Berufseinführung, Fortbildung 

Feststellungsbeschluss der Bayer. Reg.-KODA vom 11. Juli 2001: 

7. Kirchliche Lehrerdienstordnung (KLDO) 

Inhaltsübersicht 
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I. Abschnitt: Allgemeines 
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8. Diözesane Regelungen 

9. Kriterienkatalog für die Beteiligung von Koalitionen gemäß Art. 6 Grundordnung 
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Präambel 

Das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen (Erz-)Diözesen umfasst die von der Bayerischen 
Regional-KODA beschlossenen und von den bayerischen (Erz-)Bischöfen jeweils für ihre (Erz-
)Diözese in Kraft gesetzten kirchlichen arbeitsvertragsrechtlichen Regelungen. 
 
Das einheitliche, regionale und eigenständige kirchliche Arbeitsvertragsrecht in den 
Bayerischen (Erz-)Diözesen wurde durch die Bayerische Regional-KODA auf der Basis 
grundlegender Beschlüsse gestaltet. Dabei orientierte sich die Bayerische Regional-KODA 
stets an den tarifrechtlichen Regelungen für Beschäftigte im öffentlichen Dienst im Freistaat 
Bayern. 
 
Die weitere Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts der Bayerischen (Erz-)Diözesen orientiert 
sich am Tarifvertrag (TVöD ï Fassung VKA) für die Beschäftigten der Arbeitgeber, die 
Mitglieder des kommunalen Arbeitgeberverbandes Bayern sind. Im Übrigen können 
Bestandteile der weiteren Tarifverträge des Öffentlichen Dienstes im Freistaat Bayern 
berücksichtigt werden. 
Die weitere Gestaltung der Sonderregelungen für Lehrkräfte an Schulen in kirchlicher 
Trägerschaft im Arbeitsvertragsrecht der bayerischen (Erz-)Diözesen orientiert sich an den für 
Lehrkräfte des Freistaates Bayern geltenden Regelungen. 
Die Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts der bayerischen (Erz-)Diözesen erfolgt auf den 
genannten Grundlagen, soweit kirchenspezifische Gründe dem nicht entgegenstehen. 
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Teil A 

A, 1. Allgemeiner Teil 

Abschnitt I: Allgemeine Vorschriften (§§ 1-5a) 

§ 1 Allgemeiner Geltungsbereich 

(1) Die von der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
(Bayerische Regional-KODA) beschlossenen und vom Diözesanbischof für die Diözese in 
Kraft gesetzten arbeitsvertraglichen Regelungen gelten für die Arbeitsverhältnisse der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ï nachfolgend Beschäftigte genannt ï im Dienst der 
katholischen Kirche bei den folgenden Rechtsträgern: 

1. den bayerischen Diözesen,  
2. den Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen,  
3. den Verbänden von Kirchenstiftungen,  
4. den sonstigen dem Diözesanbischof unterstellten öffentlich juristischen Personen des 

kanonischen Rechts, 
5. den sonstigen kirchlichen Rechtsträgern, unbeschadet ihrer Rechtsform, die der 

bischöflichen Gesetzgebungsgewalt unterliegen,  
6.  den sonstigen kirchlichen Rechtsträgern, unbeschadet ihrer Rechtsform, wenn sie 

gemäß § 1 Absatz 2 BayRKO in den Zuständigkeitsbereich der Bayerischen Regional-
KODA fallen, 

und deren rechtlich unselbständigen Einrichtungen. 
 
(2) Diese Regelungen gelten nicht für  
a) Beschäftigte bei Rechtsträgern, auf deren Arbeitsverhältnisse satzungsgemäß die 
Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) 
Anwendung finden, 
b) Beschäftigte an kirchlichen Hochschulen; für diese findet der Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) in der jeweils für den Freistaat Bayern geltenden 
Fassung Anwendung, 
c) Beschäftigte, für die eine kollektivrechtliche Regelung im Bereich des Freistaates Bayern für 
Waldarbeiter einzelvertraglich zur Anwendung kommt, 
d) Beschäftigte für die Eingliederungszuschüsse nach den §§ 88 ff. SGB III gewährt werden, 
e) Leiharbeitnehmer/Leiharbeitnehmerinnen von nicht kirchlichen Personal-Service-Agentur-
en, sofern deren Rechtsverhältnisse kollektivrechtlich geregelt sind, 
f) Beschäftigte in Brauereien, Gaststätten und Hotels, soweit anderweitige kollektivrechtliche 
Regelungen vereinbart sind. 
 
(3) Bei Beschäftigten, die ein über das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 15 hinausgehendes 
Entgelt erhalten, kann individualvertraglich von diesen Regelungen abgewichen werden.  
 

§ 2 Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit 

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen. 
 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_3/
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(2) 1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeitgeber dürfen nur begründet werden, 
wenn die jeweils übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang 
stehen. 2Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhältnis. 
 
(3) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie können 
gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 
 
(4) 1Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine 
kürzere Zeit vereinbart ist. 2Bei Übernahme von Auszubildenden im unmittelbaren Anschluss 
an das Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit. 
 

§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen 

(1) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche 
Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; 
dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus. 
 
(2) 1Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder 
sonstige Vergünstigungen in Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen sind nur 
mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. 3Werden den Beschäftigten derartige 
Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen. 
Protokollnotiz zu Absatz 2: 
1. Die Verletzung der Pflichten gemäß § 3 Abs. 2 kann einen wichtigen Grund zur außerordentlichen Kündigung darstellen; 
ggf. entsteht Schadensersatzpflicht. 
2. Die Dienstvorgesetzten haben dafür Sorge zu tragen, dass ihre Beschäftigten in regelmäßigen Abständen über diese 
Verpflichtungen belehrt werden. 
3. Die Dienstvorgesetzten haben etwaigen Verstößen nach Möglichkeit durch geeignete organisatorische und 
personalpolitische Maßnahmen vorzubeugen. 
 
(3) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig 
vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit 
Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten 
der Beschäftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 3Eine 
Nebentätigkeit ist zu untersagen, wenn und soweit sie 
a) gegen kirchliche oder staatliche Gesetze verstößt, 
b) mit dem Ansehen des kirchlichen Dienstes nicht vereinbar ist, 
c) die/den Beschäftigte/n in Widerspruch zu ihren/seinen dienstlichen Pflichten bringt, 
d) in Konkurrenz zu der arbeitsvertraglich vereinbarten Tätigkeit der/des Beschäftigten steht, 
e) die Zeit oder die Arbeitskraft der/des Beschäftigten so stark in Anspruch nimmt, dass die 
ordnungsgemäße Erfüllung ihrer/seiner arbeitsvertraglich vereinbarten Pflichten beeinträchtigt 
wird.  
4Auch nicht anzeigepflichtige Nebentätigkeiten dürfen die Dienstobliegenheiten nicht 
beeinträchtigen. 
 
(4) 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, die/den Beschäftigte/n zu 
verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie/er zur Leistung der 
arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage ist. 2Bei der beauftragten Ärztin/dem 
beauftragten Arzt kann es sich um eine/n Vertrauensärztin/Vertrauensarzt oder eine 
Betriebsärztin/einen Betriebsarzt handeln. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt der 
Arbeitgeber. 
Protokollnotiz zu Absatz 4: 
Unter Vertrauensärztin/Vertrauensarzt im Sinne des § 3 Abs. 4 ist eine/ein vom Arbeitgeber mit der Untersuchung 
beauftragte/r Ärztin/Arzt zu verstehen. 
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(5) 1Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. 2Sie 
können das Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmächtigte/n ausüben 
lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 
Protokollnotiz zu Absatz 5: 
1. Der Arbeitgeber kann eine Bevollmächtigte/einen Bevollmächtigten zurückweisen, wenn es aus dienstlichen oder 
betrieblichen Gründen geboten ist. 
2. Beschäftigte müssen zu Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig 
werden können, vor Aufnahme in die Personalakten gehört werden. Ihre Äußerung ist zu den Personalakten zu nehmen. 
 
(6) Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in 
der jeweiligen Fassung ist Bestandteil der Arbeitsverträge der Beschäftigten im Dienst der 
Katholischen Kirche in den bayerischen (Erz-)Diözesen.1 

1
Vgl. hierzu den Beschluss der Zentral-KODA vom 6.11.2008, abgedruckt in Anhang I. 
 
(7) 1Zur Schlichtung von Streitigkeiten aus dem kirchlichen Arbeitsverhältnis ist die 
Schlichtungsstelle anzurufen. 2Das Verfahren richtet sich nach der ĂOrdnung f¿r 
Schlichtungsverfahren zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Dienstgebern und 
Mitarbeitern aus dem Arbeitsverhältnis in den bayerischen (Erz-)Diºzesenñ. 3Das Recht 
der/des Beschäftigten, das staatliche Arbeitsgericht fristgerecht anzurufen, bleibt davon 
unberührt. 4Auf die Anrufung der Schlichtungsstelle können Arbeitgeber und Beschäftigte/r im 
Einzelfall einvernehmlich verzichten. 
 
(8a) Die Beschäftigten haben einen vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Schaden im 
Rahmen des allgemeinen Haftungsrechts dem Arbeitgeber zu ersetzen. 
 
(8b) Fügen die Beschäftigten in Ausübung ihres Dienstes weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig einem Dritten Schaden zu, tritt der Arbeitgeber für den verursachten Schaden ein, 
soweit es sich nicht um KFZ-Schäden handelt. 
 
(8c) Verursachen die Beschäftigten während einer Dienstfahrt weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig einen Schaden, ersetzt der Arbeitgeber den am KFZ der Beschäftigten 
entstandenen Schaden. Haben die Beschäftigten für ihr KFZ eine Fahrzeugteilversicherung 
abgeschlossen, erstattet der Arbeitgeber bei Teilkaskoschäden nur den 
Selbstbeteiligungsanteil, den die Beschäftigten zu tragen haben. 
 
(9) 1In Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie in Einrichtungen und sonstigen 
Tätigkeitsbereichen, die die Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung 
Minderjähriger enthalten oder die in vergleichbarer Weise  geeignet sind, Kontakt zu 
Minderjährigen aufzunehmen, ist der Arbeitgeber berechtigt, von den Beschäftigten 
regelmäßig die Vorlage eines aktuellen erweiterten Führungszeugnisses gemäß den 
jeweiligen Bestimmungen des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) zu verlangen. 2Die 
hierbei anfallenden Kosten trägt der Arbeitgeber. 3Enthält das Führungszeugnis Eintragungen, 
die nicht dem Zweck der Prävention von sexualisierter Gewalt an Minderjährigen dienen, 
unterliegen diese Informationen einem Verwertungsverbot. 4Darüberhinaus ist der Arbeitgeber 
berechtigt, von diesen Beschäftigten die Vorlage einer Selbstverpflichtungserklärung gemäß 
Anlage G zu verlangen. 5Näheres kann in einer Dienstvereinbarung geregelt werden. 
 

§ 4 Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung 

(1) 1Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen versetzt oder 
abgeordnet werden. 2Sollen Beschäftigte an eine Dienststelle oder eine Einrichtung außerhalb 
des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich länger als drei Monate abgeordnet 
werden, so sind sie vorher zu hören. 

http://2014.onlineabd.de/abd?Kat=28851&DatumAuswahl=
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=29382
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Anmerkung zu Absatz 1: 
1. Abordnung ist die Zuweisung einer vorübergehenden Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder einer anderen 
Einrichtung desselben oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses. 
2. Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimmten Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder einer anderen 
Einrichtung desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses. 
 
(2) 1Beschäftigten kann im dienstlichen/betrieblichen oder kirchlichen Interesse mit ihrer 
Zustimmung vorübergehend eine mindestens gleich vergütete Tätigkeit bei einem Dritten 
zugewiesen werden. 2Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert werden. 
3Die Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt unberührt. 4Bezüge aus der Verwendung nach 
Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet. 
Anmerkung zu Absatz 2: 
Zuweisung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses - die vorübergehende Beschäftigung bei einem 
Dritten im In- und Ausland, bei dem der Allgemeine Teil nicht zur Anwendung kommt. 
 
(3) 1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des 
Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhältnis die arbeitsvertraglich geschuldete 
Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung). 2§ 613a BGB sowie 
gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 
Anmerkung zu Absatz 3: 
1Personalgestellung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses - die auf Dauer angelegte Beschäftigung 
bei einem Dritten. 2Die Modalitäten der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten vertraglich 
geregelt.  
 

§ 5 Qualifizierung 

(1) 1Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen 
Interesse von Beschäftigten und Arbeitgebern. 2Qualifizierung dient der Steigerung von 
Effektivität und Effizienz des kirchlichen Dienstes, der Nachwuchsförderung und der 
Steigerung von beschäftigungsbezogenen Kompetenzen. 3Qualifizierung wird auch als Teil 
der Personalentwicklung verstanden. 
 
(2) 1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung ein Angebot dar, aus dem für die 
Beschäftigten kein individueller Anspruch außer nach Absatz 4 abgeleitet, aber das durch 
Dienstvereinbarung wahrgenommen und näher ausgestaltet werden kann. 2Weitergehende 
Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht berührt. 
 
(3) 1Qualifizierungsmaßnahmen sind 
a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen für die 
übertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung), 
b) der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung), 
c) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung für eine andere Tätigkeit; 
Umschulung), 
d) die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung) und 
e) die Reflexion der ethischen und religiösen Aspekte des kirchlichen Dienstes (religiöse 
Qualifizierung). 
2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme wird dokumentiert und den Beschäftigten 
schriftlich bestätigt. 
 
(4) 1Beschäftigte haben - auch in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 Buchst. d ï Anspruch auf 
ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft, in dem festgestellt wird, ob und 
welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 2Dieses Gespräch kann auch als Gruppengespräch 
geführt werden. 3Wird nichts anderes geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen. 
 

http://bundesrecht.juris.de/bgb
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(5) 1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten Qualifizierungsmaßnahme ï 
einschließlich Reisekosten - werden, soweit sie nicht von Dritten übernommen werden, 
grundsätzlich vom Arbeitgeber getragen. 2Ein möglicher Eigenbeitrag wird durch eine 
Qualifizierungsvereinbarung geregelt. 3Arbeitgeber und Mitarbeitervertretungen sind gehalten, 
die Grundsätze einer fairen Kostenverteilung unter Berücksichtigung des betrieblichen und 
individuellen Nutzens zu regeln. 4Ein Eigenbeitrag der Beschäftigten kann in Geld und/oder 
Zeit erfolgen. 
Protokollnotiz zu Absatz 5 Satz 1: 
Es findet die Reisekostenordnung der bayerischen (Erz-)Diözesen Anwendung. 
 
(6) Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen gelten als Arbeitszeit. 
 
(7) Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die Qualifizierungsplanung einbezogen 
werden. 
 
(8) Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmaßnahmen so 
angeboten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermöglicht wird. 
 

§ 5a Freiwillige Qualifizierungsmaßnahmen 

(1) 1Unterzieht sich eine Beschäftigte/ein Beschäftigter einer in § 5 Absatz 3 Buchstabe a) bis 
c) und e) genannten Qualifizierungsmaßnahme, die der Arbeitgeber als freiwillige 
Qualifizierungsmaßnahme anerkannt hat, hat sie/er zu diesem Zwecke jährlich Anspruch auf 
Arbeitsbefreiung für drei Arbeitstage unter Fortzahlung des Entgelts. 2Teilzeitbeschäftigte 
haben Anspruch auf anteilige Arbeitsbefreiung. 
Protokollnotiz zu § 5a Absatz 1: 
1Der Anspruch auf Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts richtet sich nach der Anzahl der Arbeitstage pro Woche. 
2Beschäftigte haben bei  
- einer Ein- oder Zwei-Tage-Woche Anspruch auf Arbeitsbefreiung für einen Arbeitstag, 
- einer Drei- oder Vier-Tage-Woche Anspruch auf Arbeitsbefreiung für zwei Arbeitstage, 
- einer Fünf- oder Sechs-Tage-Woche Anspruch auf Arbeitsbefreiung für drei Arbeitstage.  
(2) 1Veranlasst der Arbeitgeber eine Qualifizierungsmaßnahme im Sinne des § 5 Absatz 3, 
vermindert sich der Anspruch auf Arbeitsbefreiung nach Absatz 1 jeweils um die Arbeitstage, 
die die angeordnete Qualifizierungsmaßnahme dauert. 2Eine Anrechnung nach Satz 1 erfolgt 
auch, wenn der Arbeitgeber aufgrund einer berufsspezifischen Regelung eine Fortbildung 
anordnet. 
 
(3) 1Erkennt der Arbeitgeber auf Antrag der/des Beschäftigten darüber hinaus ein dienstliches 
Interesse an einer Qualifizierungsmaßnahme nach Absatz 1 an, dann erstattet er auf Antrag 
der/des Beschäftigten die Hälfte der anfallenden Kosten; der Hälfteanteil der Fahrtkosten zum 
Ort der Qualifizierungsmaßnahme ist nach den Bestimmungen der Reisekostenordnung zu 
errechnen. 2Von der Regelung zur Erstattung der Fahrtkosten, die außerhalb der bayerischen 
(Erz-)Diözesen anfallen, kann einvernehmlich zwischen Arbeitgeber und der/dem 
Beschäftigten oder durch Dienstvereinbarung abgewichen werden. 
 
 
 
 
 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27013
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Abschnitt II: Arbeitszeit (§§ 6-11b) 

Anmerkung zu Abschnitt 2: 
Bei In-Kraft-Treten dieser Bestimmungen bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberührt. 
 

§ 6 Regelmäßige Arbeitszeit 1) 

1) Für Mesner/-innen und Kirchenmusiker/-innen gilt die einschlägige jeweilige Regelung in der Dienstordnung. 
 
(1) 1Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit richtet sich nach den Bestimmungen des TVöD 
- Fassung VKA*. 2Änderungen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit im Tarifvertrag 
(TVöD ï Fassung VKA) für die Beschäftigten der Arbeitgeber, die Mitglieder des kommunalen 
Arbeitgeberverbandes Bayern sind, werden zum jeweiligen Zeitpunkt ihres In-Kraft-Tretens 
Bestandteil des ABD, soweit die Bayerische Regional-KODA nichts anderes beschließt. 3Bei 
Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit 
eingerechnet. 4Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, aus notwendigen 
betrieblichen/dienstlichen Gründen auch auf sechs Tage verteilt werden. 
Protokollnotiz zu § 6 Abs. 1 Satz 1: 
1. Ist bei teilzeitbeschäftigtem pädagogischem Personal im Arbeitsvertrag eine feste Stundenzahl vereinbart und verändert 
sich aufgrund der ab 01.07.2008 auf 39 Stunden erhöhten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit das Entgelt wegen einer 
anderen Relation von ermäßigter zur vollen Arbeitszeit, ist auf Antrag der/des Beschäftigten bis zum 30.06.2008 die 
Stundenzahl so aufzustocken, dass mindestens die Höhe des bisherigen Brutto-Entgelts erreicht wird. 
2. 1F¿r Beschªftigte, deren Altersteilzeitarbeitsverhªltnis nach der ĂRegelung der Altersteilzeitarbeit" spªtestens am 
01.10.2005 begonnen hat, beträgt die regelmäßige Arbeitszeit im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 für die Dauer der 
Vereinbarung 38,5 Stunden, sofern die Teilnahme des Beschäftigten an der Erhöhung der durchschnittlichen wöchentlichen 
Arbeitszeit im sozialrechtlichen Sinne zum Wegfall der in § 2 Abs. 1 Ziffer 2 Altersteilzeitgesetz normierten Voraussetzung 
eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses führen würde. 2Für die nach dem 01.10.2005 beginnenden 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisse ist für die Berechnung der bisherigen Arbeitszeit § 6 Abs. 2 Satz 3 Altersteilzeitgesetz 
anzuwenden, wobei die Rundung nach oben zu erfolgen hat. 3Die Sätze 1 und 2 finden auf die 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisse mit Religionslehrerinnen und Religionslehrern im Kirchendienst an Volks- und Förderschulen 
und mit Religionslehrerinnen und Religionslehrern im Kirchendienst an Waldorfschulen und diesen gleichgestellten Schulen, 
die spätestens am 01.09.2005 begonnen haben, entsprechende Anwendung. 
2a. Für das pädagogische Personal in Kindertageseinrichtungen, die sich in einem Altersteilzeitarbeitsverhältnis befinden 
oder deren Altersteilzeitarbeitsverhältnis spätestens am 1. Juli 2008 beginnt, gilt Ziffer 1 Satz 1, Halbsatz 2 in der bis zum 30. 
Juni 2008 geltenden Fassung bei der Berechnung des Tabellenentgelts und von in Monatsbeträgen zustehenden Zulagen. 
 
Anmerkung zu Ziffer 2a: Dem Tabellenentgelt stehen individuelle Zwischen- und Endstufen gleich. 
 
*derzeit 39 Stunden wöchentlich 
(2) 1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein 
Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 kann bei 
Beschäftigten, die ständig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein längerer 
Zeitraum zugrunde gelegt werden. 
 
(3) 1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse zulassen, wird die/der Beschäftigte 
am 15. August, am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgelts nach 
§ 21 von der Arbeit freigestellt. 2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus 
betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich 
innerhalb von drei Monaten zu gewähren. 3Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich für 
jeden gesetzlichen Feiertag, sowie für den 15. August, den 24. Dezember und den 31. 
Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen 
Stunden. 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 3: Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Beschäftigten, die wegen des 
Dienstplans am Feiertag frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten müssten. 
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(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen kann auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG von den Vorschriften 
des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden. 
Anmerkung zu Absatz 4: In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeitszeit auf bis 
zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn dadurch zusätzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht werden. 
 
(5) Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten 
zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie - bei 
Teilzeitbeschäftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer Zustimmung - zu 
Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet. 
 
(6) 1Durch Dienstvereinbarung kann ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 
Stunden eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten 
zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten 
Zeitraums ausgeglichen. 
 
(7) 1Durch Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit von 
bis zu zwölf Stunden eingeführt werden. 2Die innerhalb der täglichen Rahmenzeit geleisteten 
zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten 
Zeitraums ausgeglichen. 
 
(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit. 
Anmerkung zu § 6: 
1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte unabhängig von den Vorgaben zu 
Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (Absätze 6 und 7) möglich. 2Sie dürfen keine Regelungen nach Absatz 4 enthalten. 
 

§ 7 Sonderformen der Arbeit 

(1) 1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen 
Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Beschäftigte 
durchschnittlich längstens nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen 
werden. 2Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei 
Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. 3Nachtschichten sind 
Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen. 
 
(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel des 
Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von 
längstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 
Stunden geleistet wird. 
 
(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers 
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle 
aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen. 
 
(4) 1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb 
der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um 
auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen 
Hilfsmittel ausgestattet sind. 
 
(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr. 
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(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschäftigte über die vereinbarte 
regelmäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 
Vollbeschäftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1) leisten. 
 
(7) Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die 
über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1) 
für die Woche dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen 
und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche ausgeglichen werden. 
 
(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die 
a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Abs. 6 über 45 Stunden oder 
über die vereinbarte Obergrenze hinaus, 
b) im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 6 Abs. 7 außerhalb der 
Rahmenzeit, 
c) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festgelegten 
täglichen Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden, die 
bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schichtplanturnus nicht 
ausgeglichen werden, 
angeordnet worden sind. 
 

§ 8 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 

(1) 1Der/Die Beschäftigte erhält neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung 
Zeitzuschläge. 2Der Anspruch auf Entgelt für Reisezeiten gemäß § 40 begründet keinen 
Anspruch auf Zeitzuschläge. 3Die Zeitzuschläge betragen ï auch bei Teilzeitbeschäftigten ï je 
Stunde 
a)   für Überstunden   
in   den Entgeltgruppen 1 bis 9 30 v.H., 
in   den Entgeltgruppen 10 bis 15 15 v.H., 
b)   für Nachtarbeit 20 v.H., 
c)   für Sonntagsarbeit 25 v.H., 
d)   bei Feiertagsarbeit   
      -   ohne Freizeitausgleich 135 v.H., 
      -   mit Freizeitausgleich 35 v.H., 
e)  für Arbeit am 24. Dezember und am 31. Dezember jeweils ab 6    
Uhr 

35 v.H., 

f)   für Arbeit an Samstagen von 13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht im 
Rahmen von Wechselschicht- oder Schichtarbeit anfällt 

       20 v.H. 

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen 
Entgeltgruppe. 4Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 3 Buchst. c bis f wird 
nur der höchste Zeitzuschlag gezahlt. 5Auf Wunsch der/des Beschäftigten können, soweit die 
betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, die nach Satz 3 zu zahlenden 
Zeitzuschläge entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit 
umgewandelt und ausgeglichen werden. 6Ist ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet, findet 
abweichend von Satz 3 § 7 Teil D, 4. Anwendung. 
Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1: 
Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen Entgeltgruppe und der 
individuellen Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4. 
 
Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. d): 
1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet werden. 2Falls kein Freizeitausgleich 
gewährt wird, werden als Entgelt einschließlich des Zeitzuschlags und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts 
höchstens 235 v.H. gezahlt. 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27016
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http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27016
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Hinweis zu § 8 Absatz 1 Satz 3: 
Die Stundenentgelte werden jeweils in der Anlage C bekannt gemacht. 
 
(2) Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und die aus betrieblichen/dienstlichen 
Gründen nicht innerhalb des nach § 6 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit Freizeit 
ausgeglichen werden, erhält die/der Beschäftigte je Stunde 100 v.H. des auf eine Stunde 
entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe. 
Anmerkung zu Absatz 2: 
Mit dem Begriff ĂArbeitsstundenñ sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von Gleitzeitregelungen im Sinne der 
Anmerkung zu § 6 anfallen, es sei denn, sie sind angeordnet worden. 
 
(3) 1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt. 2Sie 
beträgt für die Tage Montag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für 
Feiertage das Vierfache des Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle. 3Maßgebend 
für die Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft 
beginnt. 4Für die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft außerhalb des Aufenthaltsortes 
im Sinne des § 7 Abs. 4 wird die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme einschließlich der 
hierfür erforderlichen Wegezeiten jeweils auf eine volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt 
für Überstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt. 5Die nach Satz 4 
errechnete Arbeitszeit kann stattdessen bis zum Ende des 3. Kalendermonats auch durch 
entsprechende Freizeit abgegolten werden (Freizeitausgleich). 6Für die Zeit des 
Freizeitausgleichs werden das Tabellenentgelt (§ 15) und die in Monatsbeträgen festgelegten 
Zulagen fortgezahlt. 7Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort 
im Sinne des § 7 Abs. 4 telefonisch (z. B. in Form einer Auskunft) oder mittels technischer 
Einrichtungen erbracht, wird abweichend von Satz 4 die Summe dieser Arbeitsleistungen auf 
die nächste volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen 
Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt. 8Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die 
Buchung auf das Arbeitszeitkonto nach § 10 Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. 9Satz 1 gilt nicht im 
Falle einer stundenweisen Rufbereitschaft. 10Eine Rufbereitschaft im Sinne von Satz 9 liegt 
bei einer ununterbrochenen Rufbereitschaft von weniger als zwölf Stunden vor. 11In diesem 
Fall wird abweichend von den Sätzen 2 und 3 für jede Stunde der Rufbereitschaft 12,5 v.H. 
des Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 12Auf Antrag der/des 
Beschäftigten kann eine Nebenabrede vereinbart werden, dass die nach Satz 1 bis 3 bzw. 
Satz 10 bis 11 errechnete Pauschale auch durch entsprechende Freizeit abgegolten wird; 
diese Nebenabrede kann jeweils zum Ende des folgenden Kalenderjahres gekündigt werden. 
 
Anmerkung zu Absatz 3: 
Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den Tag des Beginns der 
Rufbereitschaft abzustellen. 
 
(4) 1Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich 
der geleisteten Arbeit entsprechend dem Anteil der erfahrungsgemäß durchschnittlich 
anfallenden Zeit der Arbeitsleistung als Arbeitszeit gewertet und nach den zum 30.09.2005 
geltenden Bedingungen abgegolten. 2Die Bewertung darf 15 v.H., vom 8. Bereitschaftsdienst 
im Kalendermonat an 25 v. H nicht unterschreiten. 3Die danach errechnete Arbeitszeit kann 
stattdessen bis zum Ende des 3. Kalendermonats auch durch entsprechende Freizeit 
abgegolten werden (Freizeitausgleich). 4Für den Freizeitausgleich ist eine angefangene halbe 
Stunde, die sich bei der Berechnung ergeben hat, auf eine halbe Stunde aufzurunden. 5Für 
die Zeit des Freizeitausgleichs werden das Tabellenentgelt (§ 15) und die in Monatsbeträgen 
festgelegten Zulagen fortgezahlt. 
 
(5) 1Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine 
Wechselschichtzulage von 105 EURO monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig 
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Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 0,63 EURO pro 
Stunde. 
 
(6) 1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 40 EURO 
monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage 
von 0,24 EURO pro Stunde. 
 
(7) Für Mesner/innen, Kirchenmusiker/innen, Pfarrhelfer/innen, Seelsorgehelfer/innen, 
Gemeinde- und Pastoralassistenten/innen und ïreferenten/innen findet Absatz 1 Satz 3 
Buchstabe b) bis f) keine Anwendung. 
 

§ 9 Bereitschaftszeiten 

(1) 1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/der Beschäftigte am Arbeitsplatz 
oder einer anderen vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung halten muss, um im 
Bedarfsfall die Arbeit selbständig, ggf. auch auf Anordnung, aufzunehmen und in denen die 
Zeiten ohne Arbeitsleistung überwiegen. 2Für Beschäftigte, in deren Tätigkeit regelmäßig und 
in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende Regelungen: 
a) Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als Arbeitszeit gewertet (faktorisiert). 
b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht 
gesondert ausgewiesen. 
c) Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die 
Arbeitszeit nach § 6 Abs. 1 nicht überschreiten. 
d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden 
wöchentlich nicht überschreiten. 
3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorübergehend angelegte 
Organisationsmaßnahme besteht, bei der regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang 
Bereitschaftszeiten anfallen. 
 
(2) (frei) 
(3) (frei) 
 
Anmerkung zu § 9: 
Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und Schichtarbeit. 
 
 
 

§ 10 Arbeitszeitkonto 

(1)1Mit Beschäftigten kann ein Arbeitszeitkonto nach Maßgabe der Arbeitszeitkontenregelung 
(AZKR) eingerichtet werden. 2Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 6 Abs. 6) oder eine Rahmenzeit 
(§ 6 Abs. 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeitkonto nach Maßgabe der AZKR einzurichten. 
 
(2) Alle Beschäftigten einer Einrichtung oder von Teilen einer Einrichtung, für die ein 
Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst. 
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§ 11 Teilzeitbeschäftigung 

(1) 1Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit 
vereinbart werden, wenn sie 
a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 
b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 
tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht 
entgegenstehen. 2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre zu 
befristen. 3Sie kann verlängert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen. 4Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der 
Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten der besonderen 
persönlichen Situation der/des Beschäftigten nach Satz 1 Rechnung zu tragen. 
Hinweis zu Absatz 1 Buchstabe b:  
1Im Falle einer Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 1 Buchstabe b kann die Dauer der Teilzeitbeschäftigung durch eine 
Befristung auf den Fortfall des Zweckes festgelegt werden. 2Wird für die Dauer einer zweckbefristeten Teilzeitbeschäftigung 
nach Absatz 1 Buchstabe b eine Vertretungskraft eingestellt, liegt hierin ein sachlicher Grund für die Befristung eines 
Arbeitsverhältnisses. 3Über die Dauer der Vertretung nach Satz 2 hinaus ist die Befristung für notwendige Zeiten einer 
Einarbeitung zulässig. 
 
(2) Beschäftigte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen eine 
Teilzeitbeschäftigung vereinbaren wollen, können von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er 
mit ihnen die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu einer 
entsprechenden Vereinbarung zu gelangen. 
 
(3) Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschäftigung 
vereinbart worden, sollen sie bei späterer Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei gleicher 
Eignung im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten bevorzugt 
berücksichtigt werden. 
 

§ 11a Arbeitsplatzteilung 

(1) 1Vereinbart der Arbeitgeber ausnahmsweise mit zwei oder mehr Beschäftigten, dass sich 
diese die Arbeitszeit an einem Arbeitsplatz teilen (Arbeitsplatzteilung), so ist er beim 
Abschluss des Arbeitsvertrages für die Beschäftigte/den Beschäftigten vorab berechtigt, die in 
die Arbeitsplatzteilung einbezogenen Beschäftigten für den Fall eines dringenden 
betrieblichen Erfordernisses zur Vertretung der/des anderen Beschäftigten arbeitsvertraglich 
zu verpflichten. 2Die/der Beschäftigte ist zur Vertretung nur verpflichtet, soweit sie ihr/ihm im 
Einzelfall zumutbar ist. 
 
(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn sich Gruppen von Beschäftigten auf 
bestimmten Arbeitsplätzen in festgelegten Zeitabschnitten abwechseln, ohne dass eine 
Arbeitsplatzteilung im Sinne des Absatz 1 vorliegt. 

§ 11b Mindestdauer, zeitliche Lage der Arbeitszeit 

(1) Wird die/der Beschäftigte vertraglich zur Arbeitsleistung entsprechend dem Arbeitsanfall in 
Anspruch genommen, ist für einen bestimmten Zeitraum (Woche, Monat oder drei Monate) 
eine bestimmte Mindestzahl von Wochenarbeitsstunden vertraglich festzulegen. 
 
(2) Der Arbeitgeber hat der/dem Beschäftigten die zeitliche Lage der Arbeitszeit (Beginn und 
Ende) so früh wie möglich mitzuteilen. 
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Abschnitt III: Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen (§§ 12 
- 25c) 

§ 12 Eingruppierung 1) 

1) Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit der Entgeltordnung geregelt. 
 

§ 13 Eingruppierung in besonderen Fällen 1) 

1) Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit der Entgeltordnung geregelt.  
 

§ 14 Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit 

(1) Wird der/dem Beschäftigten vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, die den 
Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als ihrer/seiner Eingruppierung entspricht, und hat sie/er 
diese mindestens einen Monat ausgeübt, erhält sie/er für die Dauer der Ausübung eine 
persönliche Zulage rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit. 
 
(2) Durch Regelung der Bayerischen Regional-KODA wird im Rahmen eines Kataloges, der 
die in Frage kommenden Tätigkeiten aufführt, bestimmt, dass die Voraussetzung für die 
Zahlung einer persönlichen Zulage bereits erfüllt ist, wenn die vorübergehend übertragene 
Tätigkeit mindestens drei Arbeitstage angedauert hat und die/der Beschäftigte ab dem ersten 
Tag der Vertretung in Anspruch genommen worden ist. 
 
(3) 1Die persönliche Zulage bemisst sich für Beschäftigte, die in eine der Entgeltgruppen 9 bis 
14 eingruppiert sind, aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Tabellenentgelt, das sich für 
die/den Beschäftigte/n bei dauerhafter Übertragung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 3 ergeben 
hätte. 2Für Beschäftigte, die in eine der Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert sind, beträgt die 
Zulage 4,5 v. H. des individuellen Tabellenentgelts der/des Beschäftigten. 3Wird der/dem 
Beschäftigten eine Tätigkeit übertragen, die Tätigkeitsmerkmalen entspricht, die mehr als eine 
Entgeltgruppe über der Eingruppierung der/des Beschäftigten liegen, ist auch in den 
Entgeltgruppen 1 bis 8 Satz 1 anzuwenden. 
Protokollnotiz zu Absatz 3 Satz 3:  
Die Bayerische Regional-KODA ist sich einig, dass im Falle einer Änderung von § 14 Absatz 3 TVöD Fassung VKA auf der 
Grundlage der dann im TVöD Fassung VKA geltenden Regelung zur Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit im ABD eine 
Regelung neu beschlossen wird. 
 

§ 14a Höher- bzw. Herabgruppierung von Leiterinnen/Leitern von 
Kindertageseinrichtungen, Erzieherinnen/Erzieher mit besonders schwierigen 
fachlichen Tätigkeiten und Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit schwierigen 
fachlichen Tätigkeiten 

(aufgehoben durch Beschluss vom 10.12.2009 mit Inkraftsetzung zum 01.11.2009) 
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§ 15 Tabellenentgelt 

(1) 1Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach 
der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der für sie/ihn geltenden Stufe. 
 
(2) Beschäftigte erhalten Entgelt nach der Anlage A. 
 
(3) 1Durch Regelung der Bayerischen Regional-KODA können für an- und ungelernte 
Tätigkeiten in von Outsourcing und/oder Privatisierung bedrohten Bereichen in den 
Entgeltgruppen 1 bis 4 Abweichungen von der Entgelttabelle bis zu einer dort vereinbarten 
Untergrenze vorgenommen werden. 2Die Untergrenze muss im Rahmen der Spannbreite des 
Entgelts der Entgeltgruppe 1 liegen. 
 

§ 16 Stufen der Entgelttabelle 

(1) 1Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen sechs Stufen. 2Die Abweichungen von Satz 1 sind 
im Anhang zu § 16 geregelt. 
 
(2) 1Bei Einstellung in eine der Entgeltgruppen 2 bis 15 werden die Beschäftigten der Stufe 1 
zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt. 2Verfügt die/der Beschäftigte 
über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens drei Jahren, erfolgt bei Einstellung 
nach dem 31. Dezember 2008 in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 3. 3Ansonsten wird 
die/der Beschäftigte bei entsprechender Berufserfahrung von mindestens einem Jahr der 
Stufe 2 zugeordnet. 4Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur 
Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder 
teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene 
Tätigkeit förderlich ist. 
Anmerkung zu Absatz 2: 
1. Einschlägige Berufserfahrung ist eine berufliche Erfahrung in der übertragenen oder einer auf die Aufgabe bezogen 
entsprechenden Tätigkeit. 
2. Ein Berufspraktikum nach den Regelungen für Praktikantinnen und Praktikanten gilt grundsätzlich als Erwerb einschlägiger 
Berufserfahrung. 
 
(2a) Bei Einstellung von Beschäftigten in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis bei 
einem kirchlichen Arbeitgeber (§ 34 Abs. 3 Satz 3 und 4) kann die in dem vorhergehenden 
Arbeitsverhältnis erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder teilweise berücksichtigt 
werden; Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt. 
Protokollnotiz zu Absatz 2a: 
Entsprechend kann bei Einstellung von Beschäftigten in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis beim Bund, bei den 
Ländern, bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden und sonstigen Mitgliedern der Arbeitgeberverbände, die der 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände oder der Tarifgemeinschaft deutscher Länder angehören, bei 
kommunalen Spitzenverbänden sowie bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts verfahren 
werden. 
 
(2b) Bei Einstellung von Beschäftigten in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis bei 
einem kirchlichen Arbeitgeber (§ 34 Abs. 3 Satz 4), auf das die Arbeitsvertragsrichtlinien des 
Deutschen Caritasverbandes (AVR) oder ein anderes arbeitsvertragsrechtliches Regelwerk 
Anwendung gefunden hat, können Beschäftigte derjenigen Stufe zugeordnet werden, die sie 
erreicht hätten, wenn das ABD auf das vorherige Arbeitsverhältnis Anwendung gefunden 
hätte. 
Protokollnotiz zu Absatz 2b: 
Entsprechend kann bei Einstellung im unmittelbaren Anschluss an ein Beamtenverhältnis verfahren werden. 
 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28192
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28188
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27058
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27058


ABD 
© ABD, erstellt am 27.01.2017 
Fassung vom 01.12.2016 

Teil A 
A, 1. Allgemeiner Teil 

Abschnitt III: Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen (§§ 12 - 25c) 
§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

 
 

 

(3) 1Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe ï von Stufe 3 an in Abhängigkeit 
von ihrer Leistung gemäß § 17 Abs. 2 ï nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen 
Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit) 
-Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 
-Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 
-Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 
-Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 
-Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 
2Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu § 16 geregelt. 
 
(4) 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 2Einstellungen erfolgen zwingend in der Stufe 2 
(Eingangsstufe). 3Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in der vorangegangenen 
Stufe erreicht; § 17 Abs. 2 bleibt unberührt. 
 

§ 16a Weitere Anrechnung von Vordienstzeiten bei Einstellung 

1Für die Anrechnung von Vordienstzeiten zur Anerkennung von Stufenlaufzeiten bei der 
Stufenzuordnung findet bei der Einstellung von Beschäftigten, die bereits zuvor in einem 
Arbeitsverhältnis zu einem kirchlichen Arbeitgeber standen, der Beschluss der Zentral-KODA 
vom 12.11.20091 Anwendung. 2Unbeschadet dessen findet eine Anrechnung von 
Unterbrechungszeiträumen im Sinne von Ziffer 1.1 des Zentral-KODA Beschlusses als Zeiten 
zurückgelegter Tätigkeit für die Berechnung der Stufenlaufzeit im Sinne von § 16 Absatz 3 
nicht statt. 
1
abgedruckt in Anhang I 
 

§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

(1) Die Beschäftigten erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht 
wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe. 
 
(2) 1Bei Leistungen der/des Beschäftigten, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann 
die erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt werden. 2Bei 
Leistungen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das 
Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert werden. 3Bei einer Verlängerung der 
Stufenlaufzeit hat der Arbeitgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Verlängerung noch vorliegen. 4Für die Beratung von schriftlich begründeten Beschwerden von 
Beschäftigten gegen eine Verlängerung nach Satz 2 bzw. 3 ist eine betriebliche Kommission 
zuständig. 5Die Mitglieder der betrieblichen Kommission werden je zur Hälfte vom Arbeitgeber 
und von der Mitarbeitervertretung benannt; sie müssen der Einrichtung angehören. 5aIn 
Einrichtungen, in denen keine Mitarbeitervertretung besteht, wählen die Beschäftigten die 
Vertretung für die betriebliche Kommission unmittelbar. 6Der Arbeitgeber entscheidet auf 
Vorschlag der Kommission darüber, ob und in welchem Umfang der Beschwerde abgeholfen 
werden soll. 
Anmerkung zu Absatz 2: 
1Die Instrumente der materiellen Leistungsanreize (§ 18) und der leistungsbezogene Stufenaufstieg bestehen unabhängig 
voneinander und dienen unterschiedlichen Zielen. 2Leistungsbezogene Stufenaufstiege unterstützen insbesondere die 
Anliegen der Personalentwicklung. 
 
Anmerkung zu Absatz 2 Satz 2: 
Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII 
beruhen, ist diese Ursache in geeigneter Weise zu berücksichtigen. 
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Anmerkung zu Absatz 2 Satz 6: 
Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung über die leistungsbezogene Stufenzuordnung. 
 
(3) 1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des §16 Absatz 3 Satz 1 stehen 
gleich: 
a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, 
b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 bis zu 39 Wochen, 
c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 
d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein 
dienstliches bzw. betriebliches Interesse anerkannt hat, 
e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalenderjahr, 
f) Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit. 
2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 
erfasst werden, und Elternzeit bis zu jeweils fünf Jahren sind unschädlich, werden aber nicht 
auf die Stufenlaufzeit angerechnet. 3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren, bei 
Elternzeit von mehr als fünf Jahren, erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der 
Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; 
die Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten, in denen Beschäftigte 
mit einer kürzeren als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden 
Vollbeschäftigten beschäftigt waren, werden voll angerechnet. 
Protokollnotiz zu § 17 Absatz 3 Satz 3: 
Für Beschäftigte, die während einer Elternzeit oder eines Sonderurlaubs gemäß § 28 Absatz 2 an Qualifizierungsmaßnahmen 
gemäß § 5 Absatz 3 Buchstabe d) (Wiedereinstiegsqualifizierung), die der Arbeitgeber der/dem Beschäftigten anbietet oder 
auf Antrag anerkennt, teilnehmen, findet Absatz 3 Satz 3 keine Anwendung. § 5 Absatz 6 findet keine Anwendung. 
 

(4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe werden die Beschäftigten derjenigen 
Stufe zugeordnet, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt erhalten, mindestens 
jedoch der Stufe 2. 2Beträgt der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen 
Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1  
- in den Entgeltgruppen 1 bis 8 vom 1. März 2016 an weniger als 57,63 Euro, 
- in den Entgeltgruppen 9 bis 15 vom 1. März 2016 an weniger als 92,22 Euro, 
so erhält die/der Beschäftigte während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des 
Unterschiedsbetrages den vorgenannten jeweils zustehenden Garantiebetrag. 3Wird die/der 
Beschäftigte nicht in die nächsthöhere, sondern in eine darüber liegende Entgeltgruppe 
höhergruppiert, ist das Tabellenentgelt für jede dazwischen liegende Entgeltgruppe nach Satz 
1 zu berechnen; Satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass auf das derzeitige Tabellenentgelt und das 
Tabellenentgelt der Entgeltgruppe abzustellen ist, in die die/der Beschäftigte höhergruppiert 
wird. 4Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der 
Höhergruppierung. 5Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die/der 
Beschäftige der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen. 6Die/Der 
Beschäftigte erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das 
entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 5 festgelegten Stufe der 
betreffenden Entgeltgruppe, ggf. einschließlich des Garantiebetrags. 
Anmerkung zu Absatz 4 Satz 2: 
Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen Entgeltanpassungen teil.  
 
Anmerkung zu Absatz 4 Satz 3: 
Satz 3 gilt bis zum Inkrafttreten der Eingruppierungsvorschriften des ABD (Entgeltordnung) nicht für Beschäftigte im Sinne 
von § 38 Absatz 5 Satz 1, wenn sie von der Entgeltgruppe 3 in die Entgeltgruppe 5 oder von der Entgeltgruppe 6 in die 
Entgeltgruppe 8 höhergruppiert werden. 
 

§ 18 Leistungsentgelt 

(1) 1Ab dem 01. Januar 2007 wird ein Leistungsentgelt eingeführt. 2Das Leistungsentgelt ist 
eine variable und leistungsorientierte Bezahlung zusätzlich zum Tabellenentgelt. 
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(2) 1Ausgehend von einer vereinbarten Zielgröße von 8 v. H. entspricht bis zu einer 
Vereinbarung eines höheren Vomhundertsatzes das für das Leistungsentgelt zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen 
- ab 1. Januar 2010 1,25 v. H.,  
- ab 1. Januar 2011 1,50 v. H.,  
- ab 1. Januar 2012 1,75 v. H. und  
- ab 1. Januar 2013 2,00 v. H.  
der ständigen Monatsentgelte des Vorjahres aller unter den Geltungsbereich des ABD 
fallenden Beschäftigten des jeweiligen Arbeitgebers. 2Das für das Leistungsentgelt zur 
Verfügung stehende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden; es besteht die 
Verpflichtung zu jährlicher Auszahlung der Leistungsentgelte. 
Protokollnotiz zu Absatz 2: 
1. Das für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehende Gesamtvolumen ist vom Arbeitgeber unter Zugrundelegung der 
Anlage D zu ermitteln. 
2. Grundsätzlich steht das Volumen des Leistungsentgelts den Beschäftigten des Arbeitgebers zur Verfügung. Für die 
wertmäßige Ermittlung des für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehenden Gesamtvolumens und zur Auszahlung können 
bei dem Arbeitgeber auch mehrere Abrechnungskreise gebildet oder mehrere Arbeitgeber zu einem Abrechnungskreis 
verbunden werden. Die Maßnahme darf nicht rechtsmissbräuchlich sein. 
Protokollnotiz: 
Beschließt die Bayerische Regional-KODA einen Teil des Leistungsentgelts für andere Zwecke zu verwenden, mindert sich 
das für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehende Gesamtvolumen um diesen Teil. 
 
(3) Die Einführung, die Leistungsfeststellung und die Auszahlung des Leistungsentgelts 
bestimmen sich nach Anlage E. 
 
(4) Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 
 
Anmerkungen zu § 18: 
1. 1Eine Nichterfüllung der Voraussetzungen für die Gewährung eines Leistungsentgelts darf für sich genommen keine 
arbeitsrechtlichen Maßnahmen auslösen. 2Umgekehrt sind arbeitsrechtliche Maßnahmen nicht durch Teilnahme an einer 
Zielvereinbarung bzw. durch Gewährung eines Leistungsentgelts ausgeschlossen. 
2. 1Leistungsgeminderte dürfen nicht grundsätzlich aus Leistungsentgelten ausgenommen werden. 2Ihre jeweiligen 
Leistungsminderungen sollen angemessen berücksichtigt werden. 
 

§ 18a Besondere Einmalzahlung 

(1) In den Jahren 2011, 2012, 2013, 2014, 2015, 2016 und 2017 erhalten die Beschäftigten 
anstelle des Leistungsentgeltes gemäß § 18 zusätzlich zum Tabellenentgelt eine besondere 
Einmalzahlung. 
 
(2) Der Anspruch und die Berechnung der besonderen Einmalzahlung richten sich nach § 20 
Absatz 1, 2 und 4 mit der Maßgabe, dass die besondere Einmalzahlung für die Beschäftigten 
in allen Entgeltgruppen 
im Jahr 2011 17,60 % 
im Jahr 2012 20,29 % 
im Jahr 2013 23,35 % 
im Jahr 2014 23,30 % 
im Jahr 2015 23,44 % 
im Jahr 2016 23,44 % 
und im Jahr 2017 23,45 % 
der für die Jahressonderzahlung geltenden Bemessungsgrundlage beträgt. 
Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 1: 
1Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis vor dem 1. Dezember endet und die mindestens vom Beginn des Kalenderjahres an 
ununterbrochen in einem Arbeitsverhältnis i. S. des § 1 Absatz 1 im kirchlichen Dienst gestanden haben, erhalten bei 
Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis ungeachtet des in § 20 Absatz 1 genannten Stichtages die anteilige besondere 
Einmalzahlung, wenn sie 1. wegen 
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a) Erreichens der Regelaltersgrenze oder 
b) Bezugs einer Erwerbsminderungsrente oder 
c) Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Altersteilzeit oder 
d) Ablauf eines befristeten Arbeitsverhältnisses oder 
e) einer betriebsbedingten Arbeitgeberkündigung aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden oder wenn sie 
2. in unmittelbarem Anschluss an das Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber des kirchlichen Dienstes wechseln 
oder wenn sie 
3. wegen 
a) eines mit Sicherheit zu erwartenden Personalabbaus oder 
b) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezug einer vorgezogenen Altersrente oder 
c) Schwangerschaft oder 
d) Niederkunft in den letzten drei Monaten oder 
e) Aufnahme eines Kindes in ihre Obhut mit dem Ziel der Annahme als Kind oder 
f) Pflege eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen Angehörigen gekündigt oder einen Auflösungsvertrag 
geschlossen haben. 
2Bei Beschäftigten, die vor dem 30. September ausscheiden, tritt an die Stelle des Bemessungszeitraumes der letzte volle 
Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses. 3Bei der Bemessungsgrundlage unberücksichtigt bleiben das zusätzlich für 
Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit), 
Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien, Sonder- und Einmalzahlungen sowie ggf. Zahlungen zur Urlaubsabgeltung. 
 
Protokollnotiz zu Absatz 2: 
Erläuterung zur Festsetzung des Bemessungssatzes: 
1Ab dem Jahr 2011 errechnet sich der Bemessungssatz für die besondere Einmalzahlung aus dem Zwölffachen des als 
Gesamtvolumen zur Verfügung stehenden Vomhundertsatzes gemäß § 18 Absatz 2 Satz 1, bereinigt um die im laufenden 
Jahr erfolgten linearen Erhöhungen der Tabellenentgelte (Vomhundertsatz gemäß § 18 Absatz 2 Satz 1 für das jeweilige 
Jahr, multipliziert mit 12, multipliziert mit dem Ergebnis des Quotienten 100/(100 + Prozentpunkte der linearen 
Entgelterhöhung(en) im jeweiligen Jahr)). 2Das Ergebnis ist kaufmännisch auf zwei Stellen nach dem Komma zu runden. 
 
(2a) 1In einer längstens bis 31. Dezember 2013 zu befristenden Dienstvereinbarung zur 
Auszahlung eines individuellen leistungsbezogenen Entgelts kann der bereinigte 
Bemessungssatz für die besondere Einmalzahlung nach Absatz 2 um bis zu 1/5 gemindert 
werden. 2Die Summe der sich aus der Minderung ergebenden Differenzbeträge wird 
entsprechend der Dienstvereinbarung leistungsbezogen unter den beteiligten Beschäftigten 
neben der geminderten besonderen Einmalzahlung zur Auszahlung gebracht. 
 
(3) Die besondere Einmalzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für Dezember, spätestens 
jedoch Anfang Januar des folgenden Jahres ausgezahlt. 
 
(4) Die besondere Einmalzahlung ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 
 
(5) Die besondere Einmalzahlung wird neben den Aufstockungsleistungen nach § 5 Teil D, 6. 
gezahlt und bleibt bei der Berechnung von Aufstockungsleistungen nach § 5 Teil D, 6. 
unberücksichtigt. 
 
(6) 1Kommt bis zum 31. Juli 2013 keine Einigung über die Ausfüllung der Anlage E zustande, 
finden die Absätze 1, 2 und 3 bis 5 weitere Anwendung bis solche Bestimmungen erlassen 
sind oder die Bayerische Regional-KODA beschlossen hat, dass § 18a nicht mehr 
anzuwenden ist. 2In diesem Fall kann die Dienstvereinbarung nach Absatz 2a jeweils für ein 
Jahr längstens bis 31.12.2015 verlängert werden. 
 

§ 19 Erschwerniszuschläge 

(1) 1Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten gezahlt, die außergewöhnliche Erschwernisse 
beinhalten. 2Dies gilt nicht für Erschwernisse, die mit dem der Eingruppierung zugrunde 
liegenden Berufs- oder Tätigkeitsbild verbunden sind. 
 
(2) Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne des Absatzes 1 ergeben sich grundsätzlich nur 
bei Arbeiten 
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a) mit besonderer Gefährdung, 
b) mit extremer nicht klimabedingter Hitzeeinwirkung, 
c) mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung, 
d) mit besonders starker Strahlenexposition oder 
e) unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umständen. 
 
(3) Zuschläge nach Absatz 1 werden nicht gewährt, soweit der außergewöhnlichen 
Erschwernis durch geeignete Vorkehrungen, insbesondere zum Arbeitsschutz, ausreichend 
Rechnung getragen wird. 
 
(4) 1Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 15 v. H. - in besonderen Fällen auch 
abweichend - des auf eine Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Tabellenentgelts der 
Stufe 2 der Entgeltgruppe 2. 2Teilzeitbeschäftigte erhalten Erschwerniszuschläge, die nach 
Stunden bemessen werden, in voller Höhe; sofern sie pauschaliert gezahlt werden, gilt 
dagegen § 24 Abs. 2. 
 
(5) 1Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Höhe der Zuschläge werden gesondert 
geregelt. 2Bis zum In-Kraft-Treten einer entsprechenden Regelung gelten die Regelungen 
über die Höhe der Lohnzuschläge gemäß Teil B, 5.1. und 5.2. in der bis zum 30.09.2005 
geltenden Fassung fort. 3Die zu zahlenden Erschwerniszuschlagsbeträge erhöhen sich mit 
Wirkung zum 01.09.2012 um 6,3 %. 4Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile eines 
Cents unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile von 0,5 und mehr aufzurunden. 
 

§ 20 Jahressonderzahlung 

(1) Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine 
Jahressonderzahlung. 
 
(2) 1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftigten 

In den Kalenderjahren bis 2016    ab 2017 

in den Entgeltgruppen 1 bis 8  90 v. H.   86 v. H.  

in den Entgeltgruppen 9 bis 12  80 v. H.    76 v. H.  

in den Entgeltgruppen 13 bis 15                      60 v. H.   56 v. H. 

des der/dem Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, August und September 
durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts; unberücksichtigt bleiben hierbei das 
zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan 
vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit), Leistungszulagen, Leistungs- und 
Erfolgsprämien. 
2Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. 3Bei 
Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nach dem 30. September begonnen hat, tritt an die 
Stelle des Bemessungszeitraums der erste volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses. 4In 
den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes während des 
Bemessungszeitraums eine elterngeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, 
bemisst sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem 
Beginn der Elternzeit. 
Anmerkung zu Absatz 2: 
1.1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die gezahlten Entgelte der drei Monate 
addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer Änderung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum 
nicht für alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert, durch die Zahl der 
Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden 
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ist, bleiben hierbei unberücksichtigt. 4Besteht während des Bemessungszeitraumes an weniger als 30 Kalendertagen 
Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich. 
2. 1Wegen der am 29. April 2016 von den Tarifvertragsparteien vereinbarten Festschreibung der Jahressonderzahlung 
beträgt abweichend von Absatz 2 Satz 1 der Bemessungssatz für die Jahressonderzahlung 

a) im Kalenderjahr 2016 
    in den Entgeltgruppen 1 bis 8 87,89 v.H., 
    in den Entgeltgruppen 9 bis 12 78,13 v.H. und 
    in den Entgeltgruppen 13 bis 15 58,59 v.H. sowie 

b) im Kalenderjahr 2017 

    in den Entgeltgruppen 1 bis 8 82,05 v.H., 
    in den Entgeltgruppen 9 bis 12 72,52 v.H. und  
    in den Entgeltgruppen 13 bis 15 53,43 v.H. 

2Ab dem Kalenderjahr 2018 beträgt mit dem Wirksamwerden einer allgemeinen Entgeltanpassung der Bemessungssatz 

    in den Entgeltgruppen 1 bis 8          82,05 v.H. : [(100 + x) : 100],  
    in den Entgeltgruppen 9 bis 12        72,52 v.H. : [(100 + x) : 100],  
    in den Entgeltgruppen 13 bis 15      53,43 v.H. : [(100 + x) : 100],  

wobei x jeweils dem Vomhundertsatz der allgemeinen Entgeltanpassung im Jahr 2018 entspricht. 3Die nach Satz 2 
berechneten Bemessungssätze sind auf zwei Stellen nach dem Komma kaufmännisch zu runden. 

 
(3) (frei) 
 
(4)1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 2 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden 
Kalendermonat, in dem Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des 
Entgelts nach § 21 haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, 
1. für Beschäftigte, die kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen 
a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 1. Dezember 
beendet und die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenommen haben, 
b) Beschäftigungsverboten nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG, 
c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit 
(Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz ï BEEG) bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem 
das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat; 
Protokollnotiz zu Absatz 4 Ziffer 1 Buchstabe c): 
Entgelt in diesem Sinne ist auch der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld. 
 
2. in denen Beschäftigten Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des 
zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist. 
 
(5) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November, spätestens jedoch 
Anfang Dezember ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem 
früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 
 
(6) 1Beschäftigte, die bis zum 31. März 2005 Altersteilzeitarbeit vereinbart haben, erhalten die 
Jahressonderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis wegen Rentenbezugs vor dem 
1. Dezember endet. 2In diesem Falle treten an die Stelle des Bemessungszeitraums gemäß 
Absatz 2 die letzten drei Kalendermonate vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
 

§ 20a Entgeltbezugsgröße 

Bestandteil des ABD werden zum jeweiligen Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens im TVöD ï 
Fassung VKA die Einführung oder Änderung 
 
a) der Tabellenentgelte in der Entgelttabelle des TVöD ï Fassung VKA, 
b) des für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehenden Gesamtvolumens der ständigen 
Monatsentgelte des Vorjahres (§ 18 TVöD-Fassung VKA), 
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c) der Werte der Bemessungsgrundlage für die Jahressonderzahlung (§ 20 Abs. 2 TVöD ï 
Fassung VKA), 
d) sonstiger Entgeltbestandteile, die in einem den TVöD-Fassung VKA ändernden oder 
ergänzenden Tarifvertrag geregelt werden, insbesondere Einmalzahlungen, 
 
soweit die Bayerische Regional-KODA nichts anderes beschließt. 
 

§ 20b Einmalige Sonderzahlung 2009 

(aufgehoben durch Beschluss vom 30.11.2011 mit Inkraftsetzung zum 01.02.2012) 
 

§ 21 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung 

1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 6 Abs. 3 Satz 1, § 22 Abs. 1, § 26, § 27 und § 29 
werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten 
Entgeltbestandteile weitergezahlt. 2Die nicht in Monatsbeträgen festgelegten 
Entgeltbestandteile werden als Durchschnitt auf Basis der dem maßgebenden Ereignis für die 
Entgeltfortzahlung vorhergehenden letzten drei vollen Kalendermonate 
(Berechnungszeitraum) gezahlt. 3Ausgenommen hiervon sind das zusätzlich für Überstunden 
und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen 
Überstunden und Mehrarbeit), Leistungsentgelte, Jahressonderzahlungen sowie besondere 
Zahlungen nach § 23 Abs. 2 und 3. 
Anmerkungen zu den Sätzen 2 und 3: 
1. 1Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 sind Kalendermonate, in denen an allen 
Kalendertagen das Arbeitsverhältnis bestanden hat. 2Hat das Arbeitsverhältnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, 
sind die vollen Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhältnis bestanden hat, zugrunde zu legen. 3Bei Änderungen der 
individuellen Arbeitszeit werden die nach der Arbeitszeitänderung liegenden vollen Kalendermonate zugrunde gelegt.   
2. 1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt bei einer durchschnittlichen Verteilung der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit auf fünf Tage 1/65 aus der Summe der zu berücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für den 
Berechnungszeitraum zugestanden haben. 2Maßgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des 
Berechnungszeitraums. 3Bei einer abweichenden Verteilung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 
und 2 zu ermitteln. 4Sofern während des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestände vorlagen, bleiben die in 
diesem Zusammenhang auf Basis der Tagesdurchschnitte zustehenden Beträge bei der Ermittlung des Durchschnitts nach 
Satz 2 unberücksichtigt.  
3. Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, ist die/der Beschäftigte so zu stellen, als 
sei die Entgeltanpassung bereits mit Beginn des Berechnungszeitraums eingetreten. 
 

§ 22 Entgelt im Krankheitsfall 

(1) 1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung 
verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen 
das Entgelt nach § 21. 2Bei erneuter Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit sowie bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 3Als 
unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch die 
Arbeitsverhinderung in Folge einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation 
im Sinne von § 9 EntgFG. 
Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1: 
Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde. 
 
(2) 1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 1 erhalten die Beschäftigten für die Zeit, für die 
ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen 
Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsächlichen 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28182
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27040
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27049
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27050
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28200
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28179
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27039
http://bundesrecht.juris.de/entgfg/index.html


ABD 
© ABD, erstellt am 27.01.2017 
Fassung vom 01.12.2016 

Teil A 
A, 1. Allgemeiner Teil 

Abschnitt III: Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen (§§ 12 - 25c) 
§ 23 Besondere Zahlungen 

 
 

 

Barleistungen des Sozialleistungsträgers und dem Nettoentgelt. 2Nettoentgelt ist das um die 
gesetzlichen Abzüge verminderte Entgelt im Sinne des § 21 (mit Ausnahme der Leistungen 
nach § 23 Abs. 1); bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten 
Beschäftigten ist dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abzüglich 
Arbeitgeberzuschuss zu berücksichtigen. 3Für Beschäftigte, die nicht der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen und bei einem privaten 
Krankenversicherungsunternehmen versichert sind, ist bei der Berechnung des 
Krankengeldzuschusses der Krankengeldhöchstsatz, der bei Pflichtversicherung in der 
gesetzlichen Krankenversicherung zustünde, zugrunde zu legen. 4Bei Teilzeitbeschäftigten ist 
das nach Satz 3 bestimmte fiktive Krankengeld entsprechend § 24 Abs. 2 zeitanteilig 
umzurechnen. 
 
(3) 1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäftigungszeit (§ 34 Abs. 3) von mehr als 
einem Jahr längstens bis zum Ende der 13. Woche und von mehr als drei Jahren längstens 
bis zum Ende der 39. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge derselben 
Krankheit gezahlt. 2Maßgeblich für die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die 
Beschäftigungszeit, die im Laufe der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird. 
 
(4) 1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus 
gezahlt; § 8 EntgFG bleibt unberührt. 2Krankengeldzuschuss wird zudem nicht über den 
Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Beschäftigte eine Rente oder eine vergleichbare 
Leistung auf Grund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen 
Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Beschäftigten finanziert 
ist. 3Innerhalb eines Kalenderjahres kann das Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 
insgesamt längstens bis zum Ende der in Absatz 3 Satz 1 genannten Fristen bezogen werden; 
bei jeder neuen Arbeitsunfähigkeit besteht jedoch mindestens der sich aus Absatz 1 
ergebende Anspruch. 4Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Überzahlungen gelten 
als Vorschuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2; die 
Ansprüche der Beschäftigten gehen insoweit auf den Arbeitgeber über. 5Der Arbeitgeber kann 
von der Rückforderung des Teils des überzahlten Betrags, der nicht durch die für den 
Zeitraum der Überzahlung zustehenden Bezüge im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden 
ist, absehen, es sei denn, die/der Beschäftigte hat dem Arbeitgeber die Zustellung des 
Rentenbescheids schuldhaft verspätet mitgeteilt. 
 

§ 23 Besondere Zahlungen 

(1) 1Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben 
Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis voraussichtlich mindestens sechs Monate dauert, einen 
Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen. 2Für Vollbeschäftigte beträgt die 
vermögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalendermonat 6,65 EURO. 3Der Anspruch 
entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte dem Arbeitgeber die 
erforderlichen Angaben schriftlich mitteilt, und für die beiden vorangegangenen Monate 
desselben Kalenderjahres; die Fälligkeit tritt nicht vor acht Wochen nach Zugang der 
Mitteilung beim Arbeitgeber ein. 
4Die vermögenswirksame Leistung wird nur für Kalendermonate gewährt, für die den 
Beschäftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 5Für 
Zeiten, für die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermögenswirksame Leistung Teil des 
Krankengeldzuschusses. 6Die vermögenswirksame Leistung ist kein 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 7Die vermögenswirksame Leistung kann zur 
Entgeltumwandlung verwendet werden. 8Im Falle der Entgeltumwandlung besteht der 
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Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung auch dann, wenn kein Vertrag im Sinne von § 
2 des 5. VermBG nachgewiesen wird. 
9Ein Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung sowohl für eine Anlage nach dem 
Vermögensbildungsgesetz als auch zur Entgeltumwandlung ist ausgeschlossen. 
 
(2) 1Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Vollendung einer Jubiläumsdienstzeit 
a) von 25 Jahren in Höhe von 613,55 Euro, 
b) von 40 Jahren in Höhe von 1 022,58 Euro, 
c) von 50 Jahren in Höhe von 1 227,10 Euro. 
2Zur Jubiläumsdienstzeit rechnen die in einem kirchlichen Beschäftigungsverhältnis im 
Bereich der bayerischen (Erz-)Diözesen zurückgelegten Zeiten. 3Die in einem 
Ausbildungsverhältnis verbrachten Zeiten stehen diesen gleich. 4Das Jubiläumsgeld zum 25-, 
40-, bzw. 50-jährigen Dienstjubiläum kann nur einmal in Anspruch genommen werden. 
5Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in voller Höhe. 
Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 3: 
Gleiches gilt für Praktikumszeiten, sofern es sich um ein Berufspraktikum nach der Regelung für Praktikantinnen und 
Praktikanten handelt. 
 
(3) 1Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nicht geruht hat, wird der 
Ehegattin/dem Ehegatten oder den Kindern ein Sterbegeld gewährt. 2Als Sterbegeld wird für 
die restlichen Tage des Sterbemonats und ï in einer Summe ï für zwei weitere Monate das 
Tabellenentgelt der/des Verstorbenen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbegeldes an einen der 
Berechtigten bringt den Anspruch der Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen; 
die Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung. 
 

§ 24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

(1) 1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist 
der Kalendermonat, soweit durch Regelung der Bayerischen Regional-KODA nicht 
ausdrücklich etwas Abweichendes geregelt ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des 
Monats (Zahltag) für den laufenden Kalendermonat auf ein von der/dem Beschäftigten 
benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen Union. 3Fällt der Zahltag 
auf einen Samstag, einen Wochenfeiertag oder den 31. Dezember, gilt der vorhergehende 
Werktag, fällt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. 
4Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, sowie der Tagesdurchschnitt 
nach § 21 sind am Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fällig. 
Anmerkung zu Absatz 1: 
Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die für eine kostenfreie bzw. kostengünstigere Überweisung in einen anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entstehenden 
zusätzlichen Überweisungskosten. 
 
Protokollnotiz zu Absatz 1: 
1Die Umstellung des Zahltages auf spätestens den letzten Tag jeden Monats kann nur im Monat Dezember eines Jahres 
beginnen; die Jahressonderzahlung sollte bereits im Umstellungsjahr am letzten Tag des Monats November gezahlt werden. 
2Im Falle einer geplanten Umstellung sind die Beschäftigten vom Arbeitgeber spätestens in dem der Umstellung 
vorausgehenden Monat September zu informieren. 
 
(2) Soweit durch Regelung der Bayerischen Regional-KODA nicht ausdrücklich etwas anderes 
geregelt ist, erhalten Teilzeitbeschäftigte das Tabellenentgelt (§ 15) und alle sonstigen 
Entgeltbestandteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten 
durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer 
Vollzeitbeschäftigter entspricht. 
 
(3) 1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile 
nicht für alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den 
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Anspruchszeitraum entfällt. 2Besteht nur für einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf 
Entgelt, wird für jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche Arbeitsstunde der auf 
eine Stunde entfallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbeträgen 
festgelegten Entgeltbestandteile gezahlt. 3Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden 
Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 1 und entsprechende Sonderregelungen) zu 
teilen. 
 
(4) 1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 
0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. 
2Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt. 3Jeder 
Entgeltbestandteil ist einzeln zu runden. 
 
(5) Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Absatz 
3 entsprechend. 
 
(6) Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (z. B. 
Zeitzuschläge, Erschwerniszuschläge) pauschaliert werden. 
 
(7) 1Die Abtretung von Entgeltansprüchen ist ausgeschlossen (§ 399 BGB). 2Im Einzelfall 
kann der/die Beschäftigte mit dem Arbeitgeber die Abtretbarkeit seiner Entgeltansprüche 
schriftlich vereinbaren.  
 
(8) Die/der im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV Beschäftigte kann 
1. verlangen, dass insbesondere Entgelt, das die Geringfügigkeitsgrenze übersteigt, durch 
Entgeltumwandlung gemäß ABD Teil D, 10c. für die betriebliche Altersvorsorge verwendet 
wird, soweit nach der Satzung der Kasse, bei der diese zusätzliche betriebliche 
Altersversorgung durchgeführt wird, wechselnde Beträge innerhalb eines Jahres abgeführt 
werden können, oder  
2. verlangen, dass die individuelle Arbeitszeit so angepasst wird, dass das zeitanteilige Entgelt 
die Geringfügigkeitsgrenze nicht übersteigt, oder 
3. auf neben dem Tabellenentgelt bestehende Entgeltbestandteile und/oder die 
Jahressonderzahlung zum Teil oder zur Gänze verzichten. Der Verzicht kann frühestens nach 
einem Jahr widerrufen werden. Verzicht und Widerruf bedürfen der Schriftform. 
 

§ 25 Betriebliche Altersversorgung bei der Zusatzversorgungskasse der 
bayerischen Gemeinden 

(1) Die Beschäftigten haben Anspruch auf Versicherung unter eigener Beteiligung zum 
Zwecke einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe der 
Versorgungsordnung A in ihrer jeweiligen Fassung.

1 

1
 Versorgungsordnung A abgedruckt im Teil D. 
 
(2) Die/Der Beschäftigte erhält Versicherungsleistungen wie bei der Zusatzversorgungskasse 
der bayerischen Gemeinden versicherte Arbeitnehmer der dem Kommunalen Arbeitgeber-
verband Bayern angehörenden Mitglieder, soweit nicht in der Versorgungsordnung A 
abweichende oder ergänzende Regelungen vorgesehen sind. 
Protokollnotiz 1: 
Die von der Bayerischen Regional-KODA zur Versorgungsordnung A zu fassenden Beschlüsse werden jeweils vorab mit der 
Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden abgestimmt. 
 
Protokollnotiz 2: 
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1Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Versicherung der/des Beschäftigten zum Zwecke einer betrieblichen Altersversorgung 
gemäß den Bestimmungen des § 25, § 25 a oder § 25 b zu veranlassen. 
2Sofern der Arbeitgeber nicht Mitglied der Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden oder Mitglied/Beteiligter 
einer anderen rechtsfähigen Versorgungseinrichtung im Sinne des § 1 b Abs. 3 BetrAVG ist oder er eine derartige 
Mitgliedschaft/Beteiligung nicht erlangt, ist § 25 a anzuwenden. 
 
 

§ 25a Betriebliche Altersversorgung bei der Selbsthilfe, Pensionskasse der 
Caritas VVaG 

Die Beschäftigten haben Anspruch auf Versicherung unter eigener Beteiligung zum Zwecke 
einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe der 
Versorgungsordnung B in ihrer jeweiligen Fassung

1
, sofern der Arbeitgeber nicht Mitglied der 

Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden oder Mitglied/Beteiligter einer anderen 
rechtsfähigen Versorgungseinrichtung im Sinne des § 1 b Abs. 3 BetrAVG ist. 
1
  Versorgungsordnung B abgedruckt im Teil D. 
 
Protokollnotiz: 
1Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Versicherung der/des Beschäftigten zum Zwecke einer betrieblichen Altersversorgung 
gemäß den Regelungen des § 25, § 25a oder § 25b zu veranlassen. 2Sofern der Arbeitgeber nicht Mitglied der 
Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden oder Mitglied/Beteiligter einer anderen rechtsfähigen 
Versorgungseinrichtung im Sinne des § 1 b Abs. 3 BetrAVG ist oder er eine derartige Mitgliedschaft/Beteiligung nicht erlangt, 
ist § 25a anzuwenden. 
 

§ 25b Betriebliche Altersversorgung bei einer anderen Pensionskasse oder 
einem Pensionsfonds 

(1) Der Arbeitgeber, der unter Berücksichtigung des § 25 die betriebliche Altersversorgung 
von einer anderen rechtsfähigen Versorgungseinrichtung im Sinne des § 1 b Abs. 3 BetrAVG 
durchführen lassen kann als der Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden, kann 
die betriebliche Altersversorgung auch dort durchführen. 
 
(2) Die Versicherungsleistungen der betrieblichen Altersversorgung nach Absatz 1 müssen 
wenigstens den Versicherungsleistungen nach der Versorgungsordnung A entsprechen. 
 
Protokollnotiz: 
1Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Versicherung der/des Beschäftigten zum Zwecke einer betrieblichen Altersversorgung 
gemäß den Regelungen des § 25, § 25a oder § 25b zu veranlassen. 2Sofern der Arbeitgeber nicht Mitglied der 
Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden oder Mitglied/Beteiligter einer anderen rechtsfähigen 
Versorgungseinrichtung im Sinne des § 1 b Abs. 3 BetrAVG ist oder er eine derartige Mitgliedschaft/Beteiligung nicht erlangt, 
ist § 25a anzuwenden. 
 

§ 25c Betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung 

1Die/Der Beschäftigte kann vom Arbeitgeber verlangen, dass Teile ihrer/seiner künftigen 
Entgeltansprüche durch Entgeltumwandlung für ihre/seine betriebliche Altersversorgung 
verwendet werden. 2Das Nähere regelt die Versorgungsordnung C.

1 

1
 Versorgungsordnung C abgedruckt im Teil D. 
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Abschnitt IV: Urlaub und Arbeitsbefreiung (§§ 26-29) 

§ 26 Erholungsurlaub 

(1) 1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter 
Fortzahlung des Entgelts (§ 21). 2Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in 
der Kalenderwoche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage. 3Bei 
einer anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht 
oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. 4Verbleibt bei der Berechnung des 
Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen 
Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben 
unberücksichtigt. 5Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und kann 
auch in Teilen genommen werden. 
Anmerkung zu Absatz 1 Satz 5 
Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von zwei Wochen Dauer 
angestrebt werden. 
 
(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden Maßgaben: 
a) 1Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten des 
folgenden Kalenderjahres angetreten werden. 2Kann der Erholungsurlaub wegen 
Arbeitsunfähigkeit oder aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht bis zum 31. März 
angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten. 
b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, erhält die/der Beschäftigte 
als Erholungsurlaub für jeden vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel des 
Urlaubsanspruchs nach Absatz 1; § 5 BUrlG bleibt unberührt. 
c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs 
einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalendermonat um ein Zwölftel. 
d) Das nach Absatz 1 Satz 1 fortzuzahlende Entgelt wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt 
gezahlt. 

§ 26a Übergangsvorschriften zum Erholungsurlaub 

(aufgehoben zum 01.01.2014 durch Beschluss vom 04.06.2014) 

§ 27 Zusatzurlaub 

(1) Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit nach § 7 Abs. 1 oder ständig Schichtarbeit 
nach § 7 Abs. 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Abs. 5 Satz 1 oder Abs. 6 Satz 1 
zusteht, erhalten 
a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und 
b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate 
einen Arbeitstag Zusatzurlaub. 
 
(2) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (z. B. ständige Vertreter) 
erhalten Beschäftigte, denen die Zulage nach § 8 Abs. 5 Satz 2 oder Abs. 6 Satz 2 zusteht, 
einen Arbeitstag Zusatzurlaub für 
a) je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Wechselschichtarbeit geleistet haben, 
und 
b) je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Schichtarbeit geleistet haben. 
 
Anmerkung zu den Absätzen 1 und 2: 
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1Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder Wechselschichtarbeit und entsteht im 
laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 1 oder 2 erfüllt sind. 2Für die Feststellung, ob ständige 
Wechselschichtarbeit oder ständige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, 
bezahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den Grenzen des § 22 unschädlich. 
 
(3) (frei) 
 
(4) 1Zusatzurlaub nach diesen und sonstigen Regelungen mit Ausnahme von § 125 SGB IX 
wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt. 2Erholungsurlaub und 
Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 35 Arbeitstage nicht 
überschreiten. 3Satz 2 ist für Zusatzurlaub nach den Absätzen 1 und 2 hierzu nicht 
anzuwenden. 4Bei Beschäftigten, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt abweichend von 
Satz 2 eine Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; maßgebend für die Berechnung der 
Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres vollendet wird. 
 
(5) Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe b entsprechend. 

§ 28 Sonderurlaub 

(1) Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die 
Fortzahlung des Entgelts Sonderurlaub erhalten. 
 
(2) 1Beschäftigten soll auf Antrag Sonderurlaub ohne Fortzahlung der Bezüge gewährt 
werden, wenn sie 
a) mindestens ein Kind unter 14 Jahren oder 
b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen tatsächlich 
betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht 
entgegenstehen. 
2Der Sonderurlaub ist auf bis zu fünf Jahre zu befristen. 3Er kann verlängert werden; der 
Antrag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf des Sonderurlaubs zu stellen. 4Der 
Sonderurlaub kann längstens bis zu insgesamt 12 Jahren gewährt werden. 5Elternzeiten 
werden auf den Sonderurlaub nicht angerechnet. 6Der Sonderurlaub kann auch in zeitlichen 
Abständen genommen werden. 
Hinweis zu Absatz 2 Buchstabe b:  
1Im Falle des Sonderurlaubs nach Absatz 2 Buchstabe b, kann die Dauer des Sonderurlaubs durch eine Befristung auf den 
Fortfall des Zweckes festgelegt werden. 2Wird für die Dauer eines zweckbefristeten Sonderurlaubs nach Absatz 2 Buchstabe 
b eine Vertretungskraft eingestellt, liegt hierin ein sachlicher Grund für die Befristung eines Arbeitsverhältnisses. 3Über die 
Dauer der Vertretung nach Satz 2 hinaus ist die Befristung für notwendige Zeiten einer Einarbeitung zulässig. 
 
(3) 1Beschäftigte, die gemäß Abs. 2 beurlaubt sind, können den Sonderurlaub durch Elternzeit 
unterbrechen, wenn ihnen während des Sonderurlaubes gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 
Bundelterngeld- und Elternzeitgesetz Elternzeit zusteht. 2Eine Unterbrechung des 
Sonderurlaubs nach Absatz 2 mit dem Ziel, während des Beschäftigungsverbotes nach § 3 
Abs. 2 bzw. § 6 Abs. 1 Mutterschutzgesetz einen Zuschuss zum Mutterschaftsgeld zu 
erhalten, ist dagegen nicht möglich. 3Die Wiederaufnahme der Beschäftigung erfolgt zu dem 
für das Ende des Sonderurlaubes vorgesehenen Termin, es sei denn, die Elternzeit 
überschreitet das vorgesehene Ende des beantragten Sonderurlaubes. 4Auf die 
Wiederaufnahme der Beschäftigung am ursprünglichen Arbeitsplatz besteht kein Anspruch. 
 
Anmerkung: 
Ein Sonderurlaub darf ï mit Ausnahme der in Absatz 3 geregelten Fälle ï nicht unterbrochen werden für Zeiträume, in denen 
keine Arbeitsverpflichtung besteht. 
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§ 29 Arbeitsbefreiung 

(1) 1Als Fälle nach § 616 BGB, in denen Beschäftigte unter Fortzahlung des Entgelts nach § 
21 im nachstehend genannten Ausmaß von der Arbeit freigestellt werden, gelten nur die 
folgenden Anlässe: 
a) Niederkunft der Ehefrau, 1 Arbeitstag, 
und     
wenn bereits ein Kind unter 12 Jahren oder eine 
pflegebedürftige Person in demselben Haushalt lebt, zusätzlich 

1 Arbeitstag, 

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten, eines Kindes oder 
Elternteils 

2 Arbeitstage, 

c) Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an einen 
anderen Ort 

1 Arbeitstag, 

d) 25-, 40- und 50jähriges Arbeitsjubiläum 1 Arbeitstag, 
e) schwere Erkrankung   
  aa) einer/eines Angehörigen, soweit sie/er in demselben 

Haushalt lebt, 
1 Arbeitstag 

  bb) eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein 
Anspruch nach § 45 SGB V   besteht oder bestanden hat, 

bis zu 4 Arbeitstage 
im Kalenderjahr 

  cc) einer Betreuungsperson, wenn die/der Beschäftigte 
deshalb die Betreuung ihres/seines Kindes, das das 8. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen 
körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung dauernd 
pflegebedürftig ist, übernehmen muss, 

bis zu 4 Arbeitstage 
im Kalenderjahr. 

2Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht 
sofort zur Verfügung steht und die Ärztin/der Arzt in den Fällen der Doppelbuchstaben aa) und 
bb) die Notwendigkeit der Anwesenheit der/des Beschäftigten zur vorläufigen Pflege 
bescheinigt. 3Die Freistellung darf insgesamt fünf Arbeitstage im Kalenderjahr nicht 
überschreiten. 
    
f) Ärztliche Behandlung von Beschäftigten, wenn diese während 
der Arbeitszeit erfolgen muss, es sei denn, es besteht 
diesbezüglich eine abweichende Gleitzeitregelung 

erforderliche 
nachgewiesene 

Abwesenheitszeit 
einschließlich 

erforderlicher Wegezeiten. 
        

 
(1 a) Ferner wird die/der Beschäftigte unter Fortzahlung des Entgelts (§ 21) im nachstehend 
genannten Ausmaß von der Arbeit freigestellt bei: 
a) 
 
aa) Übernahme des kirchlichen Patenamtes bei Taufe oder 
Firmung, 

  

bb) Taufe, Erstkommunion, Firmung, Konfirmation oder kirchlicher 
Eheschließung eines Kindes, wenn die kirchliche Feier auf einen 
Arbeitstag fällt, 

insgesamt nur 1 
Arbeitstag im 
Kalenderjahr, 

b) kirchlichen Begräbnis eines Kindes, der Ehegattin/des 
Ehegatten, eines Geschwisters, eines Eltern-, Großeltern- oder 
Schwiegerelternteils, wenn die kirchliche Feier auf einen Arbeitstag 
fällt 

1 Arbeitstag, 

c) kirchlicher Eheschließung der/des Beschäftigten, wenn die 
kirchliche Feier auf einen Arbeitstag fällt 

1 Arbeitstag, 
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d) Teilnahme an   
  aa) Exerzitien, Einkehrtagen oder Wallfahrten im Rahmen der 

betrieblichen Möglichkeiten 
bis zu 3 Arbeitstage 

Auf Arbeitsbefreiungen nach diesem Buchstaben sind 
Arbeitsbefreiungen zur Teilnahme an Exerzitien oder Einkehrtagen 
nach diözesanen Regelungen anzurechnen. 

  

  bb) Deutschen Katholikentagen bzw. Deutschen 
Evangelischen Kirchentagen im Rahmen der betrieblichen 
Möglichkeiten 

bis zu 2 Arbeitstage im 
Kalenderjahr. 

 
(2) 1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, soweit die 
Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb der 
Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können, besteht 
der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nach § 21 nur insoweit, als Beschäftigte nicht 
Ansprüche auf Ersatz des Entgelts geltend machen können. 2Das fortgezahlte Entgelt gilt in 
Höhe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger. 3Die 
Beschäftigten haben den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an 
den Arbeitgeber abzuführen. 
 
(3) 1Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 
des Entgelts nach § 21 bis zu drei Arbeitstagen gewähren. 2In begründeten Fällen kann bei 
Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die dienstlichen 
oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten. 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 2: 
Zu den Ăbegr¿ndeten Fªllenñ kºnnen auch solche Anlªsse gehºren, f¿r die nach Absatz 1 kein Anspruch auf Arbeitsbefreiung 
besteht (z. B. Umzug aus persönlichen Gründen). 
 
(4) Unter Fortzahlung des Entgelts (§ 21) kann die/der Beschäftigte bis zu sechs Werktage im 
Kalenderjahr von der Arbeit freigestellt werden, wenn dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen, für die Teilnahme an Tagungen eines kirchlichen Berufsverbandes, der 
berufliche und fachliche Interessen von Angestellten vertritt auf überdiözesaner und 
diözesaner Ebene, Bundes oder Landesebene, wenn die/der Beschäftigte als Mitglied eines 
Vorstandes oder als Delegierter teilnimmt und der kirchliche Berufsverband in seiner 
Zielsetzung der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse in der jeweiligen Fassung nicht widerspricht. 
 
(4 a) Unter Fortzahlung des Entgelts (§ 21) kann die/der Beschäftigte bis zu sechs Werktage 
im Kalenderjahr von der Arbeit freigestellt werden, wenn dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen, für die Teilnahme an Tagungen auf Bundes- oder Landesebene, wenn 
die/der Beschäftigte als gewähltes Vorstandsmitglied einer Tarifvertragspartei des öffentlichen 
Dienstes auf Anforderung der Tarifvertragspartei daran teilnimmt. 
 
(4 b) Für die Freistellung nach Absatz 4 und 4 a werden nicht mehr als sechs Werktage im 
Kalenderjahr genehmigt. Werden in den Fällen des Absatzes 4 und 4 a mehr als drei Tage 
Freistellung im Kalenderjahr in Anspruch genommen, werden diese auf den Anspruch gemäß 
§ 5 a Abs. 1 angerechnet. 
 
(5) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von Berufsbildungsausschüssen nach dem 
Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen von Sozialversicherungsträgern 
kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 gewährt 
werden, sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche Interessen entgegenstehen. 
Protokollnotiz zu Absatz 5: 
Einer Tätigkeit in Organen von Sozialversicherungsträgern steht die Tätigkeit im Verwaltungsrat von 
Zusatzversorgungseinrichtungen gleich. 
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Abschnitt V: Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses (§§ 
30-35) 

§ 30 Befristete Arbeitsverträge 

(1) 1Befristete Arbeitsverträge sind nach Maßgabe des Teilzeit- und Befristungsgesetzes 
sowie anderer gesetzlicher Vorschriften über die Befristung von Arbeitsverträgen zulässig. 
2Für Beschäftigte, deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der 
Angestellten unterlegen hätte, gelten die in den Absätzen 2 bis 5 geregelten Besonderheiten; 
dies gilt nicht für Arbeitsverhältnisse, für die die §§ 57a ff. HRG, das Gesetz über befristete 
Arbeitsverträge in der Wissenschaft (Wissenschaftszeitvertragsgesetz) oder gesetzliche 
Nachfolgeregelungen unmittelbar oder entsprechend gelten. 
 
(2) 1Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sachlichem Grund sind nur zulässig, wenn 
die Dauer des einzelnen Vertrages fünf Jahre nicht übersteigt; weitergehende Regelungen im 
Sinne von § 23 TzBfG bleiben unberührt. 2Beschäftigte mit einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 
sind bei der Besetzung von Dauerarbeitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen, wenn die 
sachlichen und persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
(3) 1Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwölf Monate nicht 
unterschreiten; die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate betragen. 2Vor Ablauf des 
Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber zu prüfen, ob eine unbefristete oder befristete 
Weiterbeschäftigung möglich ist. 
 
(4) 1Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wochen 
und bei befristeten Arbeitsverträgen mit sachlichem Grund die ersten sechs Monate als 
Probezeit. 2Innerhalb der Probezeit kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei Wochen 
zum Monatsschluss gekündigt werden. 
 
(5) 1Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zulässig, wenn die 
Vertragsdauer mindestens zwölf Monate beträgt. 2Nach Ablauf der Probezeit beträgt die 
Kündigungsfrist in einem oder mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhältnissen bei 
demselben Arbeitgeber 

von insgesamt mehr als sechs Monaten vier Wochen, 
von insgesamt mehr als einem Jahr 
 
zum Schluss eines Kalendermonats, 

sechs Wochen 

von insgesamt mehr als zwei Jahren 
von insgesamt mehr als drei Jahren 
 
zum Schluss eines Kalendervierteljahres 

drei Monate, 
vier Monate 

 3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschädlich, es sei denn, dass das Ausscheiden 
von der/dem Beschäftigten verschuldet oder veranlasst war. 4Die Unterbrechungszeit bleibt 
unberücksichtigt. 
Anmerkung zu Absatz 5: 
Bei mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhältnissen führen weitere vereinbarte Probezeiten nicht zu einer Verkürzung 
der Kündigungsfrist. 
 
(6) Die §§ 31, 32 bleiben von den Bestimmungen der Absätze 3 bis 5 unberührt. 
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§ 31 Führung auf Probe 

(1) 1Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Gesamtdauer von 
zwei Jahren vereinbart werden. 2Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine höchstens zweimalige 
Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig. 3Die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben 
unberührt. 
 
(2) Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten mit 
Weisungsbefugnis, die vor Übertragung vom Arbeitgeber ausdrücklich als Führungspositionen 
auf Probe bezeichnet worden sind. 
 
(3) 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der/dem 
Beschäftigten vorübergehend eine Führungsposition bis zu der in Absatz 1 genannten 
Gesamtdauer übertragen werden. 2Der/Dem Beschäftigten wird für die Dauer der Übertragung 
eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der 
bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei Höhergruppierung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 
3 ergebenden Tabellenentgelt gewährt. 3Nach Fristablauf endet die Erprobung. 4Bei 
Bewährung wird die Führungsfunktion auf Dauer übertragen; ansonsten erhält die/der 
Beschäftigte eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit. 
 

§ 32 Führung auf Zeit 

(1) 1Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Dauer von vier Jahren 
vereinbart werden. 2Folgende Verlängerungen des Arbeitsvertrages sind zulässig: 
a) in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchstens zweimalige Verlängerung bis zu einer 
Gesamtdauer von acht Jahren, 
b) ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer 
von zwölf Jahren. 
3Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a) bei demselben Arbeitgeber können auf 
die Gesamtdauer nach Buchstabe b) zur Hälfte angerechnet werden. 4Die allgemeinen 
Vorschriften über die Probezeit (§ 2 Absatz 4) und die beiderseitigen Kündigungsrechte 
bleiben unberührt. 
 
(2) Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten mit 
Weisungsbefugnis, die vor Übertragung vom Arbeitgeber ausdrücklich als Führungspositionen 
auf Zeit bezeichnet worden sind. 
 
(3) 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der/dem 
Beschäftigten vorübergehend eine Führungsposition bis zu den in Absatz 1 genannten Fristen 
übertragen werden. 2Der/Dem Beschäftigten wird für die Dauer der Übertragung eine Zulage 
gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der 
bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei Höhergruppierung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 
3 ergebenden Tabellenentgelt, zuzüglich eines Zuschlags von 75 v. H. des 
Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten der Entgeltgruppe, die der übertragenen 
Funktion entspricht, zur nächsthöheren Entgeltgruppe nach § 17 Absatz 4 Satz 1 bis 3. 3Nach 
Fristablauf erhält die/der Beschäftigte eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende 
Tätigkeit; der Zuschlag entfällt. 
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§ 33 Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung 

(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
a) mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich festgelegte Alter zum 
Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat, 
b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflösungsvertrag). 
 
(2) 1Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines 
Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach die/der Beschäftigte 
voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Die/Der Beschäftigte hat den Arbeitgeber von der 
Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. 3Beginnt die Rente erst nach 
der Zustellung des Rentenbescheids, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des dem 
Rentenbeginn vorangehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses eine nach § 92 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes 
noch nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des 
Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes. 5Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn nach 
dem Bescheid des Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem 
Fall ruht das Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; 
beginnt die Rente rückwirkend, ruht das Arbeitsverhältnis ab dem ersten Tag des Monats, der 
auf den Monat der Zustellung des Rentenbescheids folgt. 
 
(3) Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn 
die/der Beschäftigte nach ihrem/seinem vom Rentenversicherungsträger festgestellten 
Leistungsvermögen auf seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien 
Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden könnte, soweit dringende dienstliche bzw. betriebliche 
Gründe nicht entgegenstehen, und die/der Beschäftigte innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang des Rentenbescheids ihre/seine Weiterbeschäftigung schriftlich beantragt. 
 
(4) 1Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie/er 
Altersrente nach § 236 oder § 236a SGB VI oder ist sie/er nicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten einer 
Amtsärztin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach § 3 Abs. 4 Satz 2 bestimmten 
Ärztin/Arztes. 2Das Arbeitsverhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem 
der/dem Beschäftigten das Gutachten bekannt gegeben worden ist. 
 
(5) 1Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 Buchstabe a) 
geendet hat, weiterbeschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen. 
2Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende 
gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist. 
 

§ 34 Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

(1) 1Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhältnisses beträgt die 
Kündigungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluss. 2Im Übrigen beträgt die Kündigungsfrist 
bei einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) 
bis zu einem Jahr 1 Monat zum Monatsschluss, 
von mehr als einem Jahr 6 Wochen, 
von mindestens 5 Jahren 3 Monate, 
von mindestens 8 Jahren 4 Monate, 
von mindestens 10 Jahren 5 Monate, 
von mindestens 12 Jahren 6 Monate 
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zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 
 
(2) 1Arbeitsverhältnisse von Beschäftigten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben, können 
nach einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren durch den 
Arbeitgeber nur aus einem wichtigen Grund gekündigt werden. 2Soweit Beschäftigte nach den 
bis zum 30. September 2005 geltenden Regelungen unkündbar waren, verbleibt es dabei. 
 
(3) 1Beschäftigungszeit ist die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegte 
Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unberücksichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs 
gemäß § 28, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein 
dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt. 3Wechseln Beschäftigte zwischen 
Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich des ABD erfasst werden, werden die Zeiten bei dem 
anderen Arbeitgeber als Beschäftigungszeit anerkannt. 4Satz 3 gilt entsprechend bei einem 
Wechsel von einem anderen kirchlichen Arbeitgeber. 
Protokollnotiz zu Satz 4: 
Kirchlicher Arbeitgeber sind auch die Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften, die Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland sind. 
 

§ 35 Zeugnis 

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die Beschäftigten Anspruch auf ein 
schriftliches Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit, das sich auch auf Führung und 
Leistung erstrecken muss (Endzeugnis). 
 
(2) Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch während des Arbeitsverhältnisses ein 
Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis). 
 
(3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhältnisses können die Beschäftigten ein 
Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges Zeugnis). 
 
(4) Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich auszustellen. 
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Abschnitt VI: Sonstige Vorschriften (§§ 36-43) 

§ 36 Beihilfen bei Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen, 
Unterstützungen 

Für die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen sowie von 
Unterstützungen gilt die Beihilfeordnung Teil A

1
 in ihrer jeweiligen Fassung. 

1
 Beihilfeordnung Teil A abgedruckt im Anhang II. 
 

§ 36a Kirchliche Höherversicherung I in Krankheitsfällen 

Der/Dem Beschäftigten wird unbeschadet der Gewährung von Beihilfen nach § 36 eine 
gesonderte kirchliche Höherversicherung in Krankheitsfällen nach Maßgabe der 
Beihilfeordnung Teil B

1 
in ihrer jeweiligen Fassung ermöglicht.

2 

1
Beihilfeordnung Teil B abgedruckt im Anhang II.

 

2
Bei Änderungen der kirchlichen Höherversicherung in Krankheitsfällen haben sich die bayerischen (Erz-)Diözesen mit der 

Bayerischen Regional-KODA ins Benehmen zu setzen. 
 

§ 36b Übergangsregelung für die kirchliche Beihilfeversicherung bei 
Krankheitsfällen 

(1) 1Zur Wahrung des Besitzstandes wird den Beschäftigten, die 
 
1. am 31.08.1994 in einem unter die arbeitsvertragsrechtlichen Regelungen der bayerischen 
(Erz-)Diözesen fallenden Arbeitsverhältnis gestanden haben, das am 01.09.1994 mit 
mindestens der Hälfte der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines/einer entsprechenden vollbeschäftigten Beschäftigten fortbestanden hat, 
und die 
2. am 31.08.1994 nach diözesaner Regelung einen Anspruch auf Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen sowie von Unterstützungen nach Tarif 820 der 
Beihilfeversicherung hatten, 
die kirchliche Höherversicherung in Krankheitsfällen gemäß § 36a nach Ablauf der jeweiligen 
diözesanen Wartezeit für die Dauer dieses Arbeitsverhältnisses als Beihilfe ohne eigene 
Kostenbeteiligung gewährt. 2Der Übertritt in ein Arbeitsverhältnis zu einem anderen 
Arbeitgeber, der das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen (Erz-)Diözesen anwendet, ist 
unschädlich, soweit eine Unterbrechung nicht vorliegt und der neue Arbeitgeber die gleichen 
diözesanen Beihilferegelungen anwendet.

1
 3Satz 1 und 2 gilt auch für Beschäftigte, die die 

Voraussetzungen des Satz 1 Nr. 2 wegen Inanspruchnahme von Elternzeit, Sonderurlaub 
nach § 28 Abs. 2 oder Teilzeitbeschäftigung nach § 11 nicht erfüllen, sofern der 
Beschäftigungsumfang des/der Beschäftigten im unmittelbaren Anschluss wieder mindestens 
die Hälfte der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer 
entsprechenden vollbeschäftigten Beschäftigten beträgt. 
1
 Satz 1 findet auch Anwendung im Ruhestand, sofern und soweit dem/der Beschäftigten eine entsprechende Zusage erteilt 

worden ist. 
 
(2) Beschäftigte, die am 31.12.1998 Beihilfeansprüche nach Tarif 825 hatten, erhalten für die 
Dauer dieses Beschäftigungsverhältnisses bei einer Versicherung im Tarif 820 K den Betrag, 
der der Differenz aus dem Tarif 825 der Beihilfeversicherung und dem Tarif 810 der 
Beihilfeversicherung zum Stande vom 31.12.1998 entspricht. 
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§ 36c Kirchliche Höherversicherung II in Krankheitsfällen 

(1) Der/Dem Beschäftigten wird unbeschadet der Gewährung von Beihilfen nach § 36 eine 
gesonderte kirchliche Höherversicherung in Krankheitsfällen nach Maßgabe der 
Beihilfeordnung Teil C

1
 in ihrer jeweiligen Fassung ermöglicht.

2
 

 
(2) 1Für Beschäftigte mit Anspruch auf Beihilfen nach § 36b Absatz 1, die von der Möglichkeit 
der gesonderten kirchlichen Höherversicherung nach Absatz 1 (Beihilfeordnung Teil C) 
Gebrauch machen, bleibt der Anspruch aus § 36b Absatz 1 unberührt. 2Die/Der Beschäftigte 
trägt nur die über den Anspruch auf Beihilfen nach § 36b Absatz 1 hinausgehenden Kosten 
der Kirchlichen Höherversicherung II in Krankheitsfällen.

3
 

 
(3) Für Beschäftigte mit Anspruch nach § 36b Absatz 2, die von der Möglichkeit der 
gesonderten kirchlichen Höherversicherung nach Absatz 1 (Beihilfeordnung Teil C) Gebrauch 
machen, bleibt der Anspruch aus § 36b Absatz 2 unberührt. 
1
Beihilfeordnung Teil C abgedruckt im Anhang II. 
 
2
Bei Änderungen der kirchlichen Höherversicherung II in Krankheitsfällen haben sich die bayerischen (Erz-)Diözesen mit der 

Bayerischen Regional-KODA ins Benehmen zu setzen. 
 
3
§ 36c Absatz 2 findet auch Anwendung im Ruhestand, sofern und soweit der/dem Beschäftigten eine entsprechende Zusage 

gem. § 36b Absatz 1 (Fußnote 1) erteilt worden ist. 

§ 36d Erstausstattung bei Geburten 

(1) 1Beschäftigte erhalten bei der Geburt eines Kindes eine Geburtspauschale. 2Die 
Geburtspauschale beträgt 358,00 Euro pro Kind. 3Stehen beide Eltern in einem 
Arbeitsverhältnis, auf welches das Arbeitsvertragsrecht der Bayerischen (Erz-)Diözesen 
Anwendung findet, erhalten beide jeweils die Hälfte der Geburtspauschale. 
 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht auch, wenn das Beschäftigungsverhältnis wegen 
Elternzeit oder Sonderurlaubs zum Zwecke der Erziehung eines Kindes bzw. wegen der 
Betreuung eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen ruht. 
 
(3) Etwaige Leistungen Dritter, insbesondere aus der Beihilfeversicherung, werden auf den 
Anspruch nach Absatz 1 nicht angerechnet. 
 
(4) Steht eine Beschäftigte/ein Beschäftigter in mehreren Beschäftigungsverhältnissen, auf die 
das Arbeitsvertragsrecht der Bayerischen (Erz-)Diözesen Anwendung findet, erhält die/der 
Beschäftigte die Geburtspauschale bzw. im Fall des Absatzes 1 Satz 3 die Hälfte der 
Geburtspauschale von jedem Arbeitgeber anteilig, insgesamt jedoch nur ein Mal. 
 

§ 36e Kostenpauschale bei Fehl- oder Totgeburten 

(1) Der Arbeitgeber gewährt der/dem Beschäftigten zu den Kosten der Beerdigung einer Fehl- 
oder Totgeburt eine Kostenpauschale in Höhe von 358,00 Euro. 
 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht auch, wenn das Beschäftigungsverhältnis wegen 
Elternzeit oder Sonderurlaubs zum Zwecke der Erziehung eines Kindes bzw. wegen der 
Betreuung eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen ruht. 
 
(3) Etwaige Leistungen Dritter werden auf den Anspruch nach Absatz 1 nicht angerechnet. 
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(4) 1Bei Beschäftigungsverhältnissen zu mehreren Arbeitgebern, die das Arbeitsvertragsrecht 
der bayerischen (Erz-)Diözesen anwenden, erhält der/die Beschäftigte die Kostenpauschale 
von jedem Arbeitgeber anteilig, insgesamt jedoch nur ein Mal. 2Dies gilt auch, wenn beide 
Ehepartner bei einem Arbeitgeber beschäftigt sind, der das Arbeitsvertragsrecht der 
bayerischen (Erz-)Diözesen anwendet. 
 

§ 37 Ausschlussfrist 

(1) 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von der/dem Beschäftigten oder vom 
Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die 
einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 
Protokollnotiz zu Absatz 1:  
Bei Beschlüssen der Bayerischen Regional-KODA, die vom jeweiligen Diözesanbischof rückwirkend in Kraft gesetzt werden, 
beginnt die Ausschlussfrist frühestens mit dem Erscheinungsdatum des Amtsblatts der jeweiligen (Erz-)Diözese. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozialplan. 
 

§ 38 Begriffsbestimmungen 

(1) (frei) 
 
(2) (frei) 
 
(3) (frei) 
 
(4) Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Beschäftigte, die ausweislich einer Bescheinigung 
des beauftragten Arztes (§ 3 Abs. 4) nicht mehr in der Lage sind, auf Dauer die vertraglich 
geschuldete Arbeitsleistung in vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen zugleich teilweise 
oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im Sinne des SGB VI zu sein. 
Anmerkung zu § 38 Absatz 4: 
Die auf leistungsgeminderte Beschäftigte anzuwendenden Regelungen zur Entgeltsicherung bestimmen sich nach § 16a Teil 
A, 3. 
 
(5) 1Die Regelungen für Angestellte finden Anwendung auf Beschäftigte, deren Tätigkeit vor 
dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hätte. 2Die 
Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter finden Anwendung auf Beschäftigte, deren 
Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlegen hätte. 

§ 39 Erstattung von Auslagen 

(1) Für die Erstattung von Auslagen für Dienstreisen und Dienstgänge findet die 
Reisekostenordnung der bayerischen (Erz-)Diözesen Anwendung. 
 
(2) Für die Erstattung von 
a) Auslagen aus Anlass der Abordnung, 
b) Auslagen für Reisen zur Einstellung vor Begründung des Arbeitsverhältnisses, 
c) Auslagen aus Anlass der Ausbildung,, 
d) Fahrtkosten für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstelle aus besonderem Anlass 
finden die in der jeweiligen (Erz-)Diözese geltenden Bestimmungen Anwendung. 
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§ 40 Dienstreisen 

(1) 1Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswärtigen 
Geschäftsort als Arbeitszeit. 2Es wird jedoch für jeden Tag einschließlich der Reisetage 
mindestens die dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche Arbeitszeit berücksichtigt. 
 
(2) 1Die über die tägliche dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche Arbeitszeit hinausgehende 
Reisezeit wird wie regelmäßige Arbeitszeit vergütet oder wie Zeiten im Sinne des § 6 Abs. 1 
und 2 ausgeglichen. 2Dabei wird bei Dienstreisen die Zeit, die für die Hin- und Rückreise zum 
und vom auswärtigen Geschäftsort benötigt wird, bis zu zehn Stunden täglich einschließlich 
der Arbeitszeit (Montag mit Freitag) angerechnet. 3Bei Dienstreisen an Samstagen und 
Sonntagen wird die Reisezeit in vollem Umfang bis 60 Stunden pro Kalenderwoche (Montag 
mit Sonntag) angerechnet. 4Muss bei eintägigen Dienstreisen von Beschäftigten, die in der 
Regel mindestens an zehn Tagen im Monat außerhalb ihres ständigen Dienstortes arbeiten, 
am auswärtigen Geschäftsort mindestens die dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche 
Arbeitszeit abgeleistet werden und müssen für die Hin- und Rückreise zum oder vom 
Geschäftsort einschließlich der erforderlichen Wartezeiten mehr als zwei Stunden 
aufgewendet werden, wird der Arbeitszeit eine Stunde hinzugerechnet. 
 
(3) 1Zeitzuschläge gemäß § 8 werden nur für Zeiten der dienstlichen Inanspruchnahme, nicht 
jedoch für Reisezeiten gewährt. 2Die über die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit (§ 6) 
hinaus geleisteten Arbeitsstunden und Reisezeiten sind grundsätzlich durch entsprechende 
Arbeitsbefreiung auszugleichen. 

§ 41 Umzugskosten / Trennungsgeld 

Für die Erstattung von Umzugskosten sowie Trennungsgeld finden die in der jeweiligen (Erz-
)Diözese geltenden Regelungen Anwendung. 

§ 42 Saisonaler Ausgleich 

In Einrichtungen, in denen aufgrund besonderer kirchlicher Aufgaben oder Feierstunden oder 
saisonbedingt erheblich verstärkte Tätigkeiten anfallen, kann für diese Tätigkeiten die 
regelmäßige Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden in einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen 
verlängert werden, wenn durch Verkürzung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bis 
zum Ende des Ausgleichszeitraums nach § 6 Abs. 2 Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich 
durchgeführt wird. 

§ 43 Überstunden 

(1) 1Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen. 2Sofern 
kein Arbeitszeitkonto nach § 10 eingerichtet ist, oder wenn ein solches besteht, die/der 
Beschäftigte jedoch keine Faktorisierung nach § 8 Abs. 1 geltend macht, erhält die/der 
Beschäftigte für Überstunden (§ 7 Abs. 7), die nicht bis zum Ende des dritten Kalendermonats 
- möglichst aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats - nach deren Entstehen 
mit Freizeit ausgeglichen worden sind, je Stunde 100 v. H. des auf die Stunde entfallenden 
Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe, höchstens jedoch nach 
der Stufe 4. 3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag für Überstunden nach § 8 Abs. 1 besteht 
unabhängig von einem Freizeitausgleich. 
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(2) 1Für Beschäftigte der Entgeltgruppe 15 in den Ordinariaten sind Mehrarbeiten und 
Überstunden durch das Tabellenentgelt abgegolten. 2Beschäftigte der Entgeltgruppen 13 und 
14 in den Ordinariaten erhalten nur dann ein Überstundenentgelt, wenn die Leistung der 
Mehrarbeit oder der Überstunden für sämtliche Beschäftigte des Ordinariates angeordnet ist; 
im Übrigen ist über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleistete Arbeit dieser Beschäftigten 
durch das Tabellenentgelt abgegolten. 3Satz 1 gilt auch für Leiterinnen/Leiter von 
Dienststellen und deren ständige Vertreterinnen/Vertreter, die in die Entgeltgruppen 14 und 15 
eingruppiert sind. 
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Abschnitt VII: Sonderregelungen (§ 44) 

§ 44 Besondere Regelungen für Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst 

Für die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst gelten die in der Anlage zu § 44 
aufgeführten besonderen Regelungen. 
 

Anlage zu § 44 

§ 1 Eingruppierung, Entgelt 
 

(1) 1Bis zum Inkrafttreten der Eingruppierungsvorschriften des ABD in der ab dem 01.10.2005 
geltenden Fassung einschließlich Entgeltordnung richtet sich die Eingruppierung der 
Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst nach den Merkmalen des Anhangs zur Anlage 
F. 2Sie erhalten abweichend von § 15 Abs. 2 Entgelt nach der Anlage F. 
 
(2) Anstelle des § 16 gilt folgendes: 
1Die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 umfassen sechs Stufen. 2Bei Einstellung werden die 
Beschäftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt. 
3Verfügt die/der Beschäftigte über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem 
Jahr, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; verfügt sie/er über eine einschlägige 
Berufserfahrung von mindestens vier Jahren, erfolgt in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 3. 
4Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des 
Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die 
Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit 
förderlich ist. 5Bei Einstellung von Beschäftigten in unmittelbarem Anschluss an ein 
Arbeitsverhältnis bei einem kirchlichen Arbeitgeber, der das ABD anwendet, oder zu einem 
Arbeitgeber, der ein dem ABD vergleichbares Arbeitsvertragsrecht anwendet, kann die in dem 
vorhergehenden Arbeitsverhältnis erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder 
teilweise berücksichtigt werden; Satz 4 bleibt unberührt. 6Die Beschäftigten erreichen die 
jeweils nächste Stufe ï von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer Leistung gemäß § 17 Abs. 2 
ï nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe 
bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit): 
- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 
- Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2, 
- Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3, 
- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 
- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 
7Abweichend von Satz 1 ist Endstufe die Stufe 4 
a) in der Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 3 und 
b) in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppe 3. 
8Abweichend von Satz 6 erreichen Beschäftigte, die nach den Tätigkeitsmerkmalen des 
Anhangs zu der Anlage F in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1 oder 2 
eingruppiert sind, die Stufe 5 nach sechs Jahren in Stufe 4 und die Stufe 6 nach acht Jahren 
in Stufe 5. 
Anmerkung zu Absatz 2 Satz 3: 
Ein Berufspraktikum nach den Regelungen für die Praktikantinnen und Praktikanten gilt grundsätzlich als Erwerb 
einschlägiger Berufserfahrung. 
 
Protokollnotiz zu Absatz 2 Satz 5:  
Bei Einstellung von Beschäftigten in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis zu einem kirchlichen Arbeitgeber, auf 
das die Arbeitsvertragsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes (AVR) oder ein anderes arbeitsvertragsrechtliches 
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Regelwerk Anwendung gefunden haben, können Beschäftigte derjenigen Stufe zugeordnet werden, die sie erreicht hätten, 
wenn das ABD auf das vorherige Arbeitsverhältnis Anwendung gefunden hätte; Abs. 2 Satz 4 bleibt unberührt. 
 
  
 
(2a) 1Für die Herabgruppierung von Leiterinnen/Leitern von Kindertageseinrichtungen, 
ständigen Vertreterinnen/Vertretern von Leiterinnen/Leitern von Kindertageseinrichtungen, 
Erzieherinnen/Erziehern mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten und 
Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten gilt anstelle des § 17 
Abs. 4 Satz 5 folgendes: 
Bei einer durch das Absinken der Kinderzahl bedingten Eingruppierung in eine niedrigere 
Entgeltgruppe wird die/der Beschäftigte derjenigen Stufe zugeordnet, die sie/er erreicht hätte, 
wenn sie/er während der Dauer ihrer/seiner zuletzt ausgeübten Tätigkeit in der niedrigeren 
Entgeltgruppe eingruppiert gewesen wäre. 2Ist das Tabellenentgelt der Stufe, zu der die 
Zuordnung bei der Herabgruppierung erfolgt, höher als das bisherige Tabellenentgelt, beginnt 
die Stufenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe mit dem Tag der Herabgruppierung. 
 
(3) Soweit im Allgemeinen Teil auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genommen wird, 
entspricht 
 
  

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe 
2 S 2 
4 S 3 
5 S 4 
6 S 5 
8 S 6 bis S 8b 
9 S 9 bis S 14 

10 S 15 und   S 16 
11 S 17 
12 S 18. 

 
(4) Auf Beschäftigte der Entgeltgruppe S 9 findet der in § 20 Absatz 2 Satz 1 für die 
Entgeltgruppen 1 bis 8 ausgewiesene Prozentsatz Anwendung. 
 

 § 2 Gesundheitsvorsorge in kirchlichen Einrichtungen für Beschäftigte im  
Sozial- und Erziehungsdienst ï Betrieblicher Gesundheitsschutz/ 

Betriebliche Gesundheitsförderung 
 

(1) 1Betriebliche Gesundheitsförderung zielt darauf ab, die Arbeit und die Arbeitsbedingungen 
so zu organisieren, dass diese nicht Ursache von Erkrankungen oder 
Gesundheitsschädigungen sind. 2Sie fördert die Erhaltung bzw. Herstellung 
gesundheitsgerechter Verhältnisse am Arbeitsplatz sowie gesundheitsbewusstes Verhalten. 
3Zugleich werden damit die Motivation der Beschäftigten und die Qualitätsstandards der 
Verwaltungen und Betriebe verbessert. 4Die betriebliche Gesundheitsförderung basiert auf 
einem aktiv betriebenen Arbeits- und Gesundheitsschutz. 5Dieser reduziert Arbeitsunfälle, 
Berufskrankheiten sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und verbessert durch den 
Abbau von Fehlzeiten und die Vermeidung von Betriebsstörungen die Wettbewerbsfähigkeit 
der Einrichtungen. 6Der Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie die betriebliche 
Gesundheitsförderung gehören zu einem zeitgemäßen Gesundheitsmanagement. 
 
(2) 1Die Beschäftigten haben einen individuellen Anspruch auf die Durchführung einer 
Gefährdungsbeurteilung. 2Die Durchführung erfolgt nach Maßgabe des Gesetzes über die 
Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 
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Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz). 3Die 
Beschäftigten sind in die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung einzubeziehen. 4Sie sind 
über das Ergebnis von Gefährdungsbeurteilungen zu unterrichten. 5Vorgesehene 
Maßnahmen sind mit ihnen zu erörtern. 6Widersprechen betroffene Beschäftigte den 
vorgesehenen Maßnahmen, ist die Kommission nach Absatz 3 oder 3a zu befassen. 7Die 
Beschäftigten können verlangen, dass eine erneute Gefährdungsbeurteilung durchgeführt 
wird, wenn sich die Umstände, unter denen die Tätigkeiten zu verrichten sind, wesentlich 
ändern, neu entstandene wesentliche Gefährdungen auftreten oder eine Gefährdung auf 
Grund veränderter arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse erkannt wird. 8Die Wirksamkeit der 
Maßnahmen ist in angemessenen Abständen zu überprüfen. 
 
(3) 1Beim Arbeitgeber wird auf Antrag der Mitarbeitervertretung eine betriebliche Kommission 
gebildet, deren Mitglieder je zur Hälfte vom Arbeitgeber und von der Mitarbeitervertretung 
benannt werden. 1aDie Anzahl der jeweils vom Arbeitgeber und von der Mitarbeitervertretung 
benannten Mitglieder der betrieblichen Kommission beträgt bei bis zu 15 Beschäftigten jeweils 
ein Mitglied, bei 16 bis zu 200 Beschäftigten jeweils zwei Mitglieder und bei mehr als 200 
Beschäftigten jeweils drei Mitglieder. 2Die von der Mitarbeitervertretung benannten Mitglieder 
müssen Beschäftigte des Arbeitgebers sein. 3Soweit ein Arbeitsschutzausschuss gebildet ist, 
kann die betriebliche Kommission als Unterausschuss des Arbeitsschutzausschusses gebildet 
werden. 4Im Falle des Absatzes 2 Satz 6 berät die betriebliche Kommission über die 
erforderlichen Maßnahmen und kann Vorschläge zu den zu treffenden Maßnahmen machen. 
5Der Arbeitgeber führt die Maßnahmen durch, wenn die Mehrheit der vom Arbeitgeber 
benannten Mitglieder der betrieblichen Kommission im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber 
dem Beschluss zugestimmt hat. 6Gesetzliche Rechte der kirchlichen Beschlussorgane und 
der kirchlichen Stiftungsaufsicht bleiben unberührt. 7Wird ein Vorschlag nur von den von der 
Mitarbeiterseite benannten Mitgliedern gemacht und folgt der Arbeitgeber diesem Vorschlag 
nicht, sind die Gründe darzulegen. 8Die betriebliche Kommission ist auch für die Beratung von 
schriftlich begründeten Beschwerden zuständig, wenn der Arbeitgeber eine erneute 
Gefährdungsbeurteilung ablehnt. 9Der Arbeitgeber entscheidet auf Vorschlag des 
Arbeitsschutzausschusses bzw. der betrieblichen Kommission, ob und in welchem Umfang 
der Beschwerde im Einzelfall abgeholfen wird. 10Wird dem Vorschlag nicht gefolgt, sind die 
Gründe darzulegen. 
 
(3a) 1Anstelle einer betrieblichen Kommission nach Absatz 3 kann für mehrere Einrichtungen 
eines Rechtsträgers oder verschiedener Rechtsträger eine gemeinsame Kommission nach 
Maßgabe diözesaner Bestimmungen gebildet werden. 2Wird eine gemeinsame Kommission 
gebildet, werden deren Mitglieder je zur Hälfte von den Arbeitgebern und von den 
Mitarbeitervertretungen benannt. 3Besteht nicht in allen beteiligten Einrichtungen eine 
Mitarbeitervertretung, so werden die Vertreter der Beschäftigten in der Kommission für alle 
beteiligten Einrichtungen von den oder der vorhandenen Mitarbeitervertretungen/ 
Mitarbeitervertretung benannt. 4Besteht in keiner der beteiligten Einrichtungen eine 
Mitarbeitervertretung, werden die Vertreter der Beschäftigten in der Kommission von den 
Beschäftigten der beteiligten Einrichtungen direkt benannt. 5Die von den 
Mitarbeitervertretungen oder den Beschäftigten benannten Mitglieder müssen in einer der 
Einrichtungen, für die die gemeinsame Kommission gebildet wird, beschäftigt sein. 6Absatz 3 
Satz 1a und Satz 4 mit Satz 9 gelten für die gemeinsame Kommission entsprechend. 
 
(4) 1Die Kommission nach Absatz 3 oder 3a kann zeitlich befristet Gesundheitszirkel zur 
Gesundheitsförderung einrichten, deren Aufgabe es ist, Belastungen am Arbeitsplatz und 
deren Ursachen zu analysieren und Lösungsansätze zur Verbesserung der Arbeitssituation zu 
erarbeiten. 2Sie berät über Vorschläge der Gesundheitszirkel und unterbreitet, wenn ein 
Arbeitsschutzausschuss gebildet ist, diesem, ansonsten dem Arbeitgeber Vorschläge. 3Die 
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Ablehnung eines Vorschlags ist durch den Arbeitgeber zu begründen. 4Näheres regelt die 
Geschäftsordnung der Kommission. 
 
(5) 1Zur Durchführung ihrer Aufgaben sind der Kommission nach Absatz 3 oder 3a die 
erforderlichen, zur Verfügung stehenden Unterlagen zugänglich zu machen. 2Die Kommission 
gibt sich eine Geschäftsordnung, in der auch Regelungen über die Beteiligung der 
Beschäftigten bei der Gefährdungsbeurteilung, deren Bekanntgabe und Erörterung sowie über 
die Qualifizierung der Mitglieder der Kommission und von Gesundheitszirkeln zu treffen sind. 
 
(6) Gesetzliche Bestimmungen, günstigere betriebliche Regelungen und die Rechte der 
Mitarbeitervertretung bleiben unberührt. 
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Abschnitt VIII: Anhänge und Anlagen 

Anhang zu § 5 

Zusätzliche Vorbereitungs- und Qualifizierungszeit in Einrichtungen des Sozial- und 
Erziehungsdienstes 
 
1In Einrichtungen des Sozial- und Erziehungsdienstes stehen innerhalb der Einrichtung den 
Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst ï soweit gesetzliche Regelungen bestehen, 
zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen ï im Rahmen der regelmäßigen 
durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 19,5 Stunden für Zwecke 
gemeinsamer Vorbereitung und Qualifizierung zur Verfügung. 2Bei Teilzeitbeschäftigten gilt 
Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem 
Umfang, der dem Verhältnis der individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu der 
regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter entspricht, reduziert. 3Die nach 
den Sätzen 1 und 2 ermittelten Gesamtstunden werden zu gleichen Zeitanteilen auf die 
Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst aufgeteilt. 4Die Leiterin/der Leiter der 
Einrichtung entscheidet im Einvernehmen mit dem Träger, zu welchen Zwecken im Rahmen 
des Satzes 1 die zur Verfügung stehenden Stunden verwendet werden und mit welchen 
Arbeits- und Bildungsmethoden die Zwecke erreicht werden sollen. 
 

Anhang zu § 9 

Bereitschaftszeiten Hausmeisterinnen / Hausmeister 
 
1Für Hausmeisterinnen/Hausmeister, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht 
unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende besondere Regelungen zu 
§ 6 Abs. 1 Satz 1: 2Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der 
Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit nach § 6 Abs. 1 nicht überschreiten. 3Die Summe aus 
Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden wöchentlich nicht 
überschreiten. 4Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die Hausmeisterin/der 
Hausmeister am Arbeitsplatz oder einer anderen vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur 
Verfügung halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbständig, ggf. auch auf Anordnung, 
aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne Arbeitsleistung überwiegen. 5Bereitschaftszeiten 
werden zur Hälfte als Arbeitszeit gewertet (faktorisiert). 6Bereitschaftszeiten werden innerhalb 
von Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht gesondert ausgewiesen. 
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Anhang zu § 16 

Besondere Stufenregelungen 
 

1. Allgemein* 
 
(1) 1Abweichend von § 16 Absatz 1 ist Endstufe 
 
a) in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend 
- Vergütungsgruppe V a ohne Aufstieg nach IV b, 
- Vergütungsgruppe V b ohne Aufstieg nach IV b, 
- Vergütungsgruppe V b nach Aufstieg aus V c (bei Zuordnung nach Anlage 2 Teil A, 3.). 
2Diese Beschäftigten erhalten nach 9 Jahren in Stufe 4 eine monatliche Zulage in Höhe 
von 87,24 Euro

1
. 3Für die Zulage gilt § 9 Abs. 4 Satz 2 Teil A, 3. entsprechend. 

1
 ab 01.02.2017 Erhöhung um 2,35 % (Die Zulage beträgt ab 01.02.2017 89,29 Euro) 

- Lohngruppe 9; 
b) in der Entgeltgruppe 3 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend der 
- Vergütungsgruppe VIII mit und ohne Aufstieg nach VII sowie nach Aufstieg aus IX/IX b, 
- Lohngruppe 3 nach Aufstieg aus Lohngruppe 2 und 2 a (bei Zuordnung nach Anlage 2 Teil 
A, 3.), 
- Lohngruppe 2 a nach Aufstieg aus Lohngruppe 2 (bei Zuordnung nach Anlage 2 Teil A, 3.), 
- Lohngruppe 2 mit Aufstiegen nach Lohngruppe 2 a und 3; 
c) in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend der 
- Vergütungsgruppe IX b nach Aufstieg aus X (bei Zuordnung nach Anlage 2 Teil A, 3.), 
- Vergütungsgruppe X mit Aufstieg nach IX b, 
- Vergütungsgruppe X  (bei Zuordnung nach Anlage 2 Teil A, 3.), 
- Lohngruppe 1 a (bei Zuordnung nach Anlage 2 Teil A, 3.), 
- Lohngruppe 1 mit Aufstieg nach Lohngruppe 1 a. 
 
(2) Abweichend von § 16 Absatz 3 Satz 1 gelten für die Stufenlaufzeiten folgende 
Sonderregelungen: 
In der Entgeltgruppe 9 wird bei Tätigkeiten entsprechend der Lohngruppe 9 die Stufe 4 nach 
sieben Jahren in Stufe 3 erreicht. 
 
2. Pädagogisches Personal in Kindertageseinrichtungen* 
 
(aufgehoben) 
 
*Die in diesen Abschnitten benannten Vergütungsgruppen, sind Vergütungsgruppen des ABD 
Teil A (in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung), die Lohngruppen solche des ABD Teil 
B (in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung). 
 
3. Kirchenspezifische Berufe 
 
Abweichend von § 16 Abs. 1 ist Endstufe 
a) (aufgehoben) 
b) in der Entgeltgruppe 9 
- die Stufe 3 bei Tätigkeit als Religionslehrerin/Religionslehrer im kirchlichen 
Vorbereitungsdienst (oder Seminardienst) oder Gemeindeassistentin/Gemeindeassistent (bei 
Zuordnung nach Anlage 2 K Teil A, 3.), 
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- die Stufe 2 bei Tätigkeit als Religionslehrerin/Religionslehrer im kirchlichen 
Vorbereitungsdienst (oder Seminardienst) oder Gemeindeassistentin/Gemeindeassistent (bei 
Zuordnung nach Anlage 4 K Teil A, 3.), 
c) in der Entgeltgruppe 3 
- die Stufe 5 bei Tätigkeit als Pfarrsekretärin/Pfarrsekretär, Mesnerin/Mesner (bei Zuordnung 
nach Anlage 4 K Teil A, 3.), 
d) (aufgehoben) 
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Anlage A: Entgelttabelle 

 
Entgelttabelle 

 
gültig ab 1. März 2016 

(monatlich in Euro) 
 

  

Entgeltgruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 4.280,05 4.748,72 4.923,20 5.546,38 6.020,00 6.331,60 

14 3.876,23 4.299,99 4.549,26 4.923,20 5.496,55 5.808,12 

13 3.573,37 3.963,48 4.175,38 4.586,64 5.159,99 5.396,82 

12 3.204,27 3.552,17 4.050,72 4.486,96 5.047,84 5.297,11 

11 3.095,36 3.427,56 3.676,82 4.050,72 4.592,90 4.842,18 

10 2.986,43 3.302,89 3.552,17 3.801,47 4.275,08 4.387,25 

9 2.648,85 2.925,94 3.071,16 3.464,92 3.776,53 4.025,78 

8 2.485,48 2.744,42 2.865,46 2.974,36 3.095,36 3.171,59 

7 2.333,03 2.575,02 2.732,33 2.853,36 2.944,10 3.028,81 

6 2.289,44 2.526,62 2.647,62 2.762,59 2.841,25 2.919,91 

5 2.197,47 2.423,78 2.538,73 2.653,69 2.738,39 2.798,90 

4 2.093,40 2.308,81 2.454,02 2.538,73 2.623,44 2.673,03 

3 2.060,76 2.272,49 2.333,03 2.429,82 2.502,44 2.568,98 

2 1.908,26 2.103,09 2.163,60 2.224,12 2.357,19 2.496,38 

1 - 1.711,04 1.740,08 1.776,39 1.810,25 1.897,38 
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Anlage B: Bereitschaftsdienstentgelt 

Anlage B: Bereitschaftsdienstentgelt 
 

Beschäftigte, deren Eingruppierung sich nach Teil A, 3. in der bis zum 30.09.2005 geltenden 

Fassung richtet 

Vergütungsgruppe Beträge in Euro 

 ab 1.3.2016 

I 35,50 ú 

Ia 32,54 ú 

Ib 29,94 ú 

II 27,43 ú 

III 24,77 ú 

Iva 22,78 ú 

IVb 20,97 ú 

Vb 20,23 ú 

Vc 19,24 ú 

VIb 17,87 ú 

VII 16,75 ú 

VIII 15,75 ú 

IXa 15,16 ú 

IX 14,87 ú 

X 14,11 ú 
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Anlage C: Stundenentgelte 

Anlage C: Stundenentgelte 

(gültig vom 1. März 2016 bis zum 31. Januar 2017) 
(in Euro) 

 

Entgeltgruppe Stufe 3 Stundenentgelt* 

  

  

15 4.923,20 ú 29,03 ú   

14 4.549,26 ú 26,83 ú   

13 4.175,38 ú   24,62 ú   

12 4.050,72 ú 23,89 ú   

11 3.676,82 ú  21,68 ú   

10 3.552,17 ú 20,95 ú   

9 3.071,16 ú 18,11 ú   

8 2.865,46 ú  16,90 ú   

7 2.732,33 ú 16,11 ú   

6 2.647,62 ú 15,61 ú   

5 2.538,73 ú 14,97ú   

4 2.454,02 ú 14,47 ú   

3 2.333,03 ú 13,76 ú   

2 2.163,60 ú 12,76 ú   

1 1.740,08 ú 10,26 ú   

 
*errechnet aus Stufe 3 der Entgeltgruppe geteilt durch das 4,348-fache der wöchentlichen 

Arbeitszeit 
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Anlage D: Auszahlungsvolumen des Leistungsentgelts gemäß ABD 

1. Als Entgeltbestandteile des Gesamtvolumens gemäß § 18 Abs. 2 zählen: 
 
- Tabellenentgelt ohne Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitgebers und ohne dessen 
Kosten für die betriebliche Altersvorsorge und Beihilfe 
- die in Monatsbeträgen festgelegten zusatzversorgungspflichtigen Zulagen, z.B. 
- ständige Wechselschicht-/Schichtzulage gemäß § 8 Abs. 5 Satz 1 und Abs. 6 Satz 1 
- monatliche Erschwerniszuschläge 
- pauschalierte Entgeltbestandteile gemäß § 24 Abs. 6 
- Zulage wegen vorübergehend übertragener höherwertiger Tätigkeit gemäß § 14 
- Zulage als Unterschiedsbetrag zur nächst höheren Entgeltgruppe 
- persönliche Zulagen 
- Zulage im Pastoralen Bereich 
- Zulage bei Religionslehrerinnen/Religionslehrern im Kirchendienst 
- die in Monatsbeträgen festgelegten Besitzstandszulagen, z.B. 
- Besitzstand betreffend kinderbezogene Entgeltbestandteile gemäß § 11 und § 17 a Teil A, 3. 
- Besitzstand betreffend Vergütungsgruppenzulagen gemäß § 9 Teil A, 3. 
- Besitzstand betreffend vorübergehend übertragene höherwertige Tätigkeiten gemäß § 10 
Teil A, 3. 
- Entgelt im Krankheitsfall gemäß § 22, soweit dieses Entgelt in dem betreffenden 
Kalenderjahr ausgezahlt worden ist,  
- Entgelt bei Urlaub gemäß § 21, soweit dieses Entgelt in dem betreffenden Kalenderjahr 
ausgezahlt worden ist. 
 
2. Für die Ermittlung des Gesamtvolumens gemäß § 18 Abs. 2 Satz 1 sind nicht zu 
berücksichtigen: 
 
- Abfindungen 
- Aufwandsentschädigungen 
- Einmalzahlungen 
- Jahressonderzahlungen 
- Leistungsentgelte 
- Strukturausgleiche 
- unständige Entgeltbestandteile 
- nicht ständige Wechselschicht-/Schichtzulage 
- spitz abgerechnete Entgeltbestandteile 
- Entgelte der außertariflich Beschäftigten 
 
3. Für die Ermittlung des Gesamtvolumens gemäß § 18 Abs. 2 Satz 1 sind auch zu 
berücksichtigen: 
 
- Arbeitgeberzuschuss zur vermögenswirksamen Leistung 
- Aufschläge gemäß § 21* 
- Aufstockungsbetrag bei Altersteilzeitarbeit 
- Ballungsraumzulage 
- Entgelt von dauerhaft geringfügig Beschäftigten 
- Entgelt von Beschäftigten, die im Laufe des Vorjahres in Elternzeit gegangen sind 
- Entgelt von Beschäftigten, die wegen langer krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit im Laufe 
des Vorjahres aus dem Krankengeldzuschuss heraus gefallen sind 
- Entgelt von Beschäftigten, die im Laufe des Vorjahres im Rahmen der Altersteilzeit in die 
Freizeitphase wechseln 
- Entgelt von Beschäftigten, die im Laufe des Vorjahres ausgeschieden sind 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27035
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27018
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27042
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27029
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27212
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27220
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27210
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27211
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27211
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27040
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27039
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27035
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27035
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27039
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- Krankengeldzuschuss 
- Zuschuss zum Mutterschaftsgeld 
- Monatsentgelte von vertretungsweisen Aushilfen, soweit nicht kurzfristig beschäftigt 
*§ 21 stellt lediglich eine Berechnungsgrundlage dar, aber Entgelt im Krankheitsfall fließt im vollen Umfang mit ein. 
 
4. Für die Ermittlung des Gesamtvolumens gemäß § 18 Abs. 2 Satz 1 sind ferner nicht zu 
berücksichtigen: 
 
- Entgelt von kurzfristig Beschäftigten 
- Fahrtkostenzuschuss 
 

Anlage E: Einführung, Leistungsfeststellung und Auszahlung des 
Leistungsentgelts 

(Derzeit nicht belegt. Bis zur Ausfüllung der Anlage E gilt § 18 a.) 
 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27035
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28242
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Anlage zu § 1 der Anlage zu § 44: Anlage F 

Tabelle 
Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst 

gültig vom 1. März 2016 bis zum 31. Januar 2017 
(monatlich in Euro) 

  

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

  Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 18 3.527,94 3.645,51 4.115,93 4.468,71 4.997,90 5.321,29 

S 17 3.177,02 3.498,52 3.880,71 4.115,93 4.586,29 4.862,66 

S 16 3.097,11 3.422,10 3.680,80 3.998,31 4.351,10 4.562,78 

S 15 2.982,92 3.292,71 3.527,94 3.798,41 4.233,51 4.421,65 

S 14 2.979,40 3.258,94 3.520,33 3.786,22 4.080,23 4.286,02 

S 13 2.948,68 3.177,02 3.469,13 3.704,30 3.998,31 4.145,30 

S 12 2.882,60 3.168,03 3.448,10 3.695,05 4.000,81 4.130,17 

S 11b 2.780,47 3.122,97 3.272,34 3.648,65 3.942,65 4.119,04 

S 11a 2.720,34 3.062,86 3.211,27 3.586,72 3.880,71 4.057,11 

S 10 [nicht besetzt] 

S 9 2.539,52 2.826,24 3.051,52 3.379,20 3.686,40 3.921,92 

S 8b 2.539,52 2.826,24 3.051,52 3.379,20 3.686,40 3.921,92 

S 8a 2.519,04 2.764,80 2.959,36 3.143,68 3.322,88 3.509,76 

S 7 2.463,44 2.691,79 2.874,48 3.057,14 3.194,16 3.398,57 

S 6 [nicht besetzt] 

S 5 [nicht besetzt] 

S 4 2.315,02 2.571,91 2.731,76 2.840,22 2.942,98 3.103,07 

S 3 2.155,18 2.420,06 2.573,62 2.714,63 2.779,14 2.856,20 

S 2 2.057,95 2.166,43 2.246,34 2.337,68 2.429,01 2.520,36 
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- Anhang zu der Anlage F 
 
S 2  
 
Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern mit staatlicher 
Anerkennung. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 1)  
 
S 3  
 
Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 1)  
 
S 4  
 
1. Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen 
fachlichen Tätigkeiten. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
2. Beschäftigte im handwerklichen Erziehungsdienst mit abgeschlossener Berufsausbildung. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
3. Beschäftigte in der Tätigkeit von Erzieherinnen/Erziehern, Heilerziehungspflegerinnen/ 
Heilerziehungspfleger oder Heilerzieherinnen/Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 3) 
 
S 5  
 
[nicht besetzt] 
 
S 6  
 
[nicht besetzt] 
 
S 7  
 
Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung als Gruppenleiterin/Gruppenleiter in 
Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für behinderte Menschen. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
S 8a  
 
Erzieherinnen/Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspfleger und Heilerzieherin-
nen/Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 3 und 5)  
 
 

http://2014.onlineabd.de/27009-abd/a/a-1/a-1-1/a-1-1-1/29604-a-1-1-1-2012-04-01-2012-07-04
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S 8b 
 
1. Erzieherinnen/Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspfleger und Heilerziehe-
rinnen/Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 3, 5 und 6) 
2. Handwerksmeisterinnen/Handwerksmeister, Industriemeisterinnen/Industriemeister oder 
Gärtnermeisterinnen/Gärtnermeister als Gruppenleiterin/Gruppenleiter in Ausbildungs- oder 
Berufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für behinderte Menschen. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
3. Beschäftigte in der Tätigkeit von Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeitern bzw. Sozialpädago-
ginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
S 9  
 
1. Erzieherinnen/Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspfleger und Heilerziehe-
rinnen/Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens 
drei Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe S 8b Fallgruppe 1. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 3 und 5) 
2. Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender 
Tätigkeit. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 7) 
3. Beschäftigte in der Tätigkeit von Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener 
Hochschulbildung und ï soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen ï mit staatlicher 
Anerkennung. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 15) 
4. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
5. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
40 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 8 und 9)  
 
S 10  
 
[nicht besetzt] 
 
 
S 11a 
 
Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 
SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von 
Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX bestellt 
sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4 und 8) 
 
 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
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S 11b  
 
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung 
und ï soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen ï mit staatlicher Anerkennung mit 
jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 15) 
 
S 12  
 
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung 
und ï soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen ï mit staatlicher Anerkennung mit 
jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen 
Tätigkeiten. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 12 und 15) 
 
S 13  
 
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 
von mindestens 40 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 9) 
2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
70 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 8 und 9) 
 
S 14  
 
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung 
und ï soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen ï mit staatlicher Anerkennung mit 
jeweils entsprechender Tätigkeit, die Entscheidungen zur Vermeidung der Gefährdung des 
Kindeswohls treffen und in Zusammenarbeit mit dem Familiengericht bzw. Vormundschafts-
gericht Maßnahmen einleiten, welche zur Gefahrenabwehr erforderlich sind, oder mit 
gleichwertigen Tätigkeiten, die für die Entscheidung zur zwangsweisen Unterbringung von 
Menschen mit psychischen Krankheiten erforderlich sind (z.B. Sozialpsychiatrischer Dienst). 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 13, 14 und 15) 
 
S 15  
 
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 
von mindestens 70 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 9) 
2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
100 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 8 und 9) 
3. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung 
im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungs-

http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
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schwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne 
des § 2 SGB IX. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
4. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 
SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von 
Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 8 und 9) 
5. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für erwachsene Menschen 
mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 4, 10 und 11) 
6. Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung 
und ï soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen ï mit staatlicher Anerkennung mit 
jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der 
Entgeltgruppe S 12 heraushebt. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 15) 
 
S 16  
 
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 
von mindestens 100 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 9) 
2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
130 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 8 und 9) 
3. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung 
im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungs-
schwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne 
des § 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 9) 
4. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 
SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von 
Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 8 und 9) 
5. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für 
erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 10 und 11) 
6. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für erwachsene Menschen 
mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
50 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 4, 9, 10 und 11) 
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S 17  
 
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 
von mindestens 130 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 9) 
2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
180 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 8 und 9) 
3. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung 
im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungs-
schwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne 
des § 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 9) 
4. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 
SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von 
Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 8 und 9) 
5. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von 
Leiterinnen/Leitern von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für erwachsene Menschen 
mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 
90 Plätzen bestellt sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 4, 9, 10 und 11) 
6. Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung 
und ï soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen ï mit staatlicher Anerkennung mit 
jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 15) 
7. Psychagoginnen/Psychagogen mit staatlicher Anerkennung oder staatlich anerkannter 
Prüfung und entsprechender Tätigkeit. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 16) 
 
S 18  
 
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung 
von mindestens 180 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 9) 
2. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung 
im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungs-
schwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne 
des § 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 9) 
3. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für 
erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer Durchschnitts-
belegung von mindestens 50 Plätzen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 9, 10 und 11) 
4. Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung 
und ï soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen ï mit staatlicher Anerkennung mit 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_9/index.html


ABD 
© ABD, erstellt am 27.01.2017 
Fassung vom 01.12.2016 

Teil A 
A, 1. Allgemeiner Teil 

Abschnitt VIII: Anhänge und Anlagen 
Anlage zu § 1 der Anlage zu § 44: Anlage F 

 
 

 

jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe S 17 
Fallgruppe 6 heraushebt. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 15) 
 
Anmerkungen: 
1. 1Die/Der Beschäftigte ï ausgenommen die/der Beschäftigte bzw. Meisterin/Meister im handwerklichen Erziehungsdienst ï 
erhält für die Dauer der Tätigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder- oder einem Jugendwohnheim oder einer 
vergleichbaren Einrichtung (Heim) eine Zulage in Höhe von 61,36 Euro monatlich, wenn in dem Heim überwiegend 
behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten 
zum Zwecke der Erziehung, Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht sind; sind nicht überwiegend solche Personen 
ständig untergebracht, beträgt die Zulage 30,68 Euro monatlich. 2Für die Beschäftigte/den Beschäftigten bzw. 
Meisterin/Meister im handwerklichen Erziehungsdienst in einem Heim im Sinne des Satzes 1 erster Halbsatz beträgt die 
Zulage 40,90 Euro monatlich. 3Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt 
oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 haben. 4Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Abs. 3) zu 
berücksichtigen. 
 
2. Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B.  
a) Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX und in psychiatrischen Kliniken,  
b) alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen z.B. in Randzeiten,  
c) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung 
behinderter und nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten 
Menschen im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung,  
d) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in Gruppen von Kindern und 
Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten,  
e) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen. 
 
3. Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen/Erziehern gilt auch die Tätigkeit in Schulkindergärten, Vorklassen oder 
Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder und die Betreuung von über 18jährigen Personen (z.B. in Einrichtungen 
für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder für Obdachlose). 
 
4. 1Ständige Vertreterinnen/Vertreter sind nicht Vertreterinnen/Vertreter in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen. 2Je 
Kindertagesstätte soll eine ständige Vertreterin oder ein ständiger Vertreter der Leiterin oder des Leiters bestellt werden. 
 
5. Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch  
a) Kindergärtnerinnen/Kindergärtner und Hortnerinnen/Hortner mit staatlicher Anerkennung oder staatlicher Prüfung,  
b) Kinderkrankenschwestern/Kinderkrankenpfleger, die in Kinderkrippen tätig sind,  
eingruppiert. 
 
6. Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B. die  
a) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung 
behinderter und nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten 
Menschen im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung,  
b) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder von Kindern und Jugendlichen mit 
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten,  
c) Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür, Tätigkeiten in der kirchlichen offenen Jugendarbeit  
d) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen,  
e) fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe S 8a,  
f) Tätigkeiten einer Facherzieherin/eines Facherziehers mit einrichtungsübergreifenden Aufgaben. 
 
7. Unter Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind Beschäftigte zu verstehen, die einen nach 
Maßgabe der Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung an Fachschulen (Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002) gestalteten Ausbildungsgang für Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit der 
vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung Ăstaatlich 
anerkannte Heilpªdagogin/staatlich anerkannter Heilpªdagogeñ erworben haben. 
 
8. Kindertagesstätten im Sinne dieses Tarifmerkmals sind Krippen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstuben, 
Kinderhäuser und Kindertageseinrichtungen der örtlichen Kindererholungsfürsorge. 
 
9. 1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. Oktober bis 
31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres vergebenen,  je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu legen. 
2Bei der Ermittlung der Durchschnittsbelegung wird ein an ein Kind unter drei Jahren vergebener Platz doppelt, ein an ein 
behindertes oder an ein von Behinderung bedrohtes Kind gemäß § 53 SGB XII vergebener Platz dreifach gerechnet. 3Eine 
Verringerung der in der Betriebserlaubnis genehmigten Platzzahl aufgrund der Aufnahme behinderter oder von Behinderung 
bedrohter Kinder führt nicht zur Herabgruppierung. 4Eine Erhöhung der in der Betriebserlaubnis genehmigten Platzzahl 
aufgrund der Aufnahme behinderter oder von Behinderung bedrohter Kinder führt nicht zu einer Höhergruppierung. 5Eine 
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Unterschreitung der maßgeblichen je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze von nicht mehr als 5 v.H. führt nicht zur Herab-
gruppierung. . 6Eine Unterschreitung um mehr als 5 v.H. führt erst dann zur Herabgruppierung, wenn die maßgebliche 
Platzzahl drei Jahre hintereinander unterschritten wird. 7Eine Unterschreitung auf Grund vom Arbeitgeber verantworteter 
Maßnahmen (z.B. Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls nicht zur Herabgruppierung. 8Hiervon bleiben organisatorische 
Maßnahmen infolge demografischer Handlungsnotwendigkeiten unberührt. 
 
10. Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend behinderte Kinder oder Jugendliche im Sinne des § 2 SGB IX oder 
Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten ständig untergebracht sind. 
 
11. Dieses Tätigkeitsmerkmal gilt nicht für Leiterinnen/Leiter bzw. ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern 
von Wohngruppen. 
 
12. Schwierige Tätigkeiten sind z.B. die  
a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen,  
b) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten Personen,  
c) begleitende Fürsorge für Heimbewohnerinnen/Heimbewohner und nachgehende Fürsorge für ehemalige Heimbewohne-
rinnen/Heimbewohner,  
d) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge für ehemalige Strafgefangene,  
e) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Beschäftigter mindestens der Entgeltgruppe S 9.  
 
13. Unter die Entgeltgruppe S 14 fallen auch Beschäftigte mit dem Abschluss Diplompädagogin/Diplompädagoge, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten von Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeitern 
bzw. Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung ausüben, denen Tätigkeiten der Entgeltgruppe S 14 
übertragen sind. 
 
14. 1Das ĂTreffen von Entscheidungen zur Vermeidung der Gefªhrdung des Kindeswohls und die Einleitung von Maßnahmen 
in Zusammenarbeit mit dem Familiengericht bzw. Vormundschaftsgericht, welche zur Gefahrenabwehr erforderlich sindñ, sind 
im Allgemeinen Sozialen Dienst bei Tätigkeiten im Rahmen der Fallverantwortung bei  
-    Hilfen zur Erziehung nach § 27 SGB VIII,  
-    der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII,  
-    der Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42 SGB VIII),  
-    der Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten (§ 50 SGB VIII)  
einschließlich der damit in Zusammenhang stehenden Tätigkeiten erfüllt. 2Die Durchführung der Hilfen nach den getroffenen 
Entscheidungen (z.B. Erziehung in einer Tagesgruppe, Vollzeitpflege oder Heimerziehung) fällt nicht unter die Entgeltgruppe 
S 14. 3Die in Aufgabengebieten außerhalb des Allgemeinen Sozialen Dienstes wie z.B. Erziehungsbeistandschaft, 
Pflegekinderdienst, Adoptionsvermittlung, Jugendgerichtshilfe, Vormundschaft, Pflegschaft auszuübenden Tätigkeiten fallen 
nicht unter die Entgeltgruppe S 14, es sei denn, dass durch Organisationsentscheidung des Arbeitgebers im Rahmen dieser 
Aufgabengebiete ebenfalls Tätigkeiten auszuüben sind, die die Voraussetzungen von Satz 1 erfüllen.  
 
15. 1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne des § 1 HRG ein Diplomgrad mit 
dem Zusatz "Fachhochschule" ("FH"), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad 
verliehen wurde. 2Die Abschlussprüfung muss in einem Studiengang abgelegt worden sein, der seinerseits mindestens das 
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere 
landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine 
Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern ï ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. - vorschreibt. 
3Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 4Dem gleichgestellt sind 
Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. 5Ein Abschluss an einer ausländischen 
Hochschule gilt als abgeschlossene Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als dem 
deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde. 
 
16. Psychagoginnen/Psychagogen mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit 
werden von diesem Tätigkeitsmerkmal nicht erfasst. 
 
Übergangsregelung für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst im Kindertagesstättenbereich: Auf die Arbeitsverhältnisse 
von Beschäftigten, auf die am 31. Oktober 2009 die Übergangsvorschriften des ABD Teil A, 2.3. Teil G.2. anzuwenden waren, 
finden diese Übergangsvorschriften unter den dort festgelegten Voraussetzungen sinngemäß weiter Anwendung. 
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Anlage G: Selbstauskunft und Verpflichtungserklärung für Beschäftigte zur 
persönlichen Eignung für den Umgang mit Kindern und Jugendlichen gemäß 
§ 3 Absatz 9 

  
  
Name, Vorname   Geburtsdatum 

Hiermit erkläre ich, dass ich nicht gerichtlich bestraft*) bin wegen der Vollendung oder des 
Versuchs folgender Straftaten: 

Ǐ Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht (§ 171 StGB); 

Ǐ Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung (§§ 174 bis 184g StGB); 

Ǐ vorsätzliche Tötungsdelikte (§§ 211 bis 216 StGB); 

Ǐ Misshandlung von Schutzbefohlenen (§ 225 StGB); 

Ǐ Menschenhandel (§§ 232 bis 233a StGB); 

Ǐ 
Menschenraub, Verschleppung, Entziehung Minderjähriger oder 
Kinderhandel (§§ 234 bis 236 StGB); 

Ǐ Nachstellung (§ 238 StGB); 

Ǐ 
Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz, für die eine Freiheitsstrafe 
von mindestens einem Jahr angedroht ist. (§§ 29 Absatz 3, 29a bis 30b 
BtMG); 

Ǐ 
vorsätzliche   Körperverletzungsdelikte (§§ 223, 224,   226, 227, 231 StGB), 
Raubdelikte (§§ 249 bis 255 StGB) Aussetzung (§ 221 StGB), Beleidigung 
(§ 185 StGB)   auf sexueller Ebene zum Nachteil einer/s Minderjährigen; 

Ǐ 
Strafbarer   Vollrausch (§ 323a StGB) unter Begehung einer oder strafbare 
Bedrohung (§241 StGB) mit einer der oben genannten Straftaten; 
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Ǐ ich wegen folgender oben genannter Straftat/-en gerichtlich bestraft*) bin: 

Straftatbestand: 
  
  

Datum   der Verurteilung / des Erlasses des Strafbefehls 

  
  
*) Gemeint sind alle rechtskräftigen Strafbefehle oder Verurteilungen im In- und Ausland (dort 
nach den entsprechenden ausländischen Strafrechtsnormen), die noch nicht getilgt im Sinne 
des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) sind. 

Weiter   erkläre ich, dass 

Ǐ 
ich keine Kenntnis davon habe, dass gegen mich wegen des Verdachts 
der Begehung einer der oben genannten Straftaten ein Haftbefehl erlassen 
oder Anklage erhoben ist. 

Ǐ 
wegen des Verdachts der Begehung folgender der oben genannten 
Straftat/-en gegen mich ein Haftbefehl erlassen oder Anklage erhoben ist: 

Ich verpflichte mich, meinen Arbeitgeber unverzüglich zu   informieren, sobald ich davon 
Kenntnis erhalte, dass wegen des Verdachts der   Begehung einer der oben genannten 
Straftat/-en gegen mich ein Haftbefehl   erlassen oder Anklage erhoben ist. Eine rechtskräftige 
Verurteilung wegen   einer der oben genannten Straftat/-en werde ich dem Arbeitgeber 
unverzüglich   anzeigen. 

Ich werde auf Verlangen des Arbeitgebers gegen   Kostenerstattung meine persönliche 
Eignung im Sinne des § 72a SGB VIII durch Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses 
gem. § 30a BZRG in regelmäßigen Abständen nachweisen. 

Ich bin mir bewusst, dass die Abgabe einer wahrheitswidrigen Erklärung in aller Regel schwer 
wiegende arbeitsrechtliche Maßnahmen bis hin zu einer fristlosen Kündigung zur Folge hat. 

  
  
  
  
Ort, Datum Unterschrift 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/index.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/index.html
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Anlage B: Bereitschaftsdienstentgelt (Sozial- und Erziehungsdienst) 

Vergütungsgruppe Beträge in Euro 

 ab 1.3.2016 

I 35,50 ú 

Ia 32,54 ú 

Ib 29,94 ú 

II 27,43 ú 

III 24,77 ú 

IVa 22,78 ú 

IVb 20,97 ú 

Vb 20,23 ú 

Vc 19,24 ú 

VIb 17,87 ú 

VII 16,75 ú 

VIII 15,75 ú 

IXa 15,16 ú 

IX 14,87 ú 

X 14,11 ú 

 
 

Für Beschäftigte, die nach der Anlage zu Abschnitt VII Sonderregelungen § 44 ï 
Anlage F - eingruppiert sind, gilt die vorstehende Tabelle in der Weise, wie sie bei 
Weiteranwendung der Anlage 1a zum BAT gegolten hätte.  
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Anlage C: Stundenentgelte (Sozial- und Erziehungsdienst) 

(gültig vom 1. März 2016 bis zum 31. Januar 2017)  
(in Euro) 

 

Entgeltgruppe Stufe 3 Stundenentgelt * 

S 18 4.115,93 ú 24,27 ú 

S 17 3.880,71 ú 22,89 ú 

S 16 Ü 3.816,04 ú 22,50 ú 

S 16 3.680,80 ú 21,71 ú 

S 15 3.527,94 ú  20,81 ú  

S 14 3.520,33 ú 20,76 ú 

S 13 Ü 3.518,67 ú 20,75 ú 

S 13 3.469,13 ú 20,46 ú 

S 12 3.448,10 ú  20,33 ú  

S 11b 3.272,34 ú 19,30 ú 

S 11a 3.211,27 ú 18,94 ú 

S 10 [nicht besetzt] 

S 9 3.051,52 ú 18,00 ú  

S 8b 3.051,52 ú 18,00 ú  

S 8a 2.959,36 ú 17,45 ú 

S 7 2.874,48 ú 16,95 ú 

S 6 [nicht besetzt] 

S 5 [nicht besetzt] 

S 4 2.731,76 ú 16,11 ú  

S 3 2.573,62 ú 15,18 ú 

S 2 2.246,34 ú 13,25 ú 

*errechnet aus Stufe 3 der Entgeltgruppe geteilt durch das 4,348-
fache der wöchentlichen Arbeitszeit 
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Feststellungs- bzw. Redaktionsbeschluss 

Tarifliche Korrekturen 
 
Korrekturen der Tarifvertragsparteien zum TVöD und den ihn begleitenden Tarifverträgen vom 
13.09.2005 sind Bestandteil des ABD in der ab dem 01.10.2005 geltenden Fassung, soweit 
die Bayerische Regional-KODA keine abweichenden Beschlüsse fasst. 
 
KODA-Korrekturen 
 
Korrekturen des ABD in der Fassung vom 01.10.2005 im Zusammenhang mit der Überführung 
des TVöD und den ihn begleitenden Tarifverträgen vom 13.09.2005 werden Bestandteil des 
ABD. 
 
In der Frage, ob es sich bei der vorgesehenen Änderung um eine Korrektur handelt, kann der 
Vermittlungsausschuss angerufen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



ABD 
© ABD, erstellt am 27.01.2017 
Fassung vom 01.12.2016 

Teil A 
A, 2. Allgemeine Vergütungsordnung/Tätigkeitsmerkmale 

A, 2.1. Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
Feststellungs- bzw. Redaktionsbeschluss 

 
 

 

A, 2. Allgemeine Vergütungsordnung/Tätigkeitsmerkmale 

A, 2.1. Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 

1. Für Angestellte, deren Tätigkeit außerhalb der Tätigkeitsmerkmale der Fallgruppen 1 und 
1a bis 1e des Allgemeinen Teils in besonderen Tätigkeitsmerkmalen aufgeführt ist, gelten die 
Tätigkeitsmerkmale dieser Fallgruppen weder in der Vergütungsgruppe, in der sie aufgeführt 
sind noch in einer höheren Vergütungsgruppe. 
Dies gilt nicht für sonstige Angestellte der Fallgruppe 1 der Vergütungsgruppe V a und für 
sonstige Angestellte der Fallgruppen 1a bis 1e der Vergütungsgruppen II a bis I des 
Allgemeinen Teils, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, es sei denn, dass ihre Tätigkeit außerhalb dieser 
Fallgruppen in besonderen Tätigkeitsmerkmalen aufgeführt ist. 
Die Tätigkeitsmerkmale der jeweiligen Fallgruppe 2 der Vergütungsgruppen I b, IV b, VI b, VII 
und IX b und der einzigen Fallgruppe der Vergütungsgruppe IX a des Allgemeinen Teils sind 
keine besonderen Tätigkeitsmerkmale im Sinne der Sätze 1 und 2. 
2. Unter Ătechnischer Ausbildungñ im Sinne des bei den nachstehenden Verg¿tungsgruppen 
aufgef¿hrten Tªtigkeitsmerkmals ĂTechnische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 
2 der Vorbemerkungen zu allen Verg¿tungsgruppenñ ist der erfolgreiche Besuch einer Schule 
zu verstehen, deren Abschlusszeugnisse zum Eintritt in die Laufbahn des gehobenen 
technischen Dienstes des jeweiligen Arbeitgebers berechtigen, sowie der erfolgreiche Besuch 
einer Schule, die in der jeweils geltenden Reichsliste der Fachschulen aufgeführt war, deren 
Abschlusszeugnis zum Eintritt in die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes 
berechtigen. 
3. Unter Ăstaatlich gepr¿ften Technikernñ bzw. ĂTechnikern mit staatlicher Abschlusspr¿fungñ 
im Sinne der bei den nachstehenden Vergütungsgruppen aufgeführten Tätigkeitsmerkmale für 
Ăstaatlich gepr¿fte Techniker bzw. Techniker mit staatlicher Abschlusspr¿fung nach Nr. 3 der 
Vorbemerkungen zu allen Verg¿tungsgruppenñ sind Angestellte zu verstehen, die 
a) einen nach Maßgabe der Rahmenordnung für die Ausbildung von Technikern (Beschluss 
der Kultusministerkonferenz vom 27.April 1964 bzw. vom 18. Januar 1973) gestalteten 
Ausbildungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die 
Berechtigung zur F¿hrung der Berufsbezeichnung ĂStaatlich gepr¿fter Technikerñ bzw. 
ĂTechniker mit staatlicher Abschlusspr¿fungñ mit einem die Fachrichtung bezeichnenden 
Zusatz erworben haben, oder 
b) einen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über Fachschulen mit zweijähriger 
Ausbildungsdauer (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 27. Oktober 1980) gestalteten 
Ausbildungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die 
Berechtigung zur Führung der ihrer Fachrichtung/Schwerpunkt zugeordneten 
Berufsbezeichnung ĂStaatlich gepr¿fter Techniker/Staatlich gepr¿fte Technikerinñ erworben 
haben. 
4. (frei) 
5. Die Tätigkeitsmerkmale unter nachfolgend 2.2. Allgemeine Tätigkeitsmerkmale und 2.3. 
Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale gelten nicht für Angestellte, die als Lehrkräfte an Schulen in 
kirchlicher Trägerschaft beschäftigt sind, soweit nicht ein besonderes Tätigkeitsmerkmal 
vereinbart ist. 
6. Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Angestellten abhängig ist, zählen 
Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten 
Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten. Für die Eingruppierung ist es 
unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen 
nicht besetzt sind. 
7. Ständige Vertreter sind nicht die Vertreter in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen. 
8. bis 9. (frei) 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27114
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27109
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27108
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27113
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27118
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27119
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27122
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27121
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27105
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27124
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27124
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10. Vergütungsgruppenzulagen gelten, soweit durch ABD Teil A nichts anderes geregelt ist, 
bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 41) und des Übergangsgeldes (§ 63) als Bestandteil 
der Vergütung (§ 26). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27006
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
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A, 2.2. Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 

Vergütungsgruppe I 

1 a. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit deutlich höher zu 
bewerten ist als eine Tätigkeit nach Vergütungsgruppe I a Fallgruppe 1 a.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
1 b. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen mindestens acht 
Angestellte mindestens der Vergütungsgruppe II a durch ausdrückliche Anordnung ständig 
unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 6) 
 

Vergütungsgruppe I a 

1 a. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch das 
Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Vergütungsgruppe I b 
Fallgruppe l a heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
1 b. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen mindestens fünf Angestellte 
mindestens der Vergütungsgruppe II a durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt 
sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 6) 
 

Vergütungsgruppe I b 

1 a. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch 
besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe II a Fallgruppe 1 a 
heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
1 b. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen mindestens drei Angestellte 
mindestens der Vergütungsgruppe II a durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt 
sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 6) 
 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
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1 c. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich mindestens 
zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe II a 
Fallgruppe 1 a heraushebt, nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe II a 
Fallgruppe 1 b.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
1 d. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich dadurch aus 
der Vergütungsgruppe II a Fallgruppe 1 a heraushebt, dass sie hochwertige Leistungen bei 
besonders schwierigen Aufgaben erfordert.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
1 e. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich dadurch aus 
der Vergütungsgruppe II a Fallgruppe 1 a heraushebt, dass sie mindestens zu einem Drittel 
hochwertige Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben erfordert, nach sechsjähriger 
Bewährung in Vergütungsgruppe II a Fallgruppe 1 c.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
2. Angestellte, die nach mit dem Hinweiszeichen * gekennzeichneten Tätigkeitsmerkmalen in 
der Vergütungsgruppe II a eingruppiert sind, nach elfjähriger Bewährung in einer Tätigkeit der 
Vergütungsgruppe II a, wenn sie eine zweite Staatsprüfung abgelegt haben, im Übrigen nach 
fünfzehnjähriger Bewährung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe II a. (Den Zeiten in 
Vergütungsgruppe II a stehen Zeiten gleich, die vor dem l. Januar 1966 in einer Tätigkeit der 
Vergütungsgruppe III zurückgelegt worden sind. Der zweiten Staatsprüfung stehen gleich: 
 
a) (frei), 
b) (frei), 
c) die zweite theologische Prüfung für evangelische Geistliche, 
d) das Presbyteriatsexamen für katholische Geistliche.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 12) 

Vergütungsgruppe II a 

1 a. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
1 b. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich mindestens 
zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Fallgruppe 1 a 
heraushebt.*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
1 c. Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich dadurch aus 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
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der Fallgruppe l a heraushebt, dass sie mindestens zu einem Drittel hochwertige Leistungen 
bei besonders schwierigen Aufgaben erfordert.*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
2. bis 7. (frei) 
 
8. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr.2 der Vorbemerkungen zu allen 
Vergütungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch das Maß 
der Verantwortung erheblich aus der Vergütungsgruppe III Fallgruppe 2 heraushebt.

1
 

 
8 a. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr.2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu 
mindestens einem Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der 
Vergütungsgruppe III Fallgruppe 2 heraushebt, nach achtjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe III Fallgruppe 2 a. 
 
8 b. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen und langjähriger praktischer Erfahrung sowie sonstige Angestellte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren Tätigkeit sich durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der 
Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 10 heraushebt, nach zehnjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe III Fallgruppe 2. 
 
9. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, deren Tätigkeit sich durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der 
Vergütungsgruppe III Fallgruppe 3 heraushebt.

1
  

(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 
9 a. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch das Maß der 
Verantwortung erheblich aus der Vergütungsgruppe III Fallgruppe 3 heraushebt, nach 
achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe III Fallgruppe 3 a.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 
9 b. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen und langjähriger 
praktischer Erfahrung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, 
deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch schöpferische 
oder Spezialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 11 heraushebt, nach 
zehnjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe III Fallgruppe 3. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 31 und 32) 
 
10. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
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Vergütungsgruppe IVa Fallgruppe 1 a heraushebt, nach fünfjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe III Fallgruppe 1 a.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
100. Beschäftigte in der Ehe-, Familien- und Lebensberatung mit abgeschlossener 
einschlägiger wissenschaftlicher Hochschulbildung und mit Zusatzausbildung zum/zur Ehe-, 
Familien- und Lebensberater/in in der Tätigkeit als Ehe-, Familien- und Lebensberater/in an 
Stellen, an denen eine einschlägige wissenschaftliche Hochschulbildung erforderlich ist.* 
 
1
 Diese Angestellten erhalten nach zehnjähriger Bewährung in dieser Fallgruppe eine monatliche Vergütungsgruppenzulage 

in Höhe von 8 v. H. der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A Abs. 1**) der Vergütungsgruppe II a. 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 

Vergütungsgruppe II b 

(frei) 
 

Vergütungsgruppe III 

1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der 
Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1a heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe l a heraushebt, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 
1 a. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
2. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen und langjähriger praktischer Erfahrung sowie sonstige Angestellte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren Tätigkeit sich durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der 
Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 10 heraushebt. 
 
2 a. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu 
mindestens einem Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Fallgruppe 2 
heraushebt. 
 
2 b. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen und langjähriger praktischer Erfahrung sowie sonstige Angestellte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem 
Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künstlerische oder 
Spezialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IVa Fallgruppe 10 heraushebt, nach 
sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 10 a. 
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2 c. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch 
besondere Leistungen aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 21 heraushebt, nach 
achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 10. 
 
3. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen und langjähriger praktischer 
Erfahrung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, 
deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch schöpferische 
oder Spezialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 11 heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nrn. 31 und 32) 
 
3 a. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch das Maß der 
Verantwortung erheblich aus der Fallgruppe 3 heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 
3 b. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen und langjähriger 
praktischer Erfahrung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, 
deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung oder durch schöpferische oder Spezialaufgaben aus der Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 11 heraushebt, nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 11a.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 31 und 32) 
 
3 c. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen in selbstständiger 
Tätigkeit sowie sonstige Angestellte in selbstständiger Tätigkeit, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
durch besondere Leistungen aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 22 heraushebt, nach 
achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 11.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 

Vergütungsgruppe IV a 

1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 1 a heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus 
der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 a heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
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2. bis 5. (frei) 
 
6. Angestellte mit abgeschlossener Fachausbildung für den bibliothekarischen Dienst an 
öffentlichen Büchereien (Diplom-Bibliothekare) 
 
a) als Leiter von öffentlichen Büchereien mit einem Buchbestand von mindestens 25 000 
Bänden und durchschnittlich 100 000 Entleihungen im Jahr, 
 
b) die für öffentliche Büchereien mit einem Buchbestand von mindestens 70 000 Bänden als 
Berater auf schwierigen Sachgebieten, deren Tätigkeit besonders hervorragende 
Fachkenntnisse voraussetzt, beschäftigt werden, 
 
c) als Abteilungsleiter von Musikbücherabteilungen in öffentlichen Büchereien mit einem 
Bestand von mindestens 16 000 Bänden oder Tonträgern. 
 
7. Angestellte in der Tätigkeit von Forstamtmännern. 
 
8. Angestellte im Forstverwaltungsdienst, die hinsichtlich ihrer Leistung den Forstassessoren 
gleichzustellen sind. 
 
9. (frei) 
 
10. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch 
besondere Leistungen aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 21 heraushebt. (Besondere 
Leistungen sind z.B.: Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung besondere 
Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrung oder künstlerische Begabung 
voraussetzt, sowie örtliche Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von schwierigen Bauten 
und Bauabschnitten sowie deren Abrechnung.) 
 
10 a. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen und langjähriger praktischer Erfahrung sowie sonstige Angestellte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren Tätigkeit sich zu mindestens einem 
Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künstlerische oder 
Spezialaufgaben aus der Fallgruppe 0 heraushebt. 
 
10 b. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich zu 
mindestens einem Drittel durch besondere Leistungen aus der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 21 heraushebt, 
 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 21a. 
 
(Besondere Leistungen sind z.B. die Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen, deren 
Bearbeitung besondere Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrungen oder 
künstlerische Begabung voraussetzt, sowie örtliche Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung 
von schwierigen Bauten und Bauabschnitten sowie deren Abrechnung.) 
 
10 c. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen und entsprechender Tätigkeit nach sechsmonatiger Berufsausübung 
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nach Ablegung der Prüfung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, nach sechsmonatiger 
Ausübung dieser Tätigkeit, 
 
nach achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 21. 
 
11. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen in selbständiger Tätigkeit sowie 
sonstige Angestellte in selbstständiger Tätigkeit, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch besondere 
Leistungen aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 22 heraushebt,  
(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 
11 a. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen und langjähriger 
praktischer Erfahrung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit langjähriger praktischer Erfahrung, 
deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung oder durch schöpferische oder Spezialaufgaben aus der Fallgruppe 11 
heraushebt,  
(Hierzu Anmerkungen Nr. 31 und 32) 
 
11 b. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen in selbstständiger 
Tätigkeit sowie sonstige Angestellte in selbstständiger Tätigkeit, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
zu mindestens einem Drittel durch besondere Leistungen aus der Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 22 heraushebt, nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b 
Fallgruppe 22a,  
(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 
11 c. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen und entsprechender 
Tätigkeit nach sechsmonatiger Berufsausübung nach Ablegen der Prüfung sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, nach sechsmonatiger Ausübung dieser Tätigkeiten, nach achtjähriger 
Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 22,  
(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 
100. Beschäftigte in der Ehe-, Familien- und Lebensberatung mit abgeschlossener 
einschlägiger Fachhochschulbildung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, jeweils mit 
Zusatzausbildung zum/zur Ehe-, Familien- und Lebensberater/in in der Tätigkeit als Ehe-, 
Familien- und Lebensberater/in nach fünfjähriger Bewährung in der Vergütungsgruppe IVb 
Fallgruppe 100. 
 
 

Vergütungsgruppe IV b 

1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 a heraushebt, dass sie 
besonders verantwortungsvoll ist.  
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(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1a heraushebt, dass sie 
mindestens zu einem Drittel besonders verantwortungsvoll ist, 
 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 b.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
2. Angestellte, die nach mit dem Hinweiszeichen * gekennzeichneten Tätigkeitsmerkmalen in 
der Vergütungsgruppe V a oder V b eingruppiert sind, nach sechsjähriger Bewährung in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe V a oder V b.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 13) 
 
3. bis 7. (frei) 
 
8. Angestellte in wissenschaftlichen Bibliotheken mit abgeschlossener Fachausbildung für den 
gehobenen Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken (Diplombibliothekare) und 
entsprechender Tätigkeit, 
 
a) denen mindestens ein Diplombibliothekar oder eine gleichwertige Fachkraft mindestens der 
Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 16 oder 17 unterstellt ist, oder 
b) die an wissenschaftlichen Bibliotheken mit einem Buchbestand von mindestens 50 000 
Bänden mit besonders schwierigen Fachaufgaben beschäftigt werden. 
 
9. Angestellte an Büchereien in kirchlicher Trägerschaft mit abgeschlossener Fachausbildung 
entweder für den gehobenen Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken (Diplombibliothekare) 
oder für den bibliothekarischen Dienst an öffentlichen Büchereien (Diplombibliothekare) mit 
entsprechender Tätigkeit, 
 
a) denen mindestens ein Diplombibliothekar oder eine gleichwertige Fachkraft mindestens der 
Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 16 oder 17 unterstellt ist, oder 
b) als fachlicher Leiter von Büchereien in kirchlicher Trägerschaft mit einem Buchbestand von 
mindestens 40 000 Bänden. 
 
10. Angestellte mit abgeschlossener Fachausbildung für den bibliothekarischen Dienst an 
Büchereien in kirchlicher Trägerschaft (Diplombibliothekare) mit entsprechender Tätigkeit, 
 
a) denen mindestens ein Diplombibliothekar oder eine gleichwertige Fachkraft mindestens der 
Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 16 oder 17 ständig unterstellt ist, 
b) als Leiter von Büchereien in kirchlicher Trägerschaft mit einem Buchbestand von 
mindestens  
12 000 Bänden und durchschnittlich 48 000 Entleihungen im Jahr. 
 
11. Angestellte mit abgeschlossener Fachausbildung für den gehobenen Archivdienst, denen 
mehrere Archivangestellte oder gleichwertige Fachkräfte mindestens der Vergütungsgruppe V 
b Fallgruppe 18 unterstellt sind. 
 
12. Angestellte in der Tätigkeit von Oberförstern. 
 
13. bis 16. (frei) 
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17. Angestellte im Pressedienst mit besonderen Fachkenntnissen als Schriftleiter, die sich aus 
der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 26 herausheben. 
 
18. bis 20. (frei) 
 
21. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen und entsprechender Tätigkeit nach sechsmonatiger Berufsausübung 
nach Ablegung der Prüfung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, nach sechsmonatiger 
Ausübung dieser Tätigkeiten. (Entsprechende Tätigkeiten sind z.B.: 
 
1. Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen nicht nur einfacher Art einschließlich Massen-, 
Kosten- und statischen Berechnungen und Verdingungsunterlagen, Bearbeitung der damit 
zusammenhängenden laufenden technischen Angelegenheiten - auch im technischen 
Rechnungswesen -, örtliche Leitung oder Mitwirkung bei der Leitung von Bauten und 
Bauabschnitten sowie deren Abrechnung; 
 
2. Ausführung besonders schwieriger Analysen, Schiedsanalysen oder selbstständige 
Erledigung neuartiger Versuche nach kurzer Weisung in Versuchslaboratorien, 
Versuchsanstalten und Versuchswerkstätten.) 
 
21 a. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 
deren Tätigkeit sich zu mindestens einem Drittel durch besondere Leistungen aus der 
Fallgruppe 21 heraushebt.  
(Besondere Leistungen sind z. B.: Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung 
besondere Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrung oder künstlerische Begabung 
voraussetzt, sowie örtliche Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von schwierigen Bauten 
und Bauabschnitten sowie deren Abrechnung.) 
 
22. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen und entsprechender Tätigkeit 
nach sechsmonatiger Berufsausübung nach Ablegung der Prüfung sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, nach sechsmonatiger Ausübung dieser Tätigkeiten.  
(Entsprechende Tätigkeiten sind z. B.: Ausführung oder Auswertung von trigonometrischen 
oder topographischen Messungen nach Lage und Höhe nicht nur einfacher Art, von 
Katastermessung oder von bautechnischen Messungen nicht nur einfacher Art; 
photogrammetrische Auswertungen und Entzerrungen; kartographische Entwurfs- und 
Fortführungsarbeiten).  
(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 
22 a. Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte mit technischer 
Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen in selbstständiger 
Tätigkeit sowie sonstige Angestellte in selbstständiger Tätigkeit, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich 
zu mindestens einem Drittel durch besondere Leistungen aus der Fallgruppe 22 heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 31) 
 
100. Beschäftigte in der Ehe-, Familien- und Lebensberatung mit abgeschlossener 
einschlägiger Fachhochschulbildung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, jeweils mit 
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Zusatzausbildung zum/zur Ehe-, Familien- und Lebensberater/in in der Tätigkeit als Ehe-, 
Familien- und Lebensberater/in. 
 

Vergütungsgruppe V a 

1. Technische Angestellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen und entsprechender Tätigkeit während der ersten 6 Monate der 
Berufsausübung nach Ablegung der Prüfung sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
 
(Entsprechende Tätigkeiten sind z.B.: 
1. Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen nicht nur einfacher Art einschließlich Massen-, 
Kosten- und statischen Berechnungen und Verdingungsunterlagen, Bearbeitung der damit 
zusammenhängenden laufenden technischen Angelegenheiten - auch im technischen 
Rechnungswesen -, örtliche Leitung oder Mitwirkung bei der Leitung von Bauten und 
Bauabschnitten sowie deren Abrechnung; 
2. Ausführung besonders schwieriger Analysen, Schiedsanalysen oder selbstständige 
Erledigung neuartiger Versuche nach kurzer Weisung in Versuchslaboratorien und 
Versuchswerkstätten.) 

Vergütungsgruppe V b 

1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen erfordert. 
 
(Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in den Fallgruppen 1a der 
Vergütungsgruppen VII, VI b und V c geforderten gründlichen und vielseitigen 
Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach.)*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich dadurch aus der Fallgruppe 1a heraushebt, dass sie mindestens zu einem 
Drittel besonders verantwortungsvoll ist.*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 c. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen erfordert, 
nach dreijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 1a. 
 
(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte Gebiet 
der Einrichtung, bei der der Angestellte beschäftigt ist, zu beziehen. Der Aufgabenkreis des 
Angestellten muss aber so gestaltet sein, dass er nur beim Vorhandensein gründlicher und 
vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet werden kann. Selbstständige 
Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechendes 
selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen geistigen 
Initiative; eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen.)  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
2. bis 6. (frei) 
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7. Angestellte, denen mindestens drei Angestellte mit Tätigkeiten mindestens der 
Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 7, 7 a, 7 b oder 7 c durch ausdrückliche Anordnung ständig 
unterstellt sind.* 
 
7 a. Angestellte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 7 
heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse Vergütungen oder 
Löhne einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne 
selbstständig errechnen und die damit zusammenhängenden Arbeiten (z.B. Feststellen der 
Versicherungspflicht in der Sozialversicherung und der Zusatzversicherung, Bearbeiten von 
Abtretungen und Pfändungen) selbstständig ausführen sowie den damit 
zusammenhängenden Schriftwechsel selbstständig führen, 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 15. 
 
(Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn der Angestellte die Beschäftigungszeit, die 
Dienstzeit sowie die Grundvergütung nach den §§ 27**, 28** und die Gesamtvergütung nach § 
30** bei der Einstellung nicht festzusetzen und Abtretungen und Pfändungen nicht zu 
bearbeiten hat.)  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 
7 b. Angestellte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 7 b 
heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse die für die 
Errechnung und Zahlbarmachung der Vergütungen oder Löhne einschließlich der 
Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne im DV-Verfahren notwendigen 
Merkmale und die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen feststellen, die erforderlichen 
Arbeiten (z.B. Feststellen der Versicherungspflicht in der Sozialversicherung und der 
Zusatzversicherung, Bearbeiten von Abtretungen und Pfändungen) und Kontrollen zur 
maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen sowie den damit zusammenhängenden 
Schriftwechsel selbstständig führen, 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 16. 
 
(Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn der Angestellte die Beschäftigungszeit, die 
Dienstzeit sowie die Grundvergütung nach den §§ 27**, 28** und die Gesamtvergütung nach § 
30** bei der Einstellung nicht festzusetzen und Abtretungen und Pfändungen nicht zu 
bearbeiten hat.)  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 
8. bis 15. (frei) 
 
16. Angestellte mit abgeschlossener Fachausbildung für den gehobenen Dienst an 
wissenschaftlichen Bibliotheken (Diplombibliothekare) mit entsprechender Tätigkeit sowie 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. * 
 
17. Angestellte mit abgeschlossener Fachausbildung für den bibliothekarischen Dienst an 
Büchereien in kirchlicher Trägerschaft (Diplombibliothekare) mit entsprechender Tätigkeit 
sowie Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben. * 
 
18. Angestellte mit abgeschlossener Fachausbildung für den gehobenen Archivdienst in der 
Tätigkeit von Archivinspektoren sowie Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?Kat=28236&DatumAuswahl=
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28236
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235


ABD 
© ABD, erstellt am 27.01.2017 
Fassung vom 01.12.2016 

Teil A 
A, 2. Allgemeine Vergütungsordnung/Tätigkeitsmerkmale 

A, 2.2. Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 
Vergütungsgruppe V c 

 
 

 

und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, ferner entsprechende Angestellte 
in Museen. * 
 
19. Angestellte in der Tätigkeit von Revierförstern. * 
 
20. bis 24. (frei) 
 
25. Leiter von Registraturen, deren Tätigkeit sich durch die besondere Bedeutung der 
Registratur aus der Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 9 oder 10 heraushebt. * 
 
25 a. Leiter einer nach Sachgesichtspunkten vielfach gegliederten Registratur, denen 
mindestens fünf Registraturangestellte, davon zwei mindestens der Vergütungsgruppe VI b 
Fallgruppe 40, ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 22, 23 und 24) 
 
26. Angestellte im Pressedienst mit besonderen Fachkenntnissen als Schriftleiter, soweit nicht 
in die Vergütungsgruppe IV b eingruppiert. * 

Vergütungsgruppe V c 

1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnis und selbstständige Leistung erfordert. 
 
(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte Gebiet 
der Einrichtung, bei der der Angestellte beschäftigt ist, zu beziehen. Der Aufgabenkreis des 
Angestellten muss aber so gestaltet sein, dass er nur beim Vorhandensein gründlicher und 
vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet werden kann. Selbstständige 
Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechendes 
selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen geistigen 
Initiative; eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen.) 
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse und mindestens zu einem Drittel 
selbstständige Leistungen erfordert (Die Klammerzusätze zu Fallgruppe 1 a gelten).  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
2. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst im 
unmittelbaren Anschluss an eine kaufmännische Berufsausbildung, deren Tätigkeit bezüglich 
Selbstständigkeit und Verantwortung (noch) eingeschränkt ist und nur unter Anleitung 
wahrgenommen wird, auf einer Stelle, deren Tätigkeitsmerkmale mindestens der 
Vergütungsgruppe V b entsprechen, nach einjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VI b 
Fallgruppe 4 a.  
(Hierzu Protokollnotiz) 
 
3. bis 8. (frei) 
 
9. Leiter einer nach Sachgesichtspunkten vielfach gegliederten Registratur, denen mindestens 
drei Registraturangestellte, davon einer mindestens der Vergütungsgruppe Vl b Fallgruppe 40 
ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 22, 23 und 24) 
10. (frei) 
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11. Leiter von Registraturen, denen mindestens vier Registraturangestellte, davon drei 
mindestens der Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 10, ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 23 und 24) 
 
12. Leiter von Registraturen, denen mindestens acht Registraturangestellte ständig unterstellt 
sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 23 und 24) 
 
13. bis 14. (frei) 
 
15. Angestellte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 7 
heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse Vergütungen oder 
Löhne einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne 
selbstständig errechnen und die damit zusammenhängenden Arbeiten (z.B. Feststellen der 
Versicherungspflicht in der Sozialversicherung und der Zusatzversicherung, Bearbeiten von 
Abtretungen und Pfändungen) selbstständig ausführen sowie den damit 
zusammenhängenden Schriftwechsel selbstständig führen. (Das Tätigkeitsmerkmal ist auch 
erfüllt, wenn der Angestellte die Beschäftigungszeit, die Dienstzeit sowie die Grundvergütung 
nach den §§ 27**, 28** und die Gesamtvergütung nach § 30** bei der Einstellung nicht 
festzusetzen und Abtretungen und Pfändungen nicht zu bearbeiten hat.)  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 
15 a. Angestellte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 5 
heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen Merkmale Vergütungen oder Löhne 
einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne selbstständig 
errechnen und den damit zusammenhängenden Schriftwechsel selbstständig führen, nach 
achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 7a.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
16. Angestellte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 7b 
heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse die für die 
Errechnung und Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Vergütungen oder 
Löhne einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne im DV-
Verfahren notwendigen Merkmale und die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen feststellen, 
die erforderlichen Arbeiten (z.B. Feststellen der Versicherungspflicht in der Sozialversicherung 
und der Zusatzversicherung, Bearbeiten von Abtretungen und Pfändungen) und Kontrollen zur 
maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen sowie den damit zusammenhängenden 
Schriftwechsel selbstständig führen. (Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn der 
Angestellte das Besoldungsdienstalter erstmals, die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge 
erstmals, die ruhegehaltsfähige Dienstzeit, die Beschäftigungszeit, die Dienstzeit sowie die 
Grundvergütung nach den §§ 27**, 28** und die Gesamtvergütung nach § 30** bei der 
Einstellung nicht festzusetzen, keine Widerspruchsbescheide zu erteilen und Abtretungen und 
Pfändungen nicht zu bearbeiten hat.)  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 
16 a. Angestellte, die aufgrund der angegebenen Merkmale die für die Errechnung und 
Zahlbarmachung der Vergütungen oder Löhne einschließlich der Krankenbezüge, 
Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne im DV-Verfahren erforderlichen Arbeiten und 
Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen und den damit 
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zusammenhängenden Schriftwechsel selbstständig führen, nach achtjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 7c.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
17. Angestellte in Kassen, die verantwortlich Personen- oder Sachkonten führen oder 
verwalten, wenn ihnen überwiegend schwierige buchhalterische Tätigkeiten übertragen sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 10, 11, 11 a und 11 b) 
 
18. Angestellte in Kassen, denen mindestens drei Angestellte mit buchhalterischen Tätigkeiten 
mindestens der Vergütungsgruppe VII ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 10 und 11 a) 
 

Vergütungsgruppe VI a 

(frei) 
 

Vergütungsgruppe VI b 

1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse und mindestens zu einem Fünftel 
selbstständige Leistungen erfordert. 
 
(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte Gebiet 
der Einrichtung, bei der der Angestellte beschäftigt ist, zu beziehen. Der Aufgabenkreis des 
Angestellten muss so gestaltet sein, dass er nur beim Vorhandensein gründlicher und 
vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet werden kann. Selbstständige 
Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechendes 
selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen geistigen 
Initiative; eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen.)  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordert, 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 1 a. 
 
(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte Gebiet 
der Einrichtung, bei der der Angestellte beschäftigt ist, zu beziehen. Der Aufgabenkreis des 
Angestellten muss aber so gestaltet sein, dass er nur beim Vorhandensein gründlicher und 
vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet werden kann.)  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
2. Angestellte, die nach mit dem Hinweiszeichen * gekennzeichneten Tätigkeitsmerkmalen in 
der Vergütungsgruppe VII eingruppiert sind, nach neunjähriger Bewährung in einer Tätigkeit 
der Vergütungsgruppe VII.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 14) 
 
3. (frei) 
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4. Angestellte in Kassen, die verantwortlich Personen- oder Sachkonten führen oder 
verwalten, wenn ihnen in nicht unerheblichem Umfang schwierige buchhalterische Tätigkeiten 
übertragen sind. 
 
(Der Umfang der schwierigen buchhalterischen Tätigkeiten ist nicht mehr unerheblich, wenn er 
etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht.)  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 10, 11, 11 a und 11 b) 
 
4 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst im 
unmittelbaren Anschluss an eine kaufmännische Berufsausbildung, deren Tätigkeit bezüglich 
Selbstständigkeit und Verantwortung (noch) eingeschränkt ist und nur unter Anleitung 
wahrgenommen wird, auf einer Stelle, deren Tätigkeitsmerkmale mindestens der 
Vergütungsgruppe V c entsprechen, 
 
nach einjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 4.  
(Hierzu Protokollnotiz) 
 
5. Angestellte in Kassen, denen mindestens drei Angestellte mit buchhalterischen Tätigkeiten 
mindestens der Vergütungsgruppe VIII oder Maschinenbucher ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 10 und 11 a) 
 
6. (frei) 
 
7. Angestellte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 5 
heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen Merkmale Dienst- oder Versorgungsbezüge, 
Vergütungen oder Löhne einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder 
Urlaubslöhne selbstständig errechnen.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
7 a. Angestellte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 5 
heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen Merkmale Vergütungen oder Löhne 
einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne selbstständig 
errechnen und den damit zusammenhängenden Schriftwechsel selbstständig führen.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
7 b. Angestellte, die aufgrund der angegebenen Merkmale die für die Errechnung und 
Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Vergütungen oder Löhne 
einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne im DV-Verfahren 
erforderlichen Arbeiten und Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich 
vornehmen.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
7 c. Angestellte, die aufgrund der angegebenen Merkmale die für die Errechnung und 
Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Vergütungen oder Löhne 
einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne im DV-Verfahren 
erforderlichen Arbeiten und Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich 
vornehmen und den damit zusammenhängenden Schriftwechsel selbstständig führen. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
8. bis 20. (frei) 
 
21. Lektoren mit besonderen Fachkenntnissen. 
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22. bis 34. (frei) 
 
35. Angestellte in Büchereien in Tätigkeiten, die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse im 
Bibliotheksdienst und in nicht unerheblichem Umfange selbstständige Leistungen erfordern. 
(Die Klammersätze zu Fallgruppe 1 gelten entsprechend.) 
 
36. Angestellte in Archiven in Tätigkeiten, die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse im 
Archivdienst und in nicht unerheblichem Umfange selbstständige Leistungen erfordern. (Die 
Klammersätze zu Fallgruppe 1 gelten entsprechend.) 
 
37. (frei) 
 
38. Leiter von Registraturen, denen mindestens zwei Registraturangestellte, davon einer 
mindestens der Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 10, ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 23 und 24) 
 
39. Leiter von Registraturen, denen mindestens fünf Registraturangestellte ständig unterstellt 
sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 23 und 24) 
 
40. Registraturangestellte in einer nach Sachgesichtspunkten vielfach gegliederten Registratur 
in Tätigkeiten, die gründliche, umfangreiche Fachkenntnisse des Registraturwesens und 
eingehende Kenntnisse des verwalteten Schriftgutes erfordern.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 22) 
 

Vergütungsgruppe VII 

1 a. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordert. 
 
(Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte Gebiet 
der Einrichtung, bei der der Angestellte beschäftigt ist, zu beziehen. Der Aufgabenkreis des 
Angestellten muss so gestaltet sein, dass er nur beim Vorhandensein gründlicher und 
vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet werden kann).*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert. 
 
(Erforderlich sind nähere Kenntnisse von Gesetzen, Verwaltungsvorschriften und 
Tarifbestimmungen usw. des Aufgabenkreises.) *  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
1 c. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VIII Fallgruppe 1 a heraushebt, dass sie 
mindestens zu einem Viertel gründliche Fachkenntnisse erfordert, 
nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VIII Fallgruppe 1 b. (Der Klammersatz zu 
Fallgruppe 1 b gilt.)  
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
2. Angestellte, die nach mit dem Hinweiszeichen * gekennzeichneten Tätigkeitsmerkmalen in 
der Vergütungsgruppe VIII eingruppiert sind, 
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nach dreijähriger Bewährung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe VIII.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 15) 
 
3. Angestellte in Kassen, die verantwortlich Personen- oder Sachkonten führen oder 
verwalten. *  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 10, 11 und 11a) 
 
3 a. Angestellte in Finanzkassen, deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordern. 
 
(Erforderlich sind nähere Kenntnisse von Gesetzen und Verwaltungsvorschriften usw. des 
Aufgabenkreises.)*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 10) 
 
4. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst im 
unmittelbaren Anschluss an eine kaufmännische Berufsausbildung, deren Tätigkeit bezüglich 
Selbstständigkeit und Verantwortung (noch) eingeschränkt ist und nur unter Anleitung 
wahrgenommen wird, auf einer Stelle, deren Tätigkeitsmerkmale mindestens der 
Vergütungsgruppe VI b entsprechen, 
nach sechs Monaten Bewährung in Vergütungsgruppe VIII Fallgruppe 2.  
(Hierzu Protokollnotiz) 
 
4 a. Maschinenbucher auf Arbeitsplätzen mit umfangreichem und vielfältigem 
Buchungsanfall.* 1 
 
5. Berechner von Dienst- oder Versorgungsbezügen, von Vergütungen oder Löhnen 
einschließlich der Krankenbezüge, Urlaubsvergütungen oder Urlaubslöhne, deren Tätigkeit 
gründliche Fachkenntnisse erfordert.*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 8) 
 
6. bis 9. (frei) 
 
10. Registraturangestellte mit gründlichen Fachkenntnissen. (Erforderlich sind eingehende 
Kenntnisse im Geschäftsbereich, in der Weiterführung und im Ausbau einer Registratur.)* 
 
11. Angestellte in Büchereien mit gründlichen Fachkenntnissen im Bibliotheksdienst.* 
 
12. Angestellte in Archiven, Museen und anderen wissenschaftlichen Anstalten mit 
gründlichen Fachkenntnissen.* 
 
13. bis 24. (frei) 
 
25. Lektoren, soweit nicht in Vergütungsgruppe VI b.* 
 
26. Magazin- und Lagervorsteher mit besonderer Verantwortung in besonders wertvollen 
Lagern.* 
 
27. bis 42. (frei) 
 
42 a. Leiter von Registraturen.*  
(Hierzu Anmerkung Nr. 23) 
 
1
 Vollbeschäftigte Angestellte, die überdurchschnittliche Leistungen erbringen, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine 

monatliche Funktionszulage in Höhe von 8 v. H. der Anfangsgrundvergütung der Vergütungsgruppe VII. Die Funktionszulage 
gilt bei der Bemessung des Sterbegelds (§ 41**) und des Übergangsgeldes (§ 63**)§ 63**) als Bestandteil der 

http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28001
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28002
http://2014.onlineabd.de/abd?Kat=28236&DatumAuswahl=
http://2014.onlineabd.de/abd?Kat=28237&DatumAuswahl=


ABD 
© ABD, erstellt am 27.01.2017 
Fassung vom 01.12.2016 

Teil A 
A, 2. Allgemeine Vergütungsordnung/Tätigkeitsmerkmale 

A, 2.2. Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 
Vergütungsgruppe VIII 

 
 

 

Grundvergütung und wird nur neben der Vergütung nach der Vergütungsgruppe VII gezahlt. Sie ist nur für Zeiträume zu 
zahlen, für die Vergütung, Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge zustehen; § 36 Abs. 2** gilt entsprechend. 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 

Vergütungsgruppe VIII 

1 a. Angestellte im Büro-, Registratur-, Kassen-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im 
Außendienst mit schwierigerer Tätigkeit (z.B. Mitwirkung bei der Bearbeitung laufender oder 
gleichartiger Geschäfte nach Anleitung, Entwerfen von dabei zu erledigenden Schreiben nach 
skizzierten Angaben; Erledigung ständig wiederkehrender Arbeiten in Anlehnung an ähnliche 
Vorgänge, auch ohne Anleitung; Führung von Brieftagebüchern schwieriger Art; Führungen 
von nach technischen oder wissenschaftlichen Merkmalen geordneten Karteien sowie von 
solchen Karteien, deren Führung die Kenntnis fremder Sprachen voraussetzt; buchhalterische 
Übertragungsarbeiten; Zinsstaffelberechnungen; Kontenführung).* 
 
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst, deren 
Tätigkeit sich dadurch aus der Fallgruppe 1 a heraushebt, dass sie mindestens zu einem 
Viertel gründliche Fachkenntnisse erfordert. 
 
* (Erforderlich sind nähere Kenntnisse von Gesetzen, Verwaltungsvorschriften und 
Tarifbestimmungen usw. des Aufgabenkreises.) 
(Hierzu Anmerkung Nr. 9) 
 
2. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und im Außendienst im 
unmittelbaren Anschluss an eine kaufmännische Berufsausbildung, deren Tätigkeit bezüglich 
Selbstständigkeit und Verantwortung (noch) eingeschränkt ist und nur unter Anleitung 
wahrgenommen wird, auf einer Stelle, deren Tätigkeitsmerkmale mindestens der 
Vergütungsgruppe VII entsprechen.  
(Hierzu Protokollnotiz) 
 
3. (frei) 
 
3 a. Angestellte, die Buchungen mittels Buchungsmaschinen vornehmen (Maschinenbucher).* 
 
4. Angestellte mit schwieriger Tätigkeit in Büchereien, Archiven, Museen und anderen 
wissenschaftlichen Anstalten.* 
 
5. bis 10. (frei) 
 
11. Angestellte zur Führung von Geld- und Haushaltsvoranschlagskontrollen.* 
 
12. bis 23. (frei) 
 
24. Krankenbesucher mit mehrjährigen praktischen Erfahrungen und entsprechenden 
Leistungen in besonders schwieriger Tätigkeit.* 
 
25. bis 26. (frei) 
 
27. Magazin-, Lager- und Lagerhofvorsteher.* 
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Vergütungsgruppe IX a 

Angestellte mit Tätigkeiten der Vergütungsgruppe IX b nach zweijähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe IX b.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 16) 
 

Vergütungsgruppe IX b 

1. Angestellte im Büro-, Registratur-, Kassen-, Buchhalterei-, Kanzlei-, sonstigen Innendienst 
und im Außendienst mit einfacheren Arbeiten (z.B. nach Schema zu erledigende Arbeiten; 
Postabfertigung, Führung von Brieftagebüchern, Inhaltsverzeichnissen; Führung von 
einfachen Karteien, z.B. Zettelkatalogen nach Eigen- oder Ortsnamen geordneten Karteien; 
Führung von Kontrolllisten, statistischen Anschreibungen; Formularverwaltung, 
Schreibmaterialverwaltung, Führung von häufig wiederkehrendem Schriftwechsel nach 
Vordruck, insbesondere formularmäßige Bescheinigungen und Benachrichtigungen sowie 
Erinnerungen; Lesen von Reinschriften; Heraussuchen von Vorgängen an Hand der 
Tagebücher). 
 
2. Angestellte mit Tätigkeiten der Vergütungsgruppe X 
 
nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe X. 
 
3. Angestellte an Rechenmaschinen. 
 
4. (frei) 
 
5. Angestellte mit einfacherer Tätigkeit in Büchereien, Archiven, Museen und anderen 
wissenschaftlichen Anstalten. 
 
6. Technische Angestellte mit einfacher Tätigkeit (z.B. Berechnungen einfacherer Art, 
Überwachung technischer Anlagen). 
 
7. Angestellte im Magazindienst mit einfacheren Arbeiten, soweit nicht anderweitig 
eingruppiert. 
 
8. bis 13. (frei) 
 
14. Krankenbesucher. 
 
15. bis 19. (frei) 
 
Ferner, wenn sie als Angestellte beschäftigt sind (§ 1 Abs. 2**): 
 
20. bis 21. (frei) 
 
22. Magazin-, Lager- und Lagerhofverwalter. 
 
23. bis 24. (frei) 
 
25. Boten (Botenmeister), denen mindestens drei Boten ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 27) 
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26. Pförtner bei großen kirchlichen Einrichtungen mit starkem Publikumsverkehr, die in 
größerem Umfang Auskünfte zu erteilen haben, für die die Kenntnis der Zuständigkeit nicht 
nur der Einrichtung, bei der sie beschäftigt sind, erforderlich ist. 
 
27. Vervielfältiger an Bürovervielfältigungsmaschinen mit abgeschlossener Ausbildung in 
einem einschlägigen Lehrberuf, z.B. als Offset-Vervielfältiger.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 28) 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 

Vergütungsgruppe X 

1. Angestellte im Büro-, Registratur-, Kassen-, Buchhalterei-, Kanzlei-, sonstigen Innendienst 
und im Außendienst mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit (z.B. Führung einfacher 
Kontrollen und Listen, wie Aktenausgabekontrollen, Nummernverzeichnisse; Hilfsleistungen 
bei der Postabfertigung, insbesondere Anfertigung von Anschriften mit der Hand oder auf 
mechanischem Wege und dgl.; Ausschneiden und Aufkleben von Zeitungsnachrichten nach 
Anweisung und Herkunftsbezeichnungen dieser Ausschnitte; Einordnen von Karteiblättern; 
Heraussuchen und Einordnen von Aktenstücken; Anfertigung von Abschriften und 
Reinschriften in Hand- und Maschinenschrift in deutscher Sprache, auch unter Verwendung 
von Formularen, und gelegentliches Aufnehmen von Stenogrammen). 
 
2. Angestellte mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit in Büchereien, Archiven, Museen und 
anderen wissenschaftlichen Anstalten. 
 
3. bis 4. (frei) 
 
5. Angestellte im Magazindienst mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit. 
 
6. bis 14. (frei) 
 
15. Boten nach mindestens dreijähriger Beschäftigung als Bote oder Pförtner im 
Arbeiterverhältnis im kirchlichen Dienst.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 27 und 30) 
 
16. Pförtner nach mindestens dreijähriger Beschäftigung als Pförtner oder Bote im 
Arbeiterverhältnis im kirchlichen Dienst.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 27 und 30) 
 
17. Vervielfältiger an Bürovervielfältigungsmaschinen nach mindestens dreijähriger 
Beschäftigung als Vervielfältiger im Arbeiterverhältnis im kirchlichen Dienst.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 28 und 30) 
 

Protokollnotiz: 

Die von der KODA getroffene Regelung passt von ihrem Wortlaut her für den Zeitaufstieg der Anfangsangestellten, die 
unmittelbar nach Abschluss ihrer Ausbildung ihre Arbeit auf einer Planstelle in Vergütungsgruppe V b aufnehmen und 
zunächst in Vergütungsgruppe VIII, VII, VI b und V c eingruppiert sind, bis sie nach insgesamt dreieinhalb Jahren in der ihrer 
Planstelle entsprechenden Vergütungsgruppe angelangt sind. Danach unterliegen sie jeweils dem ihrer Eingruppierung 
(Fallgruppe) entsprechenden Bewährungsaufstieg. Entsprechend ist auch zu verfahren, wenn ein Mitarbeiter seine Arbeit als 
Anfangsangestellter auf einer Planstelle der Vergütungsgruppe VII oder VI b aufnimmt. Dieser Anfangsangestellte durchläuft 
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zunächst von Vergütungsgruppe VIII an den in der KODA-Regelung vorgesehenen Zeitaufstieg und wird bei Erreichen der 
seiner Planstelle entsprechenden Vergütungsgruppe zeitgleich der für den Bewährungsaufstieg vorgesehenen, auf dieser 
Planstelle maßgeblichen Fallgruppe zugeordnet.  
 

Anmerkungen: 

Nr. 1 
Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Technische Hochschulen sowie andere Hochschulen, die nach 
Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen anerkannt sind. Abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt 
vor, wenn das Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer Diplomprüfung beendet worden ist. Der ersten 
Staatsprüfung oder der Diplomprüfung steht eine Promotion oder die Akademische Abschlussprüfung (Magisterprüfung) einer 
Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer 
Diplomprüfung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. Eine abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulbildung setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wird, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) als 
Zugangsvoraussetzung erfordert und für den Abschluss eine Mindeststudienzeit von mehr als sechs Semestern - ohne 
etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. - vorgeschrieben ist. 
 
Nr. 2 bis Nr. 5 (frei) 
 
Nr. 6 
Bei der Zahl der Unterstellten zählen nicht mit: 
a) Angestellte der Vergütungsgruppe II a Fallgruppen 8 bis 10 in 3.2. Allgemeiner Teil, 
b) Angestellte der Vergütungsgruppe II a in 3.3. Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale Abschn. B Unterabschn. I und IV, 
 
Nr. 7 (frei) 
 
Nr. 8 
Zu den Dienst- oder Versorgungsbezügen, Vergütungen oder Löhnen im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gehören ggf. auch 
sonstige Leistungen, z. B. Kindergeld, Beitragszuschuss nach § 257 SGB V, vermögenswirksame Leistungen. 
 
Nr. 9 
Buchhaltereidienst im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals bezieht sich nur auf Tätigkeiten von Angestellten, die mit 
kaufmännischer Buchführung beschäftigt sind. 
 
Nr. 10 
Kassen und Zahlstellen im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind nur die in der Reichskassenordnung (RKO) und in der 
Verordnung über das Kassen- und Rechnungswesen der Gemeinden (KuRVO) als solche bestimmten. 
 
Nr. 11 
Der Angestellte führt oder verwaltet verantwortlich Personen- oder Sachkonten, wenn er die Belege vor der Buchung auf ihre 
Ordnungsmäßigkeit nach den Kassenvorschriften zu prüfen und für die Richtigkeit der Buchungen die Verantwortung zu 
tragen hat. 
 
Nr. 11 a 
Dieses Tätigkeitsmerkmal gilt auch für Angestellte, die in Zahlstellen oder Buchungsstellen verantwortlich Personen- oder 
Sachkonten führen oder verwalten. 
 
Nr. 11 b 
Schwierige buchhalterische Tätigkeiten sind z. B.: 
a) Selbstständiger Verkehr mit den bewirtschafteten Stellen; 
b) Führen oder Verwalten von Darlehens- oder Schuldendienstkosten, wenn die Zins- und Tilgungsleistungen selbstständig 
errechnet werden müssen; 
c) bis e) (frei) 
f) Führen oder Verwalten von Sachkonten für Haushaltsangaben, wenn damit das Überwachen zahlreicher 
Abschlagszahlungen verbunden ist; 
g) Führen oder Verwalten von Sachkonten, bei denen Deckungsvorschriften nicht nur einfacher Art zu beachten sind 
(Deckungsvorschriften nur einfacher Art sind z. B.: in Sammelnachweisen zusammengefasste Ausgaben; gegenseitige oder 
einseitige Deckungsfähigkeit bei den Personalausgaben oder Deckungsvermerke, die sich auf der Ausgabenseite auf nur 
zwei Haushaltsstellen beschränken); 
h) Führen oder Verwalten von Konten für den Abrechnungsverkehr mit Kassen oder Zahlstellen; 
i) (frei) 
j) Führen oder Verwalten schwieriger Konten der Vermögensrechnung bei gleichzeitigem selbstständigem Berechnen von 
Abschreibungen aufgrund allgemeiner - betraglich nicht festgelegter - Kassen- oder Buchungsanweisungen. 
Nr. 12 
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Bei der Berechnung der vorgeschriebenen Bewährungszeit für den Aufstieg nach dieser Fallgruppe bleiben Zeiten 
unberücksichtigt, in denen der Angestellte 
a) in einer im Wege eines Bewährungsaufstiegs oder durch Zeitablauf erreichten Fallgruppe der Vergütungsgruppe II a oder 
b) in folgende Fallgruppe der Vergütungsgruppe II a eingruppiert gewesen ist: Fallgruppe 8 in 3.2 Allgemeiner Teil. Das 
Gleiche gilt für entsprechende Zeiten, in denen der Angestellte bei einem in § 23 a Satz 2 Nr. 3 Satz 2 ABD Teil A** 
genannten Arbeitgeber in der entsprechenden Vergütungsgruppe und nach einem entsprechenden Tätigkeitsmerkmal 
eingruppiert gewesen ist. 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 
Nr. 13 
Bei der Abrechnung der vorgeschriebenen Bewährungszeit für den Aufstieg nach dieser Fallgruppe bleiben Zeiten 
unberücksichtigt, in denen der Angestellte 
a) in einer im Wege eines Bewährungsaufstiegs oder durch Zeitablauf erreichten Fallgruppe der Vergütungsgruppen V a und 
V b oder 
b) in einer der folgenden Fallgruppen der Vergütungsgruppe V b eingruppiert gewesen ist:  
Fallgruppe 25 a in 3.2 Allgemeiner Teil,  
Fallgruppen 3 und 5 des Unterabschn. VI und Fallgruppe 4 des Unterabschn. VII in 3.3. Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale 
Abschn. B, 
Fallgruppen 10 bis 12 in 3.3. Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale Abschn. Q. 
 
Nr. 14 
Bei der Berechnung der vorgeschriebenen Bewährungszeit für den Aufstieg nach dieser Fallgruppe bleiben Zeiten 
unberücksichtigt, in denen der Angestellte in einer im Wege eines Bewährungsaufstiegs oder durch Zeitablauf erreichten 
Fallgruppe der Vergütungsgruppe VII eingruppiert gewesen ist. Das Gleiche gilt für entsprechende Zeiten, in denen der 
Angestellte bei einem in § 23 a Satz 2 Nr. 3 Satz 2 ABD Teil A** genannten Arbeitgeber in der entsprechenden 
Vergütungsgruppe und nach einem entsprechenden Tätigkeitsmerkmal eingruppiert gewesen ist. 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 
Nr. 15 
Bei der Berechnung der vorgeschriebenen Bewährungszeit für den Aufstieg nach dieser Fallgruppe bleiben Zeiten 
unberücksichtigt, in denen der Angestellte in einer im Wege eines Bewährungsaufstiegs oder durch Zeitablauf erreichten 
Fallgruppe der Vergütungsgruppe VIII eingruppiert gewesen ist. Das Gleiche gilt für entsprechende Zeiten, in denen der 
Angestellte bei einem in § 23 a Satz 2 Nr. 3 Satz 2 ABD Teil A** genannten Arbeitgeber in der entsprechenden 
Vergütungsgruppe und nach einem entsprechenden Tätigkeitsmerkmal eingruppiert gewesen ist. 
 
**in der bis zum 30.09.2005 geltenden Fassung 
 
Nr. 16 
Bei der Berechnung der vorgeschriebenen Bewährungszeit für den Aufstieg nach dieser Fallgruppe bleiben Zeiten 
unberücksichtigt, in denen der Angestellte in einer im Wege eines Bewährungsaufstiegs oder durch Zeitablauf erreichten 
Fallgruppe der Vergütungsgruppe IX b eingruppiert gewesen ist. 
 
Nr. 17 bis Nr. 21 (frei) 
 
Nr. 22 
Eine nach Sachgesichtspunkten vielfach gegliederte Registratur liegt vor, wenn das Schriftgut auf der Grundlage eines 
eingehenden, systematisch nach Sachgebieten, Oberbegriffen, Untergruppen und Stichworten weit gefächerten Aktenplans 
unterzubringen ist; nur in alphabetischer oder numerischer Reihenfolge geordnetes Schriftgut erfüllt diese Voraussetzung 
nicht. 
 
Nr. 23 
Leiter von Registraturen, denen weniger Registraturangestellte als im Tätigkeitsmerkmal gefordert, ständig unterstellt sind, 
sind nach den Tätigkeitsmerkmalen für Registraturangestellte einzugruppieren, wenn dies für sie günstiger ist. 
 
Nr. 24 
Zu den Registraturangestellten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmales gehören auch die Angestellten im Registraturdienst der 
Vergütungsgruppen X bis VIII. 
 
Nr. 25 bis Nr. 26 (frei) 
 
Nr. 27 
Zu den Boten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gehören nicht die Kassenboten. 
 
 

http://2014.onlineabd.de/abd?Kat=28235&DatumAuswahl=
http://2014.onlineabd.de/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=28235
http://2014.onlineabd.de/abd?Kat=28235&DatumAuswahl=
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Nr. 28 
Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallen nur Arbeitnehmer, die bei Beschäftigung im Arbeiterverhältnis als Vervielfältiger, nicht 
aber z. B. als Drucker einzureihen wären. 
 
Nr. 29 (frei) 
 
Nr. 30 
Auf die dreijährige Beschäftigung können sonstige Zeiten im Arbeitsverhältnis bei demselben Arbeitgeber angerechnet 
werden. 
 
Nr. 31 
Vermessungstechnische und landkartentechnische Angestellte, die vor dem 01. Juli 1972 eine der technischen Ausbildung 
nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen gleichwertige behördliche Prüfung abgelegt haben, werden den 
vermessungstechnischen und landkartentechnischen Angestellten mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der 
Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen gleichgestellt. Das Gleiche gilt, wenn die behördliche Prüfung nach dem 30. 
Juni 1972 abgelegt wird, die Ausbildung jedoch vor dem 01. Juli 1972 begonnen hat. Den vermessungstechnischen 
Angestellten mit einer vor dem 01. Juli 1972 abgelegten gleichwertigen behördlichen Prüfung stehen die behördlich geprüften 
Kulturbautechniker gleich, die vor dem 01. Juli die behördliche Prüfung nach der hessischen Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für kulturbautechnische Angestellte der Wasserwirtschaftsverwaltung vom 21. Januar 1958 (Staats-
Anzeiger für das Land Hessen S. 134) erfolgreich abgelegt haben. Satz 2 gilt entsprechend. 
 
Nr. 32 
Besonders schwierige Tätigkeiten und bedeutende Aufgaben im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind z. B.: 
a) Ausführung von umfangreichen Vermessungen zur Fortführung oder Neueinrichtungen des Liegenschaftskatasters 
(Katastervermessungen) mit widersprüchlichen Unterlagen oder von umfangreichen Katastervermessungen mit gleichem 
Schwierigkeitsgrad (z. B. in Grubensenkungsgebieten); 
b) Absteckungen für umfangreiche Ingenieurbauten z. B. Brücken-, Hochstrassen-, Tunnelabsteckungen oder Absteckungen 
anderer vergleichbarer Verkehrsbauten, ggf. einschließlich der Vor- und Folgearbeiten; 
c) Lagefestpunktvermessungen (Erkundung bzw. Erkundung und Messung) in engbebauten Gebieten oder unter gleich 
schwierigen Verhältnissen (Lagefestpunkte sind trigonometrische, Polygon- und gleichwertige Punkte); 
d) Ausführung oder Auswertung von Präzisionsvermessungen in übergeordneten Netzen des Lage- oder 
Höhenfestpunktfeldes; 
e) Aufsichts- und Prüftätigkeit bei der Auswertung von Katastervermessungen mit widersprüchlichen Unterlagen oder bei 
kartographischen, nivellitischen, photogrammetrischen, typographischen oder trigonometrischen Arbeiten oder bei 
Bodenordnungsverfahren mit gleichem Schwierigkeitsgrad. (Das Fehlen der Aufsichtstätigkeit ist unerheblich, wenn dem 
Angestellten besonders schwierige Prüfungen übertragen sind, z. B. Prüftätigkeit zur Übernahme von Messungsschriften bei 
umfangreichen Fortführungs- oder Neuvermessungen auf Grund neuer Aufnahmenetze); 
f) Aufsichts- und Prüftätigkeit bei der Prüfung fertiger Arbeitsergebnisse der Flurbereinigung, ggf. einschließlich der 
Herstellung der Unterlagen für die Berichtigung des Grundbuches und der vermessungstechnischen Unterlagen für die 
Berichtigung des Liegenschaftskatasters, oder beim Ausbau der gemeinschaftlichen Anlagen in allen Verfahren eines 
Flurbereinigungsamtes. (Bei größeren Flurbereinigungsämtern kann dieses Merkmal auch von mehreren Angestellten erfüllt 
werden); 
g) Verantwortliche Ausführung der vermessungstechnischen Ingenieurarbeiten eines Flurbereinigungsverfahrens 
(ausführender vermessungstechnischer Sachbearbeiter oder erster technischer Sachbearbeiter); 
h) Vermessungstechnische Auswertung von Bauleitplänen unter besonderen technischen Schwierigkeiten. 
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A, 2.3. Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale für bestimmte 
Angestelltengruppen 

A. 

(frei) 
 

B. Angestellte in der Datenverarbeitung (DV) Teil I - V 

Allgemeine Vorbemerkungen: 
 

(1) Unter diesen Abschnitt fallen Angestellte als Leiter von DV-Gruppen, in der DV-
Organisation, in der Anwendungsprogrammierung, in der DV-Systemtechnik, in der 
Datenerfassung, in der Produktionssteuerung und in der Maschinenbedienung ohne Rücksicht 
auf ihre organisatorische Eingliederung. 
 
(2) DV-Anlagen im Sinne dieses Abschnitts sind Maschinen, bei denen alle nachfolgend 
aufgeführten Merkmale vorhanden sind: 
a) Zentraleinheit (DIN 44 300 Nr. 109), 
b) Eingabegerät (DIN 44 300 Nr. 133) Ausgabegerät (DIN 44 300 Nr. 135) und peripherer 
Speicher (DIN 44 300 Nr. 113) oder entsprechende beeinflussbare Funktionen, 
c) Betriebssystem (DIN 44 300 Nr. 59) und 
d) vom Programm (DIN 44 300 Nr. 40) her auswechselbarer Speicherinhalt. 
 
(3) Ist für eine Tätigkeit in der Datenverarbeitung eine abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulbildung (Anmerkung Nr. 1 zu Teil I) erforderlich, gelten die Tätigkeitsmerkmale für 
Angestellte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung der Vergütungsgruppen 
II a bis I. 
 
(4) 1Die in diesem Abschn. in Bezug genommenen Begriffsbestimmungen der DIN 44 300 
sind im Anhang 1 wiedergegeben. 2Der Anhang 1 ist Bestandteil dieses Abschnitts.  
(Anhang 1 nicht abgedruckt) 
 
(5) 1Soweit in Anmerkungen eine DV-Aus- oder Fortbildung entsprechend den 
Rahmenrichtlinien für die DV-Aus- und Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 
95 a vom 22. Mai 1981) gefordert wird, gelten neben diesen bei DV-Aus- oder Fortbildungen 
nach den Rahmenrichtlinien für die Aus- und Fortbildung im Bereich der Informationstechnik 
(IT) in der öffentlichen Verwaltung (IT-Aus- und Fortbildungsrichtlinien, BAnz.Nr. 107 vom 14. 
Juni 1991) die Module der Wissens-/ Themenbereiche, die sich aus dem Anhang 2 ergeben. 
2Der Anhang 2 ist Bestandteil dieses Abschnitts. 
(Anhang 2 nicht abgedruckt) 
 

I. Angestellte als Leiter von DV-Gruppen 
Vorbemerkungen: 

 
(1) DV-Gruppen haben die folgenden Aufgaben: 
a) Entwicklung neuer DV-Verfahren oder wesentliche Änderung bzw. Ergänzung bestehender 
DV-Verfahren einschl. jeweils der Einführung, 
b) Übernahme von DV-Verfahren einschl. Einführung oder 
c) Pflege eingeführter DV-Verfahren.  
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Sie befassen sich 
a) nur mit DV-Organisation oder nur mit Anwendungsprogrammierung oder 
b) mit DV-Organisation und Anwendungsprogrammierung. 
 
(2) Leiter von DV-Gruppen haben neben den allgemeinen Führungsaufgaben ï insbesondere 
Personaleinsatz, Überwachung der Arbeit, Anordnungen in Sonderfällen ï und der Aufsicht 
z.B. folgende besondere Aufgaben: 
a) In der DV-Organisation: 
aa) Entgegennahme und Besprechung von Aufträgen der Fachbereiche bzw. der Anwender, 
bb) Entwicklung einer Gesamtvorstellung zur Erledigung eines Auftrags, 
cc) Formulierung von Arbeitsaufträgen und Verteilung an die Angestellten in der DV-
Organisation, Koordinierung der Arbeit einschließlich Terminüberwachung, 
dd) Anleitung und Beratung der Angestellten in der DV-Organisation, 
ee) Zusammenstellen, Prüfen und Beurteilen der Ergebnisse, 
ff) Besprechung der erarbeiteten Verfahrensvorschläge mit der Anwendungsprogrammierung 
und ggf. mit der DV-Systemtechnik, 
gg) Beobachtung und Auswahl geeigneter DV-Verfahren für eine Übernahme, 
hh) Prüfung der organisatorischen Voraussetzungen für die Übernahme und Einführung von 
DV-Verfahren, 
ii) Prüfung der Dokumentation ï einschließlich der Anwender- bzw. Benutzerhandbücher ï, 
insbesondere des Ablaufs des maschinellen Verfahrens und der Programmiervorgaben auf 
Vollständigkeit und Richtigkeit, 
jj) Überwachung der Einführung entwickelter oder übernommener DV-Verfahren einschließlich 
der Funktionstests. 
b) In der Anwendungsprogrammierung: 
aa) Entgegennahme und Besprechung von Programmieraufträgen, 
bb) Prüfung der organisatorischen Vorgaben aus programmiertechnischer Sicht, ggf. 
Ergänzung und Änderung der Vorgaben im Einvernehmen mit der DV-Organisation, 
cc) Entwurf einer Konzeption für jedes Programm einschließlich Festlegung der 
Programmbausteine, 
dd) Verteilung der Arbeitsaufträge an die Angestellten in der Anwendungsprogrammierung 
und Koordinierung der Programmierarbeiten innerhalb der DV-Gruppe einschließlich 
Terminüberwachung, 
ee) Anleitung und Beratung der Angestellten in der Anwendungsprogrammierung, 
ff) Prüfung der Programmdokumentation und der Dokumentation für das Rechenzentrum auf 
Vollständigkeit und Richtigkeit. 
 
(3) Leiter von DV-Gruppen im Sinne dieses Unterabschn. sind nur Angestellte, die auch in der 
DV-Organisation oder in der Anwendungsprogrammierung tätig sind, z.B. mit folgenden 
Aufgaben: 
a) Zusammenstellen von Arbeitsergebnissen von Angestellten in der DV-Organisation, 
b) Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen (z.B. betriebswirtschaftliche Investitionsrechnungen, 
Nutzen-Kosten-Untersuchungen), 
c) Verknüpfen der in der DV-Gruppe angefertigten Programme, 
d) Prüfung verknüpfter Programme auf Funktionsfähigkeit.  
Der Anteil dieser Aufgaben darf 10 v. H. der gesamten Tätigkeit nicht unterschreiten. 
 
 
 

Vergütungsgruppe II a 
 

Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer DV-Gruppe bestellt sind und 
sich durch die Zahl der durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten Angestellten in 
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der DV-Organisation oder in der Anwendungsprogrammierung sowie durch den Umfang und 
die Schwierigkeit der Koordinierung mit anderen Stellen aus der Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. herausheben, nach sechsjähriger Bewährung als Leiter 
einer DV-Gruppe.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 

Vergütungsgruppe III 
 

1. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer DV-Gruppe bestellt sind 
und sich durch die Zahl der durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten Angestellten 
in der DV-Organisation oder in der Anwendungsprogrammierung sowie durch den Umfang 
und die Schwierigkeit der Koordinierung mit anderen Stellen aus der Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. herausheben.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer DV-Gruppe bestellt sind 
und sich durch die Zahl der durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten Angestellten 
in der DV-Organisation oder in der Anwendungsprogrammierung sowie durch den Umfang 
oder die Schwierigkeit der Koordinierung mit anderen Stellen aus der Vergütungsgruppe IV b 
dieses Unterabschn. herausheben, nach vierjähriger Bewährung als Leiter einer DV-Gruppe.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 

Vergütungsgruppe IV a 
 

1. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer DV-Gruppe bestellt sind 
und sich durch die Zahl der durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten Angestellten 
in der DV-Organisation oder in der Anwendungsprogrammierung sowie durch den Umfang 
oder die Schwierigkeit der Koordinierung mit anderen Stellen aus der Vergütungsgruppe IV b 
dieses Unterabschn. herausheben.  
(Hierzu Anmerkung Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer DV-Gruppe bestellt sind, 
nach vierjähriger Bewährung als Leiter einer DV-Gruppe.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 

Vergütungsgruppe IV b 
 

Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter einer DV-Gruppe bestellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 
Anmerkungen: 
Nr. 1 
Angestellte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
a) Angestellte, die vor ihrem Einsatz in dieser Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse im Sinne des 
Tätigkeitsmerkmals der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 a des Teils I ï außerhalb der Datenverarbeitung ï erworben 
haben, mit einer zusätzlichen DV-Aus- oder Fortbildung, die das DV-Grund und Fachwissen vermittelt hat, wie es den 
Rahmenrichtlinien für die DV-Aus- und Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95 a vom 22. Mai 1981) für 
Beschäftigte in der DV-Anwendungsorganisation oder in der Anwendungsprogrammierung entspricht, sowie mit einer 
praktischen Ausbildung oder einer praktischen Tätigkeit von mindestens neun Monaten in der DV-Organisation, der 
Anwendungsprogrammierung und der Maschinenbedienung mit entsprechender Tätigkeit, 
b) Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z. B. Informatiker) und entsprechender Tätigkeit 
sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben. 
Nr. 2 
Eine DV-Gruppe ist nur dann gegeben, wenn dem Leiter mindestens drei Angestellte in der DVOrganisation oder in der 
Anwendungsprogrammierung mindestens der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 des Unterabschn. II oder III durch 
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. Sind dem Leiter auch Angestellte in der DV-Systemtechnik durch 
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt, zählen sie mit. Bei der Zahl der Unterstellten zählen Angestellte mit Tätigkeiten 
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im Sinne der Sätze 1 und 2 mit, die nicht unter diese Regelung fallen, wenn sie dem Leiter durch ausdrückliche Anordnung 
ständig fachlich unterstellt sind. 
Nr. 3 
Auf die Bewährungszeit sind Zeiten der Bewährung in einer Tätigkeit mindestens der jeweils nächstniedrigeren 
Vergütungsgruppe der Unterabschnitte II, III und IV anzurechnen, es sei denn, dass diese Vergütungsgruppe nach 
Bewährung erreicht worden ist. Zeiten der Bewährung in einer gleichartigen DV-Tätigkeit im Sinne des Satzes 1 und in einer 
gleichartigen Tätigkeit als Leiter einer DV-Gruppe außerhalb des Geltungsbereichs des ABD können bis zur Hälfte 
berücksichtigt werden. Von der in Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen II a und III geforderten Bewährungszeit muss 
jedoch mindestens die Hälfte als Leiter einer DV-Gruppe im Geltungsbereich des ABD zurückgelegt sein. 
 

II. Angestellte in der DV-Organisation 
Vorbemerkungen: 

 
(1) Die DV-Organisation umfasst die 
a) Entwicklung neuer DV-Verfahren und die wesentliche Änderung bzw. Ergänzung 
bestehender DV-Verfahren für Fachaufgaben mit 
aa) Ist-Aufnahme und -Analyse, 
bb) Erarbeitung von Lösungsvorschlägen bzw. des Sollkonzepts, 
cc) Vorbereitung der Einführung im Rechenzentrum und im Fachbereich bzw. beim Anwender 
und 
dd) Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen (z.B. betriebswirtschaftliche Investitionsrechnungen, 
Nutzen-Kosten-Untersuchungen) im Allgemeinen in einem phasenweisen Vorgehen (z.B. 
Voruntersuchung, Hauptuntersuchung, Detailorganisation), 
b) Übernahme vorhandener DV-Verfahren für Fachaufgaben mit Vergleich, Bewertung und 
Auswahl von geeigneten Verfahren sowie Festlegung der erforderlichen 
Anpassungsmaßnahmen, 
c) Einführung neu entwickelter, geänderter oder ergänzter sowie übernommener DV-
Verfahren für Fachaufgaben im Fachbereich bzw. beim Anwender und die Mitwirkung an der 
Einführung im Rechenzentrum und  
d) Kontrolle eingeführter DV-Verfahren für Fachaufgaben. 
 
(2) DV-Teilaufgaben im Rahmen des Abs. 1 sind z.B.: 
a) Ist-Aufnahme in einem Bereich, 
b) Auswertung von Ergebnissen der Ist-Aufnahme, z.B. Mengengerüst (Fallzahlen, 
Bearbeitungszeiten, Personaleinsatz), verwendete Daten und Dateien (Inhalt, Zahl und Art der 
Zeichen, Aufbau, Datenträger, Sortierfolge, Zahl der Fälle), Datenflusspläne (DIN 44 300 Nr. 
73), 
c) Entwerfen eines Satzaufbaus im Rahmen einer Datenorganisation (Festlegung der 
Anordnungen von Feldern unter Beachtung hierarchischer Abhängigkeiten ï z.B. Adresse = 
Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort ï, Festlegung der symbolischen Namen, 
Festlegung der Speicherungsform, Festlegung der Zeichenzahl). 
 
(3) Angestellte in der DV-Organisation haben bei der Entwicklung neuer DV-Verfahren und bei 
der wesentlichen Änderung bzw. Ergänzung bestehender DV-Verfahren für Fachaufgaben 
insbesondere 
a) innerhalb der Vor- und der Hauptuntersuchung den Ablauf des DV-Verfahrens mit 
aa) Datenermittlung, 
bb) Datenerfassung (insbesondere Datenerfassungstechnik), 
cc) Dateneingabe (insbesondere Inhalte, Schlüsselsysteme, Plausibilitäten), 
dd) Datenübertragung (insbesondere Einsatz von Benutzerstationen, Netzwerke, Einsatz von 
Knoten- und Vermittlungsrechnern), 
ee) Datenspeicherung (insbesondere Daten mit Inhalt, Dateiorganisation), 
ff) Datenverarbeitung (insbesondere Verarbeitungsregeln) und 
gg) Datenausgabe einschließlich der Maßnahmen zur Datensicherung festzulegen und 
b) in der Detailorganisation für jedes erforderliche Programm eine spezielle 
Programmiervorgabe mit folgendem Inhalt zu erarbeiten: 
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aa) Funktion des Programms im Gesamtablauf, 
bb) Aufgaben des Programms, 
cc) Aufbau der Ein- und Ausgaben, 
dd) Aufbau der Dateien und 
ee) Verarbeitungsregeln. Entsprechendes gilt für die Übernahme, Einführung und Kontrolle 
von DV-Verfahren. 
 
(4) 1Zur Tätigkeit eines Angestellten in der DV-Organisation kann auch die Organisation 
konventioneller Arbeitsabläufe im Rahmen eines DV-Verfahrens gehören. 2Ist-Aufnahme und -
Analyse, Vorbereitung der Einführung und Einführung von DV-Verfahren und 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen können auch anderen Angestellten übertragen sein, ohne 
dass diese damit Angestellte in der DV-Organisation im Sinne dieses Unterabschn. sind. 
 

Vergütungsgruppe III 
 

Angestellte, die in der DV-Organisation Fachaufgaben hohen Schwierigkeitsgrades 
selbstständig bearbeiten, nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 
1 dieses Unterabschn. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

Vergütungsgruppe IV a 
 

1. Angestellte, die in der DV-Organisation Fachaufgaben hohen Schwierigkeitsgrades 
selbstständig bearbeiten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte, die in der DV-Organisation Fachaufgaben mittleren Schwierigkeitsgrades 
selbstständig bearbeiten, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 
dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 
3. Angestellte, die in der DV-Organisation im Rahmen von Fachaufgaben hohen 
Schwierigkeitsgrades diesem Schwierigkeitsgrad entsprechende DV-Teilaufgaben 
selbstständig bearbeiten, nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 
3 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

Vergütungsgruppe IV b 
 

1. Angestellte, die in der DV-Organisation Fachaufgaben mittleren Schwierigkeitsgrades 
selbstständig bearbeiten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte, die in der DV-Organisation Fachaufgaben einfachen Schwierigkeitsgrades 
selbstständig bearbeiten, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 
dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 
3. Angestellte, die in der DV-Organisation im Rahmen von Fachaufgaben hohen 
Schwierigkeitsgrades diesem Schwierigkeitsgrad entsprechende DV-Teilaufgaben 
selbstständig bearbeiten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
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4. Angestellte, die in der DV-Organisation im Rahmen von Fachaufgaben mittleren 
Schwierigkeitsgrades diesem Schwierigkeitsgrad entsprechende DV-Teilaufgaben 
selbstständig bearbeiten, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 2 
dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

Vergütungsgruppe V b 
 

1. Angestellte, die in der DV-Organisation Fachaufgaben einfachen Schwierigkeitsgrades 
selbstständig bearbeiten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte, die in der DV-Organisation im Rahmen von Fachaufgaben mittleren 
Schwierigkeitsgrades diesem Schwierigkeitsgrad entsprechende DV-Teilaufgaben 
selbstständig bearbeiten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
Anmerkungen: 
Nr. 1 
Angestellte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
a) Angestellte, die vor ihrem Einsatz in dieser Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse im Sinne des 
Tätigkeitsmerkmals der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 a des Teils I ï außerhalb der Datenverarbeitung ï erworben 
haben, mit einer zusätzlichen DV-Aus- oder Fortbildung, die das DV-Grund- und Fachwissen vermittelt hat, wie es den 
Rahmenrichtlinien für die DV-Aus- und Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95 a vom 22. Mai 1981) für 
Beschäftigte in der DV-Anwendungsorganisation entspricht, sowie mit einer praktischen Ausbildung oder einer praktischen 
Tätigkeit von mindestens neun Monaten in der DV-Organisation, der Anwendungsprogrammierung und der 
Maschinenbedienung mit entsprechender Tätigkeit, 
b) Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z. B. Informatiker) und mit entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. 
Nr. 2 
Für die Schwierigkeitsgrade gilt Folgendes: 
a) Eine Fachaufgabe hat einfachen Schwierigkeitsgrad, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
aa) der Untersuchungsbereich umfasst eine Organisationseinheit; 
bb) die Arbeitsabläufe sind weitgehend linear und enthalten nur wenige verschiedenartige Funktionen; 
cc) der Untersuchungsbereich enthält bis zu drei Datenbestände, die sich in ihrer logischen Struktur unterscheiden; und 
dd) der Untersuchungsbereich weist Regeln für die Verknüpfung der Daten auf, die wenige logische Abhängigkeiten 
enthalten, z. B. eine Gebührenordnung. 
b) Eine Fachaufgabe hat mittleren Schwierigkeitsgrad, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
aa) Der Untersuchungsbereich umfasst mindestens zwei Organisationseinheiten, die untereinander durch nur wenige 
fachliche oder ablauforganisatorische Beziehungen verbunden sind; 
bb) die Arbeitsabläufe sind vielfältig verzweigt und enthalten viele verschiedenartige Funktionen; 
cc) der Untersuchungsbereich enthält mindestens vier Datenbestände, die sich in ihrer logischen Struktur unterscheiden und 
wenig gegliedert sind, oder bis zu zwei Datenbestände, die sich in ihrer logischen Struktur unterscheiden und von denen im 
Rahmen der Aufgabenstellungen durchschnittlich mindestens fünf Gliederungselemente zu behandeln sind, oder bis zu drei 
Datenbestände, die unter Anwendung eines Datenbankverwaltungssystems geführt oder genutzt werden; und 
dd) der Untersuchungsbereich weist Regeln für die Verknüpfung der Daten auf, die viele logische Abhängigkeiten enthalten, 
z. B. das Wohngeldgesetz, das Bundesausbildungsförderungsgesetz. 
c) Eine Fachaufgabe hat hohen Schwierigkeitsgrad, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
aa) Der Untersuchungsbereich umfasst mindestens 3 Organisationseinheiten; die Organisationseinheiten müssen 
untereinander durch vielfältige fachliche und ablauforganisatorische Beziehungen verbunden sein oder vom 
Untersuchungsbereich aus müssen Verbindungen zu einem gleichzeitig zu entwickelnden oder vorhandenen DV-Verfahren 
geknüpft werden; 
bb) die Arbeitsabläufe sind vielfältig verzweigt und enthalten viele verschiedenartige Funktionen; 
cc) der Untersuchungsbereich enthält mindestens drei Datenbestände, die sich in ihrer logischen Struktur unterscheiden und 
von denen im Rahmen der Aufgabenstellungen durchschnittlich mindestens fünf Gliederungselemente zu behandeln sind, 
oder mindestens vier Datenbestände, die unter Anwendung eines Datenbankverwaltungssystems geführt oder genutzt 
werden; und 
dd) der Untersuchungsbereich weist Regeln für die Verknüpfung der Daten auf, die viele logische Abhängigkeiten enthalten, 
z. B. das Wohngeldgesetz, das Bundesausbildungsförderungsgesetz. 
d) Organisationseinheiten im Sinne dieser Anmerkung sind funktional abgegrenzte, in sich geschlossene Einheiten, die 
wegen ihrer Aufgabenstellung in den Untersuchungsbereich fallen 
und unterschiedliche Anforderungen an das zu entwickelnde Verfahren stellen; es kann sich um Sachgebiete, Abteilungen, 
Ämter, Dezernate, Behörden handeln. 
e) Datenbestand im Sinne dieser Anmerkung ist eine gleichartig aufgebaute Sammlung von Daten, die nach bestimmten 
Merkmalen erfasst und geordnet, nach anderen bestimmten Merkmalen umgeordnet und ausgewertet werden können. 
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Gliederungselement im Sinne dieser Anmerkung ist die Zusammenfassung von gleichartigen Merkmalen (z. B. alle 
Einkunftsarten bei der Berechnung des Einkommens). Datenbankverwaltungssysteme im Sinne dieser Anmerkung sind IMS, 
UDS, ADABAS oder Systeme mit vergleichbarem Funktionsumfang. Datenbestand, der unter Anwendung eines 
Datenbankverwaltungssystems geführt oder genutzt wird, ist im Sinne dieser Anmerkung eine aufgabenbezogene logische 
Datenmenge (je nach eingesetztem Datenbankverwaltungssystem z. B. eine Datenbank, eine Datei oder ein Subschema). 
Nr. 3 
Auf die Bewährungszeit sind Zeiten der Bewährung in einer Tätigkeit mindestens der jeweils nächstniedrigeren 
Vergütungsgruppe der Unterabschnitte I, III und IV anzurechnen, es sei denn, dass diese Vergütungsgruppe nach Bewährung 
erreicht worden ist. Zeiten der Bewährung in einer gleichartigen DV-Tätigkeit im Sinne des Satzes 1 und in einer gleichartigen 
Tätigkeit in der DV-Organisation außerhalb des Geltungsbereichs des ABD können bis zur Hälfte berücksichtigt werden. 
Nr. 4 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus 
a) bei den in der Anmerkung Nr. 1 Buchst. a genannten Angestellten, dass sie, ausgehend von der für sie geforderten 
zusätzlichen DV-Aus- oder Fortbildung vertiefte DV-Kenntnisse, einschließlich der anzuwendenden Arbeitstechniken 
erworben und diese Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben, 
b) bei den in der Anmerkung Nr. 1 Buchst. b genannten Angestellten, dass sie vertiefte Fachkenntnisse der im Rahmen der 
DV-Organisation behandelten Aufgabenbereiche, der Organisation der Verwaltung oder des Betriebes und der angewendeten 
Arbeitstechniken erworben und diese Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben. 
 

III. Angestellte in der Anwendungsprogrammierung 
Vorbemerkungen: 

 
(1) Die Anwendungsprogrammierung umfasst die Neuprogrammierung, die 
Programmänderung und die Programmpflege, ggf. auf der Basis der Ergebnisse der DV-
Organisation, insbesondere auf der Basis der Festlegung des Ablaufs der maschinellen 
Verarbeitung und der Programmiervorgaben sowie der Festlegungen durch den Leiter der DV-
Gruppe; hierzu gehören z.B. 
a) der Entwurf oder die Anpassung von Entscheidungstabellen, Struktogrammen, 
Programmablaufplänen oder entsprechenden graphischen Darstellungen der Programmlogik 
für jeden Programmbaustein (DIN 44 300 Nr. 41), und im Zusammenhang damit die 
Umsetzung der Programmlogik in eine Programmiersprache, 
b) der Test der Programme (DIN 44 300 Nr. 40) oder Programmbausteine einschließlich 
Entwicklung von Testfällen,  
c) die Anfertigung oder Anpassung der Dokumentation einschließlich der Unterlagen für das 
Rechenzentrum. Dabei ist es unerheblich, wenn für die Lösung der Programmiervorgabe 
Generatoren (DIN 44 300 Nr. 69) oder Standardprogramme eingesetzt werden. Unter 
Standardprogrammen werden problem- oder aufgabenbezogene Programme oder 
Programmsysteme verstanden, die für eine bestimmte Klasse von Problemen allgemein 
entwickelt worden sind und bei Anwendung auf ein konkretes Problem durch entsprechende 
Variation von Kommandos oder Parametern den Besonderheiten dieses Problems angepasst 
werden. 
 
(2) Zur Anwendungsprogrammierung gehört auch die Übernahme fremder, d. h. an anderer 
Stelle entwickelter und ggf. auch dort weitergepflegter Programme ï als spezielle 
Anwendungsprogramme für eine Aufgabe bzw. ein Aufgabengebiet ï, ggf. aufgrund 
entsprechender Entscheidungen und Vorgaben der DV-Organisation. Zur Übernahme fremder 
Programme oder fremder Programmänderungen gehören z.B. 
a) geringfügige aufgabenbedingte Änderungen, ggf. nach entsprechenden Vorgaben der DV-
Organisation, 
b) Anpassung der Programme oder Programmänderungen an die DV-technischen 
Bedingungen der übernehmenden Stelle (z.B. Hardware, Betriebssystem und andere 
Software, Datenbankverwaltungssystem, Einrichtungen für Datenübertragung), 
c) Anpassung der Dokumentation ï einschließlich der Unterlagen für das Rechenzentrum ï 
und der Unterlagen für die Anwender (z.B. Anwender- bzw. Benutzerhandbuch), 
d) Test der Programme oder Programmänderungen, 
e) Implementierung der Programme oder Programmänderungen (z.B. 
Speicherplatzberechnung, Erstellen von Anweisungen für die Produktionssteuerung und die 
Maschinenbedienung). 
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Vergütungsgruppe III 

 
Angestellte, die selbstständig Programme oder Programmbausteine für Programmiervorgaben 
hohen Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Programme oder Programmbausteine 
ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen, nach sechsjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

Vergütungsgruppe IV a 
 

1. Angestellte, die selbstständig Programme oder Programmbausteine für 
Programmiervorgaben hohen Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Programme 
oder Programmbausteine ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte, die selbstständig Programme oder Programmbausteine für 
Programmiervorgaben mittleren Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Programme 
oder Programmbausteine ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen, nach 
vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4)  

 
Vergütungsgruppe IV b 

 
1. Angestellte, die selbstständig Programme oder Programmbausteine für 
Programmiervorgaben mittleren Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Programme 
oder Programmbausteine ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte, die selbstständig Programme oder Programmbausteine für 
Programmiervorgaben einfachen Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Programme 
oder Programmbausteine ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen, nach 
vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

Vergütungsgruppe V b 
 

1. Angestellte, die selbstständig Programme oder Programmbausteine für 
Programmiervorgaben einfachen Schwierigkeitsgrades anfertigen, entsprechende Programme 
oder Programmbausteine ändern, pflegen oder übernehmen und ggf. anpassen.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte, die bei der Anfertigung, Änderung, Pflege oder Übernahme und ggf. 
Anpassung von Programmen oder Programmbausteinen mitwirken, nach vierjähriger 
Bewährung in Vergütungsgruppe V c dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 5, 6 und 7) 
 

 
Vergütungsgruppe V c 

 
Angestellte, die bei der Anfertigung, Änderung, Pflege oder Übernahme und ggf. Anpassung 
von Programmen oder Programmbausteinen mitwirken.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 5 und 6) 
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Anmerkungen: 
Nr. 1 
Angestellte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
a) Angestellte, die vor ihrem Einsatz in dieser Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse im Sinne des 
Tätigkeitsmerkmals der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 a des Teils I ï außerhalb der Datenverarbeitung ï erworben 
haben, mit einer zusätzlichen DV-Aus- und Fortbildung, die das DV-Grund- und Fachwissen vermittelt hat, wie es den 
Rahmenrichtlinien für die DV-Aus- und Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95 a vom 22. Mai 1981) für 
Beschäftigte in der Anwendungsprogrammierung entspricht sowie mit einer praktischen Ausbildung oder einer praktischen 
Tätigkeit von mindestens neun Monaten in der DV-Organisation, der Anwendungsprogrammierung und der 
Maschinenbedienung mit entsprechender Tätigkeit, 
b) Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z. B. Informatiker) und entsprechender Tätigkeit 
sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben. 
Nr. 2 
Für die Schwierigkeitsgrade gilt Folgendes: 
a) Eine Programmiervorgabe hat einfachen Schwierigkeitsgrad, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
aa) Die Arbeitsabläufe enthalten überwiegend Standardfunktionen, wie z. B. Dateneingabe, Sortieren/Mischen, Abstimmen, 
Datenausgabe, und sind nicht oder nur in geringem Maß miteinander verflochten; 
bb) es sind bis zu zwei Datenbestände zu verarbeiten, die wenig gegliedert sind; und cc) die Regeln für die Verknüpfung der 
Eingabedaten enthalten wenige logische Abhängigkeiten, z. B. eine Gebührenordnung. 
b) Eine Programmiervorgabe hat mittleren Schwierigkeitsgrad, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:  
aa) Die Arbeitsabläufe enthalten neben Standardfunktionen in nicht unerheblichem Umfang problembezogene Funktionen, 
die für die jeweilige Aufgabenstellung spezifisch sind, und sind in geringem Maß miteinander verflochten; 
bb) es sind zu verarbeiten bis zu zwei Datenbestände, von denen im Rahmen der Aufgabenstellung durchschnittlich 
mindestens fünf Gliederungselemente zu behandeln sind, oder mindestens drei Datenbestände, die wenig gegliedert sind, 
oder bis zu zwei Datenbestände, die unter Anwendung eines Datenbankverwaltungssystems geführt oder genutzt werden; 
und 
cc) die Regeln für die Verknüpfung der Eingabedaten enthalten wenige logische Abhängigkeiten, z. B. eine 
Gebührenordnung. 
c) Eine Programmiervorgabe hat hohen Schwierigkeitsgrad, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
aa) Die Arbeitsabläufe enthalten überwiegend problembezogene Funktionen, die für die jeweilige Aufgabenstellung spezifisch 
sind, und sind in hohem Maß miteinander verflochten; 
bb) es sind zu verarbeiten mindestens drei Datenbestände, von denen im Rahmen der Aufgabenstellung durchschnittlich 
mindestens fünf Gliederungselemente zu behandeln sind, und die nicht unter Anwendung eines 
Datenbankverwaltungssystems geführt oder genutzt werden, oder mindestens vier Datenbestände, die unter Anwendung 
eines Datenbankverwaltungssystems geführt oder genutzt werden, und die nicht linear miteinander verknüpft werden oder 
mindestens zwei Datenbestände, die unter Anwendung verschiedener Datenbankverwaltungssysteme, die keine einheitl iche 
Datenbankschnittstelle haben, geführt oder genutzt werden; und 
cc) die Regeln für die Verknüpfung der Eingabedaten enthalten viele logische Abhängigkeiten. 
d) Datenbestand im Sinne dieser Anmerkung ist eine gleichartig aufgebaute Sammlung von Daten, die nach bestimmten 
Merkmalen erfasst und geordnet, nach anderen bestimmten Merkmalen umgeordnet und ausgewertet werden können. 
Gliederungselement im Sinne dieser Anmerkung ist die Zusammenfassung von gleichartigen Merkmalen. 
Datenbankverwaltungssysteme im Sinne dieser Anmerkung sind IMS, UDS, ADABAS oder Systeme mit vergleichbarem 
Funktionsumfang. Datenbestand, der unter Anwendung eines Datenbankverwaltungssystems geführt oder genutzt wird, ist im 
Sinne dieser Anmerkung eine aufgabenbezogene logische Datenmenge (je nach eingesetztem Datenbankverwaltungssystem 
z. B. eine Datenbank, eine Datei oder ein Subschema). Bei einem Datenbankverwaltungssystem sind Datenbestände nicht 
linear miteinander verknüpft, wenn in einem unstukturierten Datenbankverwaltungssystem eine Struktur durch 
Anwendungsprogramme oder in einem strukturierten Datenbankverwaltungssystem eine Netzstruktur zu verwirklichen ist. 
Nr. 3 
Auf die Bewährungszeit sind Zeiten der Bewährung in einer Tätigkeit mindestens der jeweils nächstniedrigeren 
Vergütungsgruppe der Unterabschnitte I, II und IV anzurechnen, es sei denn, dass diese Vergütungsgruppe nach Bewährung 
erreicht worden ist. Zeiten der Bewährung in einer gleichartigen DV-Tätigkeit im Sinne des Satzes 1 und in einer gleichartigen 
Tätigkeit in der Anwendungsprogrammierung außerhalb des Geltungsbereichs des ABD können bis zur Hälfte berücksichtigt 
werden. 
Nr. 4 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus 
a) bei den in der Anmerkung Nr. 1 Buchst. a genannten Angestellten, dass sie, ausgehend von der für sie geforderten 
zusätzlichen DV-Aus- oder Fortbildung, vertiefte DV-Kenntnisse einschließlich der anzuwendenden Arbeitstechniken 
erworben und diese Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben, 
b) bei den in der Anmerkung Nr. 1 Buchst. b genannten Angestellten, dass sie vertiefte Fachkenntnisse der im Rahmen der 
Anwendungsprogrammierung behandelten Aufgabenbereiche, der Organisation der Einrichtung und der angewendeten 
Arbeitstechniken erworben und diese Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben. 
Nr. 5 
Angestellte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Angestellte mit einer DV-Aus- oder Fortbildung, deren Inhalt und 
Umfang mindestens das DV-Grundwissen sowie das DV-Fachwissen ï Themenbereiche Programmentwicklung sowie 
Dateiverwaltung und Datenkommunikation ï vermittelt hat, wie es den Rahmenrichtlinien für die DV-Aus- und Fortbildung in 
der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95 a vom 22. Mai 1981) entspricht sowie mit einer praktischen Ausbildung oder einer 
praktischen Tätigkeit von mindestens neun Monaten in der DV-Organisation, der Anwendungsprogrammierung und der 
Maschinenbedienung. 
Nr. 6 
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Die Mitwirkung besteht z. B. in 
a) der Anfertigung von Teilen der Programmdokumentation; 
b) dem Entwurf der Programmlogik von einzelnen Funktionen eines Programms oder eines Programmbausteins (z. B. 
Signierkontrollen im Rahmen von Eingabekontrollen, Druckaufbereitung und Druck) und der anschließenden Umsetzung in 
eine Programmiersprache oder der Erstellung von Programm- und Steueranweisungen für Datensammelsysteme, 
COMGeräte oder vergleichbare DV-Geräte; 
c) dem Entwerfen von Testdaten nach Anweisung, dem manuellen Erarbeiten der Kontrollergebnisse für die Testdaten, der 
maschinellen Durchführung des Tests, dem Vergleich der manuellen und maschinellen Ergebnisse;  
d) der Analyse der Ursache einzelner Fehler. Die Umsetzung in eine Programmiersprache allein fällt nicht unter die 
Mitwirkung. 
Nr. 7 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus, dass die Angestellten auch nähere Fachkenntnisse der im Rahmen 
der Anwendungsprogrammierung behandelten Aufgabenbereiche der Organisation der Einrichtung und der angewendeten 
Arbeitstechniken erworben und diese Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben. 
 

IV. Angestellte in der DV-Systemtechnik 
Vorbemerkung: 

 
1Die DV-Systemtechnik umfasst unterschiedliche, abgrenzbare Teilgebiete, wie z.B. 
Betriebssysteme, Datenbanksoftware, Datenfernverarbeitungssoftware, Programmier-
sprachen, Hardware-Konfigurationen, Datenübertragungsnetze. 2Dem Angestellten in der DV-
Systemtechnik obliegt auf mindestens einem Teilgebiet der Entwurf, die Auswahl, 
Bereitstellung, Implementierung, Überwachung (Fehleranalyse und -beseitigung), Optimierung 
oder Fortentwicklung der einzusetzenden bzw. eingesetzten Hardware- oder Software-
komponenten sowie die Beratung und Unterstützung. 

 
Vergütungsgruppe II a 

 
Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, die sich in der DV-
Systemtechnik dadurch aus der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. 
herausheben, dass ihnen durch ausdrückliche Anordnung zusätzlich Leitungs- und 
Koordinierungstätigkeiten übertragen und mindestens drei Angestellte in der DV-
Systemtechnik mindestens der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. 
ständig unterstellt sind, nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe III Fallgruppe 1 
dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 

Vergütungsgruppe III 
 

1. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die sich in der DV-Systemtechnik dadurch aus der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 dieses 
Unterabschn. herausheben, dass ihnen durch ausdrückliche Anordnung zusätzlich Leitungs- 
und Koordinierungstätigkeiten übertragen und mindestens drei Angestellte in der DV-
Systemtechnik mindestens der Vergütungsgruppe IVa Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. 
ständig unterstellt sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die sich in der DV-Systemtechnik dadurch aus der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 dieses 
Unterabschn. herausheben, dass ihnen durch ausdrückliche Anordnung zusätzlich Leitungs- 
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und Koordinierungstätigkeiten übertragen und mindestens drei Angestellte in der DV-
Systemtechnik ständig unterstellt sind, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 4) 
 
3. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die in der DV-Systemtechnik Aufgaben mit einer hohen Funktionsvielfalt selbstständig 
bearbeiten und deren Tätigkeit sich durch die Größe des von ihnen auszufüllenden 
Gestaltungsspielraums aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. 
heraushebt,  
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3 und 5) 
 

Vergütungsgruppe IV a 
 

1. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z. B. 
Informatiker) und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die in der DV-Systemtechnik Aufgaben mit einer hohen Funktionsvielfalt selbstständig 
bearbeiten und deren Tätigkeit sich durch die Größe des von ihnen auszufüllenden 
Gestaltungsspielraums aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. 
heraushebt.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
2. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die in der DV-Systemtechnik Aufgaben mit einer hohen Funktionsvielfalt selbstständig 
bearbeiten, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 dieses 
Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 3 und 5) 
 
3. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die in der DV-Systemtechnik Aufgaben mit wenig differenzierten Funktionen selbstständig 
bearbeiten und deren Tätigkeit sich durch die Größe des von ihnen auszufüllenden 
Gestaltungsspielraums aus der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. 
heraushebt, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 2 dieses Unterabschn. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 3 und 5) 
 
 
 
 
 

Vergütungsgruppe IV b 
 

1. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
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die in der DV-Systemtechnik Aufgaben mit einer hohen Funktionsvielfalt selbstständig 
bearbeiten.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
2. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die in der DV-Systemtechnik Aufgaben mit wenig differenzierten Funktionen selbstständig 
bearbeiten und deren Tätigkeit sich durch die Größe des von ihnen auszufüllenden 
Gestaltungsspielraums aus der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. 
heraushebt.  
(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 
 
3. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die in der DV-Systemtechnik Aufgaben mit wenig differenzierten Funktionen selbstständig 
bearbeiten, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 3 und 5) 
 

Vergütungsgruppe V b 
 

1. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
die in der DV-Systemtechnik Aufgaben mit wenig differenzierten Funktionen selbstständig 
bearbeiten. 
 
2. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,  
in der DV-Systemtechnik, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
 
 
Anmerkungen: 
Nr. 1 
Aufgaben der DV-Systemtechnik haben eine hohe Funktionsvielfalt, wenn 
a) bei Software-Aufgaben die Systemsoftware (Grund- und systemnahe Software) viele Funktionen erfüllt, z. B. 
Betriebssoftware mit mindestens automatischer Job-Verwaltung, virtueller Speicherplatzverwaltung, paralleler Steuerung von 
mehreren Nutzungsformen (Betriebsarten, DIN 44 300 Nrn. 154 bis 162) oder vergleichbare Funktionen, 
Datenfernverarbeitungssoftware mit Leitungssteuerung, Warteschlangenverwaltung, Sicherungs- und Wiederanlauffunktionen 
oder vergleichbaren Funktionen, Datenbanksoftware zur Verwaltung großer gegliederter Datenbestände mit wahlweiser 
Speicherplatz- und Zugriffsoptimierung oder vergleichbarer Funktionen, Job-Abrechnungssysteme auf DV-Anlagen mit hohem 
Systemdurchsatz, wechselnden Aufgabenprofilen (Art, Ausprägung, Menge der Aufgaben) und einer hohen Zahl von 
unterschiedlichen Aufträgen, oder 
b) bei Hardware-Aufgaben die Hardware-Konfigurationen wechselnden Aufgabenprofilen gerecht werden müssen und den 
Einsatz von Systemsoftware mit vielen Funktionen erfordern.  
Nr. 2 
Ein großer Gestaltungsspielraum ist beim Entwurf, bei der Auswahl oder bei der Optimierung und Fortentwicklung von 
Systemsoftware oder von Hardware-Konfigurationen gegeben. 
Nr. 3 
Auf die Bewährungszeit sind Zeiten der Bewährung in einer Tätigkeit mindestens der jeweils nächstniedrigeren 
Vergütungsgruppe der Unterabschnitte I, II und III anzurechnen, es sei denn, dass diese Vergütungsgruppe nach Bewährung 
erreicht worden ist. Zeiten der Bewährung in einer gleichartigen DV-Tätigkeit in der DV-Systemtechnik außerhalb des 
Geltungsbereiches des ABD können ganz oder teilweise berücksichtigt werden. Auf die Bewährungszeit können Zeiten der 
Bewährung in einer Tätigkeit mindestens der jeweils nächstniedrigeren Vergütungsgruppe der Unterabschnitte VI und VII bis 
zur Hälfte angerechnet werden, es sei denn, dass diese Vergütungsgruppe nach Bewährung erreicht worden ist. Von der in 
dem Tätigkeitsmerkmal der Vergütungsgruppe II a geforderten Bewährungszeit muss jedoch mindestens die Hälfte in 
Vergütungsgruppe III Fallgruppe 1 dieses Unterabschn. zurückgelegt sein. 
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Nr. 4 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus, dass die Angestellten übergreifende Kenntnisse auf den 
unterschiedlichen Teilgebieten der DV-Systemtechnik erworben und diese Kenntnisse in der Leitungs- und 
Koordinierungstätigkeit zur Gewährleistung des Gesamtzusammenhangs der systemtechnischen Fragestellungen 
anzuwenden haben. 
Nr. 5 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus, dass die Angestellten übergreifende Kenntnisse auf den 
unterschiedlichen Teilgebieten und vertiefte Fachkenntnisse auf mindestens einem Teilgebiet der DV-Systemtechnik 
erworben und diese Kenntnisse unter Berücksichtigung des Gesamtzusammenhangs der systemtechnischen Fragestellungen 
anzuwenden haben. 
 

V. Angestellte in der Datenerfassung 
 

Vorbemerkungen: 
 

(1) Datenerfassung im Sinne dieses Unterabschn. ist die Bedienung eines Gerätes mit 
Tastatur (Alphazeichen, numerische Zeichen sowie Satz- und Sonderzeichen) oder mit 
sonstigen Erfassungshilfen (z.B. Funktionstasten, Lichtstift, Digitizer), um 
a) Daten von Vorlagen in eine DV-Anlage, ein programmgesteuertes Datenerfassungs- bzw. 
Datensammelsystem oder auf einen Datenträger (z.B. Lochkarte, Lochstreifen, Magnetband, 
Diskette) für Zwecke der Datenverarbeitung zu übertragen oder 
b) die Richtigkeit und Vollständigkeit der Datenerfassung zu prüfen und festgestellte Fehler 
(Abweichung der erfassten Daten von den Vorlagen) zu berichtigen, ohne dass ï außer in den 
Fällen der Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 4 dieses Unterabschn. ï die Daten inhaltlich 
verändert werden. Datenerfassung im Sinne dieses Unterabschn. ist auch die Leitung von 
Datenerfassungsgruppen. 
 
(2) Die Tätigkeit von Schreibkräften in der Texterfassung z.B. die Direkteingabe in 
Texterfassungsautomaten oder in andere Texterfassungsmedien sowie die Fertigung von 
Schreiben oder sonstigen geschlossenen Textteilen in maschinenlesbaren Schriftarten (z.B. 
OCR-Schrift), ist keine Datenerfassung im Sinne dieses Unterabschnitts. 
 
(3) Angestellte, die zur Erledigung ihrer fachlichen Aufgabe auch Daten erfassen (z.B. bei 
wissenschaftlich-technischen Berechnungen im Dialog, bei der Fortschreibung von 
Datenbeständen einschließlich Auskünften aus den Beständen, im Schalterdienst ï z.B. in 
Kassen-, im Meldewesen, bei Buchhaltungstätigkeiten, bei der Lagerhaltung), fallen nicht 
unter diesen Unterabschnitt. 
 

Vergütungsgruppe V b 
 

Angestellte, denen eine oder mehrere Gruppen mit insgesamt mindestens 40 Angestellten in 
der Datenerfassung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
 

Vergütungsgruppe V c 
 

Angestellte, denen eine oder mehrere Gruppen mit insgesamt mindestens 25 Angestellten in 
der Datenerfassung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
 
 
 

Vergütungsgruppe VI b 
 

1. Angestellte, denen mindestens zehn Angestellte in der Datenerfassung durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind. 
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2. Angestellte in der Datenerfassung, die Programm- und Steueranweisungen erfassen und 
dabei Formalfehler (Abweichungen von üblichen Symboldarstellungen in den Vorlagen) 
selbstständig berichtigen. 
 
3. Angestellte in der Datenerfassung, die in erheblichem Umfang Steuergeräte 
programmgesteuerter Datenerfassungssysteme mit mehreren Datenerfassungsstationen oder 
von Datensammelsystemen bedienen oder Programm- und Steueranweisungen für 
entsprechende Systeme aufgrund von Handbüchern erstellen. (Der Umfang der Tätigkeit ist 
erheblich, wenn er mindestens ein Drittel der gesamten Tätigkeit ausmacht.) 
 
4. Angestellte in der Datenerfassung, die sich dadurch aus der Vergütungsgruppe VII dieses 
Unterabschn. herausheben, dass sie in nicht unerheblichem Umfang nach vorgegebenen 
Arbeitsanweisungen selbstständige Urbelege prüfen und Daten verschlüsseln, offensichtliche 
Datenfehler berichtigen oder Daten formal ergänzen, soweit diese zusätzlichen Tätigkeiten 
gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordern. (Der Umfang der Tätigkeit ist nicht mehr 
unerheblich, wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht.) 
 

Vergütungsgruppe VII 
 

Angestellte in der Datenerfassung, die mit vielfältigen Formaten (z.B. Erfassungsbelege, 
Bildschirmmasken) mit wesentlich unterschiedlichem Inhalt und Aufbau arbeiten oder die aus 
vielfältigen Formaten mit wesentlich unterschiedlichem Inhalt und Aufbau fehlerhaft erfasste 
Daten berichtigen, nach einjähriger Bewährung in der Datenerfassung. 
 

Vergütungsgruppe VIII 
 

Angestellte in der Datenerfassung, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
 

 
Vergütungsgruppe IX b 

 
Angestellte in der Datenerfassung während einer Einarbeitungszeit von mindestens drei 
Monaten in der Datenerfassung. 
 

B. Angestellte in der Datenverarbeitung (DV) Teil VI - VII 

VI. Angestellte in der Produktionssteuerung 
 

Vorbemerkungen: 
 

(1) Produktionssteuerung im Sinne dieses Unterabschn. umfasst die Ablaufplanung, die 
Belegungsplanung, die Datenbankverwaltung, die Verwaltung von Systemhilfen und der 
Kapazität von Direktzugriffsspeichern sowie die Jobvor- und -nachbereitung. 
 
(2) Angestellte, deren Tätigkeit keine spezifischen DV-Kenntnisse verlangt, wie z.B. 
a) Kontrolle der Eingabedaten und Verarbeitungsergebnisse anhand von 
Prüfungsvorschriften, 
b) Datenträgerarchivierung 
 
werden von Teil II Abschn. B nicht erfasst. 
 

Vergütungsgruppe III 
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Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter der Produktionssteuerung bestellt 
sind und sich durch die Zahl der durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten 
Angestellten sowie durch die Anzahl und die Schwierigkeit der DV-Verfahren, die Gegenstand 
der Produktionssteuerung sind, aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 dieses 
Unterabschn. herausheben, 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2, 3, 4 und 5) 
 

Vergütungsgruppe IV a 
 

1. Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung als Leiter der Produktionssteuerung bestellt 
sind und sich durch die Zahl der durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten 
Angestellten sowie durch die Anzahl und die Schwierigkeit der DV-Verfahren, die Gegenstand 
der Produktionssteuerung sind, aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 1 dieses 
Unterabschn. herausheben.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2 und 3) 
 
2. Angestellte, die in der Ablaufplanung schwierige Aufgaben und umfangreiche und vielfältige 
Planungsaufgaben selbstständig bearbeiten, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 2 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 4, 5, 6, 7 und 8) 
 
3. Angestellte, die Datenbanken verwalten, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 4 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 5, 9, 10 und 11) 
 

Vergütungsgruppe IV b 
 

1. Angestellte, die in der Ablaufplanung schwierige Aufgaben oder umfangreiche und 
vielfältige Planungsaufgaben selbstständig bearbeiten und denen durch ausdrückliche 
Anordnung zusätzlich die Leitungstätigkeiten und Koordinierungstätigkeiten für den Bereich 
der Produktionssteuerung übertragen worden sind.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 6, 7, 8 und 12 )  
 
2. Angestellte, die in der Ablaufplanung schwierige Aufgaben und umfangreiche und vielfältige 
Planungsaufgaben selbstständig bearbeiten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 6, 7 und 8)  
 
3. Angestellte, die in der Ablaufplanung schwierige Aufgaben oder umfangreiche und 
vielfältige Planungsaufgaben selbstständig bearbeiten, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 4, 5, 6, 7 und 8)  
 
4. Angestellte, die Datenbanken verwalten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 9 und 10) 
 
 

Vergütungsgruppe V b 
 

1. Angestellte, die in der Ablaufplanung schwierige Aufgaben oder umfangreiche und 
vielfältige Planungsaufgaben selbstständig bearbeiten. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 6, 7, und 8)  
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2. Angestellte, die in der Ablaufplanung selbstständig tätig sind, 
nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 1 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 4, 5, 6 und 13)  
 
3. Angestellte, die in der Belegungsplanung vielfältige Planungsaufgaben selbstständig 
bearbeiten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 13, 14 und 15) 
 
4. Angestellte, die Datenbanken verwalten, soweit nicht anderweitig eingruppiert.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 10) 
 
5. Angestellte, die vielfältige Systemhilfen oder die Kapazität von Direktzugriffsspeichern bei 
vielfältigen Speicherungsformen verwalten.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 16, 17 und 18) 
 
6. Angestellte, die Systemhilfen oder die Kapazität von Direktzugriffsspeichern verwalten, 
nach dreijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 2 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 5, 16 und 17) 
 
7. Angestellte, die die maschinelle Verarbeitung von schwierigen Jobs vorbereiten oder die 
Ergebnisse der maschinellen Verarbeitung von schwierigen Jobs kontrollieren, 
nach dreijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 3 dieses Unterabschn.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 5, 19, 20, 21 und 22) 
 

Vergütungsgruppe V c 
 

1. Angestellte, die in der Ablaufplanung oder in der Belegungsplanung tätig sind, soweit nicht 
anderweitig eingruppiert.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 6, 13 und 14) 
 
2. Angestellte, die Systemhilfen oder die Kapazität von Direktzugriffsspeichern verwalten, 
soweit nicht anderweitig eingruppiert.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 16 und 17) 
 
3. Angestellte, die die maschinelle Verarbeitung von schwierigen Jobs vorbereiten oder die 
Ergebnisse der maschinellen Verarbeitung von schwierigen Jobs kontrollieren.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 19, 20, 21 und 22) 
 

Vergütungsgruppe VI b 
 

Angestellte, die die maschinelle Verarbeitung von Jobs vorbereiten oder die Ergebnisse der 
maschinellen Verarbeitung von Jobs kontrollieren.  
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 19, 20 und 22) 
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Anmerkungen: 
Nr. 1 
Angestellte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
a) Angestellte, die vor ihrem Einsatz in dieser Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse im Sinne des 
Tätigkeitsmerkmals der Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1a des Teils I ï außerhalb der Datenverarbeitung ï erworben 
haben, mit einer zusätzlichen DV-Ausbildung oder -Fortbildung, die das DV-Grundwissen und -Fachwissen vermittelt hat, wie 
es den Rahmenrichtlinien für die DV-Ausbildung und -Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95 a vom 22. Mai 
1981) für Beschäftigte in der DV-Anwendungsorganisation oder in der Anwendungsprogrammierung entspricht ï dabei 
können an die Stelle des Themenbereichs Programmentwicklung Ausbildungsinhalte treten, die nur für Ablaufplaner und 
Belegungsplaner vorgesehen sind ï, sowie mit einer praktischen Ausbildung oder einer praktischen Tätigkeit von mindestens 
neun Monaten in der DV-Organisation, der Anwendungsprogrammierung und der Maschinenbedienung mit entsprechender 
Tätigkeit, 
b) Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z. B. Informatiker) und entsprechender Tätigkeit 
sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben. 
Nr. 2 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus, dass dem Angestellten mindestens fünf Angestellte in der 
Produktionssteuerung im Sinne dieses Abschnitts, davon mindestens zwei Angestellte der Vergütungsgruppe IV a oder 
Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe 2, durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
Nr. 3 
Ein DV-Verfahren im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals ist die Summe aller organisatorischen und programmiertechnischen 
Arbeitsabläufe, die für die maschinelle Erledigung einer bestimmten Fachaufgabe erforderlich sind. 
Nr. 4 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus, dass die Angestellten vertiefte Fachkenntnisse in dem zu 
bearbeitenden Aufgabengebiet und Fachkenntnisse in der DV-Systemtechnik erworben sowie diese Kenntnisse bei ihrer 
Tätigkeit anzuwenden haben. 
Nr. 5 
Auf die Bewährungszeit sind Zeiten der Bewährung in einer Tätigkeit mindestens der jeweils nächstniedrigeren 
Vergütungsgruppe der Unterabschnitte I, II, III, IV und VII anzurechnen, es sei denn, dass diese Vergütungsgruppe nach 
Bewährung erreicht worden ist. Zeiten der Bewährung in einer gleichartigen DV-Tätigkeit in der Produktionssteuerung 
außerhalb des Geltungsbereichs des ABD können ganz oder teilweise berücksichtigt werden. 
Nr. 6 
Für die Ablaufplanung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gilt Folgendes: 
a) Ablaufplanung ist die Planung der Auftragsabwicklung zur optimalen Nutzung vorhandener personeller und maschineller 
Ressourcen und Vermeidung von Engpässen und Terminschwierigkeiten. Hierzu gehören: 
  aa) Feststellung betrieblicher und terminlicher Auswirkungen neuer DV-Verfahren; 
  bb) Feststellung zeitkritischer Aufträge; 
  cc) Einplanung von Personalkapazität / Maschinenkapazität zur Gewährleistung termingerechter Erledigung der Aufträge;  
  dd) frühzeitige Erkennung von Terminengpässen; 
  ee) Beratung der Anwender in der Termingestaltung; 
  ff) Vorgabe von Ablaufplänen und Prioritäten für die Steuerung der Erledigung der Aufträge; 
  und 
  gg) begleitende Kontrolle der Auftragserledigung mit der Analyse, Bearbeitung und Auswertung von Reklamationen der 
Anwender. 
Für die Eingruppierung ist es unschädlich, wenn einzelne dieser Aufgaben nicht wahrgenommen 
werden. 
b) Ein Auftrag umfasst eine oder mehrere, zu einem Arbeitsgang zusammengefasste einzelne Arbeiten, die in einem DV-
Verfahren erforderlich sind, z. B. Datenerfassung, Erledigung von einem oder mehreren Jobs (Anmerkung Nr. 20), 
Nachbearbeitung (z. B. Trennen, Falzen, Kuvertieren). 
Nr. 7 
Schwierige Aufgaben in der Ablaufplanung sind insbesondere: 
a) Mitwirkung an der Verfahrensentwicklung bzw. -änderung mit dem Ziel der zweckmäßigen Gestaltung des Ablaufs von DV-
Verfahren zur effektiven Nutzung der Ressourcen des Rechenzentrums, 
b) Bereitstellung von Daten für die Planung von Hardware und Software und 
c) Ermittlung von Parametern bei automatisierter Job-Ablaufsteuerung. 
Es müssen mindestens zwei schwierige Aufgaben wahrgenommen werden. 
Nr. 8 
Umfangreiche und vielfältige Planungsaufgaben in der Ablaufplanung sind gegeben, wenn 
a) Aufträge aus einer Vielzahl verschiedener DV-Verfahren aus unterschiedlichen Anwendungsbereichen (z. B. 
Materialbewirtschaftung, Personalwesen, Finanzwesen) einzuplanen 
sind und 
b) dabei in nicht unerheblichem Umfang nach Zeitpunkt oder Umfang nicht vorhersehbare Aufträge (z. B. ad-hoc-
Auswertungen für Planungszwecke, Wiederholungsarbeiten, Umfang von online-Anwendungen) oder zeitkritische Aufträge (z. 
B. Aufträge mit Tagesfertigkeit) einzuplanen sind, die eine kurzfristige Festlegung oder Änderung von Prioritäten erfordern. 
Nr. 9 
Die Verwaltung von Datenbanken setzt voraus, dass die Angestellten eingehende Kenntnisse in dem angewendeten 
Datenbankverwaltungssystem anzuwenden haben und eine praktische Tätigkeit in der Anwendungsprogrammierung oder der 
DV-Systemtechnik von mindestens zwölf Monaten zurückgelegt haben. 
Nr. 10 
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Datenbank ist eine Datenbasis, die ï ohne Rücksicht auf die logische Struktur ï unter Anwendung eines 
Datenbankverwaltungssystems (IMS, UDS, ADABAS oder Systeme mit vergleichbarem Funktionsumfang) geführt wird und 
von mehreren Anwendungsprogrammen gemeinsam genutzt werden kann. 
Zur Verwaltung von Datenbanken gehören insbesondere: 
a) Zuweisen von Pufferbereichen, 
b) Berechnung des Speicherplatzbedarfs, 
c) Führen eines Verzeichnisses über Speicherplatzbelegung, 
d) Job-Vorbereitung für Aufbau und Pflege von Datenbeschreibungstabellen, 
e) Überwachen der Rekonstruierbarkeit von Datenbanken, 
f) Veranlassen von Sicherungsläufen und 
g) verantwortliche Beteiligung an der Wiederherstellung von Datenbanken. 
Nr. 11 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus, dass die Angestellten vertiefte Fachkenntnisse in dem 
angewendeten Datenbankverwaltungssystem und Fachkenntnisse in der DV-Systemtechnik erworben sowie diese 
Kenntnisse bei ihrer Tätigkeit anzuwenden haben. 
Nr. 12 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus, dass dem Angestellten mindestens drei Angestellte in der 
Produktionssteuerung im Sinne dieses Unterabschn. durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
Nr. 13 
Angestellte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Angestellte mit fachlichen Kenntnissen des zu bearbeitenden 
Aufgabengebietes, mit einer zusätzlichen DV-Ausbildung oder Fortbildung, deren Inhalt und Umfang mindestens das DV-
Grundwissen und -Fachwissen vermittelt hat, wie es den Rahmenrichtlinien für die DVAusbildung und -Fortbildung in der 
öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95a vom 22. Mai 1981) für Beschäftigte in der Produktionssteuerung (Ablauf- und 
Belegungsplaner) entspricht, mit Kenntnissen der eingesetzten DV-Anlagen und Systemsoftware sowie mit einer praktischen 
Ausbildung oder einer praktischen Tätigkeit von mindestens sechs Monaten in der Maschinenbedienung. 
Nr. 14 
Belegungsplanung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals ist gegeben, wenn in Rechenzentren mit umfangreichen 
Anwendungen die folgenden Aufgaben in der lokalen Stapelverarbeitung (Abs. 5 Buchst. a der Vorbemerkungen zu 
Unterabschnitt VII) wahrzunehmen sind: 
a) Analyse der zu erledigenden Jobs nach ihren Ansprüchen an maschinelle Kapazitäten und ihren zeitlichen und logischen 
Abhängigkeiten, 
b) Ordnung und Zusammenstellung der Jobs mit dem Ziel, die maschinellen Kapazitäten optimal auszunutzen, und 
c) Auswertung der Ergebnisse der Beobachtung des Systemverhaltens. 
Nr. 15 
Vielfältige Planungsaufgaben der Belegungsplanung liegen vor, wenn zahlreiche Jobs unterschiedlicher DV-Struktur 
einzuplanen sind. Sie liegen auch dann vor, wenn unterschiedliche Nutzungsformen wie Stapelverarbeitung und 
Dialogverarbeitung (Abs. 5 Buchst. b der Vorbemerkungen zu Unterabschnitt VII) angewendet werden. 
Nr. 16 
Angestellte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Angestellte mit einer DV-Ausbildung oder DV-Fortbildung, deren Inhalt 
und Umfang mindestens das DV-Grundwissen und DV-Fachwissen vermittelt hat, wie es den Rahmenrichtlinien für die DV-
Ausbildung und DV-Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95a vom 22. Mai 1981) für Beschäftigte in der 
Produktionssteuerung (Verwalter von Systemhilfen und Direktzugriffsspeichern) entspricht, sowie mit einer praktischen 
Ausbildung oder einer praktischen Tätigkeit von mindestens zwölf Monaten als Angestellte in der Bedienung von DV-Anlagen 
oder einer vergleichbaren Tätigkeit nach diesem Abschnitt. 
Nr. 17 
Systemhilfen sind betriebsablaufunterstützende Dateien, z. B. die Bibliotheken für Produktionsprogramme, Dateienkataloge, 
Prozedurbibliotheken, Accountingbestände. Ihre Verwaltung umfasst die laufende Pflege und zeitgerechte Bereitstellung zur 
Nutzung durch den Betrieb. Zum Verwalten von Kapazität von Direktzugriffsspeichern gehören z. B.: 
a) Führen eines Verzeichnisses über die Speicherplatzbelegung, 
b) Berechnen des Speicherplatzbedarfs für Dateien und Verteilung auf Speichergeräte, 
c) Anlegen von neuen Dateien, 
d) Durchführen von Sicherungsmaßnahmen, 
e) Überwachen der Rekonstruierbarkeit von Dateien, 
f) Löschen von Dateien nach Verfall oder Freigabe. 
Nr. 18 
Vielfältige Systemhilfen sind zahlreiche, nach Art und Funktion unterschiedliche Systemhilfen. Vielfältige Speicherungsformen 
liegen vor, wenn Dateien mit mindestens drei verschiedenen Zugriffsmethoden bei der Verwaltung zu berücksichtigen sind. 
Nr. 19 
Angestellte im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Angestellte mit einer DV-Ausbildung oder -Fortbildung, deren Inhalt und 
Umfang mindestens das 
DV-Grundwissen und -Fachwissen vermittelt hat, wie es den Rahmenrichtlinien für die DVAusbildung und -Fortbildung in der 
öffentlichen Verwaltung (BAnz. Nr. 95a vom 22. Mai 1981) für Beschäftigte in der Produktionssteuerung (Job-Vor- und 
Nachbereiter) entspricht, mit gründlichen Kenntnissen des Aufgabengebiets sowie mit einer praktischen Ausbildung von 
mindestens einem Monat in der Maschinenbedienung. 
Nr. 20 
Ein Job im Sinne dieses Unterabschn. umfasst ein Anwendungsprogramm oder mehrere Anwendungsprogramme, die 
arbeitstechnisch zusammengefasst sind und gegebenenfalls von einer katalogisierten Folge von Steueranweisungen 
gesteuert werden. 
Nr. 21 
Schwierige Jobs liegen dann vor, wenn viele unterschiedliche Steueranweisungen zu überprüfen und ein hoher Anteil an 
unterschiedlichen Arbeitsmitteln zu berücksichtigen oder wenn viele verschiedenartige Unterlagen zu kontrollieren sind. 
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Nr. 22 
Die Anwendung dieses Tätigkeitsmerkmals setzt voraus, dass die Angestellten 
a) die maschinelle Verarbeitung bei DV-Anlagen mit Betriebssystemen, die den Mehrprogrammbetrieb (DIN 44300 Nr. 157) 
ermöglichen, vorbereiten (Job-Vorbereitung) 
oder 
b) die Ergebnisse der maschinellen Verarbeitung kontrollieren (Job-Nachbereitung).  
Zur Job-Vorbereitung gehören insbesondere 
a) das Überprüfen von Steueranweisungen (z. B. Job-Control, Vorlaufkarten) auf Vollständigkeit, Reihenfolge und Richtigkeit 
sowie 
b) das Anfordern von Arbeitsmitteln (z. B. Datenträger, Formulare, Bedienungsanleitungen, Hilfsmittel zur Druckvorbereitung) 
aufgrund der Verfahrensdokumentationen sowie aufgrund von Kenntnissen der Verfahren, zu denen die zu erledigenden 
Aufträge gehören, und der eingesetzten Betriebssysteme. 
Zur Job-Nachbereitung gehören insbesondere 
a) das Prüfen auf Vollständigkeit und maschinelle Richtigkeit der erstellten Unterlagen einschließlich der Ablauffolge 
und 
b) das Veranlassen der Beseitigung von Fehlern. 
 

VII. Angestellte in der Maschinenbedienung 
 

Vorbemerkungen: 
 

(1) 1Unter diesen Abschnitt fallen Angestellte, die Zentraleinheiten von DV-Anlagen oder DV-
Geräte bedienen, sowie Angestellte, die Leitungstätigkeiten und Koordinierungstätigkeiten 
ausüben, wie sie üblicherweise bei der Maschinenbedienung anfallen können (z.B. Leitung 
eines Maschinensaals, Leitung einer Schicht). 2Angestellte, die bei Erledigung ihrer 
Fachaufgaben DV-Anlagen oder DV-Geräte benutzen (z.B. Angestellte in der 
Textverarbeitung, an Abfragebildschirmen, in der Maschinenbuchhaltung von Kassen und 
Zahlstellen, in der Nachrichtenübermittlung), 
fallen nicht unter diesen Unterabschnitt. 
 
(2) Unter Bedienung von DV-Anlagen oder DV-Geräten wird das Inbetriebsetzen, Steuern, 
Überwachen, Rüsten und Abschalten verstanden. 
 
(3) DV-Geräte sind technische Einrichtungen wie Bandgeräte, Platteneinheiten, Drucker oder 
Belegleser, die nicht alle Merkmale, aber mindestens ein Merkmal einer DV-Anlage erfüllen. 
 
(4) Bei technischen Einrichtungen, die sowohl in der Funktion eines DV-Gerätes, sofern sie 
mit einem zentralen Rechner verbunden und von diesem gesteuert sind, als auch in der 
Funktion einer selbstständigen DV-Anlage betrieben werden können (z.B. RJE-Stationen ï 
das sind räumlich abgesetzte Maschinen mit Eingabefunktion und Ausgabefunktion zur 
Stapelverarbeitung auf DV-Anlagen ï, Datensammelsysteme), kommt es für die 
Eingruppierung darauf an, in welcher Funktion diese technischen Einrichtungen überwiegend 
genutzt werden. 
 
(5) Der Schwierigkeitsgrad der Bedienung von DV-Anlagen wird ï bezogen auf die von dem 
Angestellten zu bedienende Steuerungseinrichtung (z.B. Steuerpult, Bedienfeld, 
Konsolbildschirm) ï durch die Nutzungsform bestimmt, die entsprechende Hardware-
Konfigurationen und Systemsoftware (Anmerkung Nr. 1 zu Unterabschnitt IV) voraussetzt. 
Nutzungsformen in diesem Sinne sind: 
a) 1Stapelverarbeitung (Stapelbetrieb, DIN 44 300 Nr. 160), d. h. eine Aufgabe muss 
vollständig gestellt sein, bevor mit der Abwicklung begonnen werden kann. 2Wenn die 
Programme oder Daten im Rechenzentrum eingegeben werden, handelt es sich um lokale 
Stapelverarbeitung; wenn die Programme oder Daten räumlich entfernt über eine 
Benutzerstation (DIN 44 300 Nr. 114) eingegeben werden, handelt es sich um 
Stapelfernverarbeitung. 
b) Dialogverarbeitung (Dialogbetrieb, DIN 44 300 Nr. 162), d. h. während der Verarbeitung 
findet eine aufgabenorientierte Kommunikation zwischen der DV-Anlage und den Benutzern in 
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folgenden Formen statt; dabei lassen sich die Anforderungen nicht über eine 
Produktionssteuerung koordinieren: 
1Teilnehmerbetrieb ist eine benutzergesteuerte Nutzungsform, bei der die Benutzer im 
Rahmen allgemeiner Betriebsordnungen Zeitpunkt, Art und Umfang ihrer Anforderungen an 
die DV-Anlage selbst bestimmen. 2Teilhaberbetrieb ist eine ablaufgesteuerte Nutzungsform, 
bei der die Benutzer nur im Rahmen vorgegebener, auf eine bestimmte Dialoganwendung 
zugeschnittener Programme arbeiten (z.B. Auskunftssystem). 3Die Nutzung einer DV-Anlage 
für betriebliche Funktionen (z.B. Bedienung, Systemtechnik, Produktionssteuerung) gilt nicht 
als Dialogverarbeitung im Sinne dieses Unterabschn., auch wenn hierfür Benutzerstationen 
benutzt werden, die an die DV-Anlage angeschlossen sind. 
 

Vergütungsgruppe III 
 

Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen 
Leitungstätigkeiten und Koordinierungstätigkeiten bei mindestens zwei DV-Anlagen, deren 
Bedienung jeweils hohen Schwierigkeitsgrad hat, durch ausdrückliche Anordnung übertragen 
worden sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, und 2) 
 

Vergütungsgruppe IV a 
 

1. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, denen 
Leitungstätigkeiten und Koordinierungstätigkeiten bei mindestens zwei DV-Anlagen, deren 
Bedienung jeweils mittleren Schwierigkeitsgrad hat, durch ausdrückliche Anordnung 
übertragen worden ist. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 

2. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Angestellte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, die DV-Anlagen 
bedienen, deren Bedienung hohen Schwierigkeitsgrad hat, und denen durch ausdrückliche 
Anordnung besondere Befugnisse übertragen worden sind oder an deren Tätigkeit 
außergewöhnliche Anforderungen gestellt werden. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 3 und 4) 
 

Vergütungsgruppe IV b 
 

1. Angestellte, denen Leitungstätigkeiten und Koordinierungstätigkeiten bei mindestens zwei 
DV-Anlagen durch ausdrückliche Anordnung übertragen worden sind, soweit nicht anderweitig 
eingruppiert. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 5) 
 
2. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung hohen 
Schwierigkeitsgrad hat, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 1 dieses Abschnitts. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2 und 7) 
 
3. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung hohen Schwierigkeitsgrad hat, 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V b Fallgruppe 2 dieses Abschnitts. 
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(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 5 und 7) 
 
4. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung mittleren Schwierigkeitsgrad 
hat, und denen durch ausdrückliche Anordnung besondere Befugnisse übertragen worden 
sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 5 und 6) 

Vergütungsgruppe V b 
 

1. Angestellte mit abgeschlossener einschlägiger Fachhochschulausbildung (z.B. Informatiker) 
und entsprechender Tätigkeit, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung hohen 
Schwierigkeitsgrad hat. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 
 
2. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung hohen Schwierigkeitsgrad hat, 
nach einjähriger Einarbeitungszeit in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 1 dieses Abschnitts. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 5 und 9) 
 
3. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung mittleren Schwierigkeitsgrad 
hat,  
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe V c Fallgruppe 2 dieses Abschnitts. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 5 und 7) 
 
4. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung einfachen Schwierigkeitsgrad 
hat, und denen durch ausdrückliche Anordnung besondere Befugnisse übertragen worden 
sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 5 und 8) 
 

Vergütungsgruppe V c 
 

1. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung hohen Schwierigkeitsgrad hat, 
soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2 und 5) 
 
2. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung mittleren Schwierigkeitsgrad 
hat, 
nach sechsmonatiger Einarbeitungszeit in Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 1 dieses 
Abschnitts. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 5 und 9) 
 
3. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung einfachen Schwierigkeitsgrad 
hat,  
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VI b Fallgruppe 2 dieses Abschnitts. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 5 und 7) 
 
4. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn ihnen durch ausdrückliche Anordnung 
besondere Befugnisse übertragen worden sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 5 und 8) 
 

Vergütungsgruppe VI b 
 

1. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung mittleren Schwierigkeitsgrad 
hat, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2 und 5) 
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2. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung einfachen Schwierigkeitsgrad 
hat,  
nach sechsmonatiger Einarbeitungszeit in Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 1 dieses 
Abschnitts. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2, 5 und 9) 
3. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen,  
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 2 dieses Abschnitts. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 5) 
 
4. Angestellte, die DV-Geräte bedienen, wenn ihnen durch ausdrückliche Anordnung 
besondere Befugnisse übertragen worden sind. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 8 und 10) 
 

Vergütungsgruppe VII 
 

1. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, wenn die Bedienung einfachen Schwierigkeitsgrad 
hat, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
(Hierzu Anmerkungen Nrn. 2 und 5) 
 
2. Angestellte, die DV-Anlagen bedienen, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 5) 
 
3. Angestellte, die DV-Geräte bedienen,  
nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe VIII dieses Abschnitts. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 10) 
 

Vergütungsgruppe VIII 
 

Angestellte, die DV-Geräte bedienen, soweit nicht anderweitig eingruppiert. 
(Hierzu Anmerkung Nr. 10) 
Anmerkungen: 
Nr. 1 
Leitungstätigkeiten und Koordinierungstätigkeiten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals (Leitung eines Maschinensaals) liegen 
vor, wenn durch ausdrückliche Anordnung die folgenden Aufgaben übertragen sind: 
a) Aufsicht und Koordinierung eines Mehrschichtbetriebes, 
b) Gesamtverantwortung für die im Maschinensaal installierten DV-Anlagen, DV-Geräte und sonstigen technischen 
Einrichtungen sowie für die betriebliche Sicherheit und 
c) Vorschläge zur Maschinenausstattung und zur Personalschulung. 
 
Nr. 2 
Für die Schwierigkeitsgrade gilt Folgendes: 
a) Die Bedienung von DV-Anlagen hat einfachen Schwierigkeitsgrad, wenn 
  aa) in der Stapelverarbeitung mindestens 1,5 Jobs gleichzeitig verarbeitet werden 
  oder 
  bb) in der Dialogverarbeitung der Ablauf einer Dialoganwendung mit mindestens 20 angeschlossenen und aktiven 
Benutzerstationen zu steuern ist 
  oder 
  cc) gleichzeitig der Ablauf von Stapelverarbeitung und Dialogverarbeitung zu steuern ist. 
b) Die Bedienung von DV-Anlagen hat mittleren Schwierigkeitsgrad, wenn 
  aa) in der Stapelverarbeitung mindestens vier Jobs gleichzeitig verarbeitet werden 
  oder 
  bb) gleichzeitig Stapelverarbeitung und Dialogverarbeitung durchzuführen sind und in der Stapelverarbeitung mindestens  
zwei Jobs gleichzeitig verarbeitet werden und in der Dialogverarbeitung mindestens fünf Benutzerstationen angeschlossen 
und aktiv sind 
oder 
  cc) in der Dialogverarbeitung der Ablauf einer Dialoganwendung mit mindestens 50 angeschlossenen und aktiven 
Benutzerstationen zu steuern ist oder zwei verschiedenartige und voneinander unabhängige Dialoganwendungen mit 
insgesamt mindestens 20 angeschlossenen und aktiven Benutzerstationen zu betreiben sind. 
c) Die Bedienung von DV-Anlagen hat hohen Schwierigkeitsgrad, wenn 
  aa) in der Stapelverarbeitung sechs Jobs gleichzeitig verarbeitet werden 












































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































